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Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz 
 

 
 
 
                   Mainz, im März 2009 
 
 
 
Gemäß § 7 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz lege 

ich hiermit meinen schriftlichen Bericht über meine Tätigkeit im Jahr 2008 vor.  

 

Die Anzahl der Neueingaben hat sowohl bei den zulässigen als auch den unzulässigen einen 

neuen Höchststand erreicht. Unter den „unzulässigen“ Eingaben befinden sich allerdings auch 

1.176 Legislativeingaben, mit denen eine Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften begehrt 

wurde; diese wurden dem Bürgerbeauftragten zwar zugeleitet, für die Bearbeitung ist allerdings 

der Petitionsausschuss des Landtags unmittelbar zuständig. Mein Dank gilt den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern im Büro des Bürgerbeauftragten und den Mitgliedern des Petitionsausschusses 

sowie der Strafvollzugskommission, aber auch allen Verwaltungen, die an Petitionsverfahren 

beteiligt waren, für ihre engagierte Mitarbeit. 

 

Auch in diesem Jahresbericht wird wieder auf verschiedene Themen, denen aus unterschiedli-

chen Gründen eine besondere Bedeutung zukommt, eingegangen. Im Übrigen spricht sich der 

Bürgerbeauftragte für eine Fortentwicklung des Petitionsrechts durch die Einführung der Öffentli-

chen Petition in Rheinland-Pfalz aus. 

 

 

 

 

 

Ullrich Galle 
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1. Teil  Allgemeiner Arbeitsbericht 

 

 

Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben 

 

Die Anzahl der Neueingaben lag 2008 bei 5.338. Die Anzahl der zulässigen Eingaben 

beläuft sich dabei auf 3.748. Die Anzahl der unzulässigen Eingaben ist 1.590. 

 

Unter den unzulässigen Eingaben befinden sich insgesamt 1.176 Legislativeingaben, mit 

denen eine Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften begehrt wurde; diese wurden 

dem Bürgerbeauftragten zwar zugeleitet, für die Bearbeitung ist allerdings der Petitions-

ausschuss des Landtags unmittelbar zuständig. Näheres zu Legislativeingaben wird im 

3. Teil, Seite 131 ausgeführt. 

 

Bei den Schwerpunkten hat sich im Vergleich zu den Vorjahren insoweit eine deutli-

che Verschiebung ergeben, indem das Sachgebiet Landwirtschaft und Umwelt mit 

einer Steigerung von 7,6 % auf 24,2 % an der Spitze liegt. Dies ist allerdings im We-

sentlichen darauf zurückzuführen, dass allein über 600 Eingaben den Hochwasser-

schutz in einer Ortsgemeinde betrafen. An zweiter Stelle liegt nunmehr das Sachge-

biet Rechtspflege mit einem leichten Rückgang von 19,7 % auf 18,7 %, gefolgt von 

dem Sachgebiet Sozialwesen mit einem Rückgang von 17,3 % auf 14,6 %. Erneut 

zurückgegangen ist der Anteil der Eingaben zum Sachgebiet Ordnungsverwaltung, 

das mit 11,1 % gegenüber 12,1 % im Vorjahr den vierten Rang belegt. Mit einem 

Rückgang von 14,5 % auf 8,1 % ist der Anteil der Eingaben zum Sachgebiet Ge-

meindeverfassungsrecht/Kommunales Abgabenrecht ebenfalls zurückgegangen. Bei 

den übrigen Sachgebieten kam es zu keinen auffallenden Veränderungen gegenüber 

dem Vorjahr. 

 

Abgesehen davon, dass aus den vorgenannten Gründen der Bereich Gewässerun-

terhaltung, Wasserrecht, Hochwasser mit 16,9 % die Spitzenposition belegt, liegen 

wie im Vorjahr die Bereiche Strafvollzug mit einem Rückgang von 15,4 % auf 14,3 % 

und der Bereich Leistungen nach SGB II und SGB XII mit einem Rückgang von     

13,4 % auf 11,1 % an vorderster Stelle. Es folgen die Eingaben, die das Straßenver-

kehrsrecht betreffen, mit einer leichten Steigerung von 5,2 % auf 5,6 % sowie sonsti-

ge kommunale Angelegenheiten und Baugenehmigungsverfahren mit jeweils 3,6 %. 
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Form der Eingaben 

 

Bei der Erfassung von Eingaben im Büro des Bürgerbeauftragten wird unterschieden, 

ob diese schriftlich, in einem persönlichen Gespräch oder in einem Telefongespräch 

erfolgen. Darüber hinaus wurden wegen der zunehmend genutzten Möglichkeit, Ein-

gaben per E-Mail einzulegen, erstmals auch die per E-Mail eingelegten Eingaben 

gesondert erfasst. Ihr Anteil liegt bei 12,2 %. Demgegenüber sind die schriftlichen 

Eingaben von 80,5 % auf 74,7 %, die telefonischen Eingaben von 4,7 %  auf 3,2 % 

und die persönlichen Eingaben von 14,8 % auf 9,7 % zurückgegangen. 

 

 

Eingaben nach dem Wohnsitz der Petentinnen und Pete nten 

 

Im Büro des Bürgerbeauftragten werden Eingaben u.a. auch nach dem Wohnsitz der 

Petentinnen und Petenten in den kreisfreien Städten und Landkreisen erfasst. Die 

Vergleichbarkeit wird dadurch hergestellt, dass der Anteil der Eingaben bezogen auf 

10.000 Einwohnerinnen und Einwohner einer Stadt oder eines Landkreises errechnet 

wird. 

 

Nicht in die Berechnung einbezogen werden Eingaben von Personen, die in anderen 

Bundesländern oder im Ausland leben oder sich in Justizvollzugsanstalten befinden. 

 

Durchschnittlich wandten sich 11,3 von 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern des 

Landes Rheinland-Pfalz an den Bürgerbeauftragten. 

 

Im Berichtsjahr wird der Spitzenplatz vom Landkreis Mainz-Bingen mit 39,9 von 

10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern eingenommen. Die folgenden Plätze neh-

men der Landkreis Cochem-Zell mit 18,2, der Landkreis Bad Dürkheim mit 16,7 und 

der Landkreis Kusel mit 15,5 ein. Die wenigsten Eingaben je 10.000 Einwohnerinnen 

und Einwohner kamen mit 4,9 aus der Stadt Speyer und mit 5,0 aus der Stadt Neu-

stadt an der Weinstraße. Der Landkreis mit den wenigsten Eingaben ist der Landkreis 

Südliche Weinstraße mit 6,6. 
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Abschließend bearbeitete Eingaben  

 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr vom Bürgerbeauftragten 7.377 Eingaben bearbei-

tet. Diese Zahl ergibt sich aus den Neueingaben im Berichtsjahr und den unerledigten 

Eingaben aus den Vorjahren. 

 

Abgeschlossen wurden im Jahr 2008 insgesamt 5.030 Eingaben. 

 

70,0 % der zulässigen Eingaben konnten im Sinne der Petentinnen und Petenten 

beziehungsweise mit einer weiterführenden Hilfe abgeschlossen werden. 

 

 

Bürgernähe durch Sprechtage 

 

Wie bereits in der bisherigen Amtszeit des Bürgerbeauftragten haben die Sprechtage 

einen hohen Stellenwert; sie wurden am Dienstsitz des Bürgerbeauftragten in Mainz 

sowie in Kreisverwaltungen abgehalten. Hinzu kam ein Sprechtag in der JVA Trier. 

Insgesamt fanden 31 Sprechtage statt. 

 

 

Sprechtage des Bürgerbeauftragten 2008 

 

Kreisverwaltung Kaiserslautern 

Kreisverwaltung Bad Kreuznach 

Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis 

Kreisverwaltung Trier-Saarburg 

Kreisverwaltung Bad Dürkheim 

Kreisverwaltung Westerwaldkreis 

Kreisverwaltung Donnersbergkreis 

Kreisverwaltung Neuwied 

Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich 

JVA Trier 

Kreisverwaltung Südwestpfalz 

Kreisverwaltung Altenkirchen 

Kreisverwaltung Eifelkreis Bitburg-Prüm 

Kreisverwaltung Südliche Weinstraße  
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Kreisverwaltung Ahrweiler 

Kreisverwaltung Kusel 

Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis 

Kreisverwaltung Vulkaneifel 

Kreisverwaltung Rhein-Lahn-Kreis 

Kreisverwaltung Birkenfeld 

Kreisverwaltung Alzey-Worms 

Kreisverwaltung Germersheim 

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz. 

 

Hinzu kamen acht Sprechtage im Büro des Bürgerbeauftragten in Mainz. 

 

 

Allgemeines aus der Tätigkeit des Bürgerbeauftragte n 

 

Die Zahl der Eingaben an den Bürgerbeauftragten erreichte im Berichtsjahr einen 

neuen Höchststand. Dabei wird die Bearbeitung der Eingaben zunehmend schwieri-

ger und anspruchsvoller. Dies liegt zum einen daran, dass wegen gesteigerter Erwar-

tungen der Petentinnen und Petenten an die Bearbeitung ihrer Eingaben in einer zu-

nehmenden Anzahl von Fällen zusätzliche Ermittlungen und Erklärungen notwendig 

werden. Zum anderen gestalten sich aber auch die Ermittlungen zunehmend schwie-

riger, weil die Mitwirkung der Verwaltungen nicht immer den Mitwirkungspflichten im 

Petitionsverfahren entspricht. Aus diesem Grund hat die Arbeitsbelastung im Büro 

des Bürgerbeauftragten deutlich zugenommen. Der Bürgerbeauftragte ist daher dem 

Landtag Rheinland-Pfalz dankbar, dass er im Doppelhaushalt 2009/2010 Stellen für 

eine fünfte Referentin bzw. einen fünften Referenten sowie eine fünfte Mitarbeiterin 

bzw. einen fünften Mitarbeiter geschaffen hat. Damit kann, ergänzt durch organisato-

rische Maßnahmen, die bisherige Qualität der Bearbeitung, die im Hinblick auf den 

Auftrag des Bürgerbeauftragten sowie den Verfassungsrang des Petitionsrechts ge-

boten ist, sichergestellt werden. 

 

Eine erhebliche Zunahme ist nicht nur bei den zulässigen, sondern auch bei den un-

zulässigen Eingaben zu verzeichnen. Diese ist im Wesentlichen auf 1.176 Eingaben 

von Beamtinnen und Beamten zur Beamtenbesoldung zurückzuführen. Hierbei han-

delt es sich allerdings um Legislativeingaben, auf die im 3. Teil des Jahresberichts 
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näher eingegangen wird und die vom Petitionsausschuss unmittelbar bearbeitet wer-

den. 

 

Der Bürgerbeauftragte misst seinen Sprechtagen in allen Teilen des Landes auch 

weiterhin große Bedeutung zu. Dadurch wird den Bürgerinnen und Bürgern die Mög-

lichkeit gegeben, den Bürgerbeauftragten unmittelbar und persönlich anzusprechen, 

ohne weite Anfahrtswege in Kauf nehmen zu müssen. Dies ist sicherlich ein wesentli-

ches Element zur Förderung des Petitionsrechts. In welchem Maße von dieser Mög-

lichkeit Gebrauch gemacht wird, zeigt sich u. a. daran, dass der Bürgerbeauftragte 

seit Beginn seiner Amtszeit bisher mit 11.896 Bürgerinnen und Bürgern Gespräche 

geführt hat. Dies entspricht in etwa der Einwohnerzahl von Bitburg oder Montabaur. 

 

Den Bürgerbeauftragten erreichten anlässlich seines 60. Geburtstags am 11. Juli 2008 

zahlreiche Glückwünsche, für die er sich auch an dieser Stelle nochmals ausdrücklich be-

dankt. Der Ministerpräsident des Landes, Kurt Beck, MdL, wies in seiner Gratulation darauf 

hin, dass sich der Bürgerbeauftragte durch hohes Engagement und große Erfahrung als 

Vermittler und Mediator auszeichnet. Er erfülle hervorragend die Anforderungen, die das 

Landesgesetz über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz beschrieben ha-

be, nämlich die Stellung der Bürgerinnen und Bürger zu stärken und auf eine einvernehmli-

che Erledigung der Angelegenheiten hinzuwirken. Hierbei scheue er auch kein kritisches 

Wort gegenüber den Behörden, wenn es um Bürgerpetitionen geht. Er sei bei allen Land-

tagsfraktionen geachtet, seine Arbeit werde im Land respektiert. Der Vorsitzende der SPD-

Landtagsfraktion, Jochen Hartloff, MdL,  betonte in seiner Gratulation, dass der Bürgerbe-

auftragte das Amt gestärkt habe und damit einen wichtigen Beitrag für die Menschen in 

Rheinland-Pfalz leiste. Vor allem aufgrund seiner langjährigen Erfahrung als Vermittler und 

seiner hohen Einsatzbereitschaft könne den Menschen in vielen Fällen geholfen werden. 

Dass er dabei auch manchem unbequem sei, liege in der Natur der Sache. 

 

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Herbert Mertin, MdL, erklärte, dass der 

Bürgerbeauftragte sein Amt mit außerordentlichem Engagement und auch hohem 

Verständnis für die Sorgen und Nöte der Bürgerinnen und Bürger ausübe. Er erfülle 

das Amt mit Kompetenz und Menschlichkeit zugleich aus. Oftmals gelinge es ihm, 

Probleme unbürokratisch im Sinne der Petentinnen und Petenten zu lösen und somit 

langwierige Verwaltungsverfahren oder Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden. Dies sei 

gleichermaßen im Sinne der Bürgerinnen und Bürger sowie der Verwaltung. Ferner 

betonte er die stets gute Zusammenarbeit mit der FDP-Landtagsfraktion im Petitions-
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ausschuss. Gegenüber SWR 4 verdeutlichte der Bürgerbeauftragte in diesem Zu-

sammenhang, dass der Mensch im Mittelpunkt seiner Arbeit stehe. Niemand sei bei 

ihm eine Nummer, eine Akte oder ein Aktenzeichen. Hierbei wies er auch auf seine 

Feststellung hin, dass es für die Menschen immer schwieriger wird, alles zu durch-

schauen, was in der Politik und im „Gesetzesdschungel“ passiert. Viele Leute seien 

daher schon damit zufrieden, wenn ihnen endlich jemand in Ruhe zuhört. 

 

Für die Landtagsfraktion der CDU beließ es ihr parlamentarischer Geschäftsführer, 

Hans-Josef Bracht, MdL, bei einem Glückwunsch, ebenso auch der Präsident des 

Landtages Rheinland-Pfalz, Joachim Mertes, MdL. 

 

Der Jahresbericht 2007 des Bürgerbeauftragten wurde vom Landtag Rheinland-Pfalz 

in der Sitzung am 5. Juni 2008 besprochen. Bei dieser Gelegenheit hat der Minister-

präsident des Landes, Kurt Beck, MdL, beim Bürgerbeauftragten und seinen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern ausdrücklich für die gute Kooperation bei der Bearbeitung 

von Petitionen, die sich gelegentlich mit Eingaben, die an das Bürgerbüro in der 

Staatskanzlei gerichtet werden, überschneiden, gedankt. Ferner hat er sich auch im 

Namen der Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen dankbar 

darüber geäußert, dass im Büro des Bürgerbeauftragten dem Verfassungsauftrag 

entsprochen wird, indem im Wort und in der Darstellung die Gleichstellung von Frau-

en und Männern zu einer Selbstverständlichkeit gemacht worden sei. Schließlich wies 

er darauf hin, dass es regelmäßig aus Anlass der Vorlage des Jahresberichts zu ei-

nem Meinungsaustausch zwischen dem Bürgerbeauftragten und dem Ministerpräsi-

denten kommt, wobei es darum gehe, gewisse Auffälligkeiten miteinander zu bespre-

chen, um schlussfolgern zu können, ob aus einer gewissen Häufung von Einzelpetiti-

onen auf gesetzgeberische oder administrative Mängel, die über den Einzelfall hi-

nausgehen, geschlossen werden kann. Dies solle zugleich ein Zeichen des respekt-

vollen Miteinanders gegenüber der Institution des Bürgerbeauftragten und der Institu-

tion des Petitionsausschusses sein.  

 

Der Vorsitzende des Petitionsausschusses des Landtags Rheinland-Pfalz, Peter Wilhelm 

Dröscher, SPD, sowie der Vorsitzende des Arbeitskreises Petition der SPD-Land-

tagsfraktion, Dieter Burgard, MdL, nahmen die Besprechung des Jahresberichts 2007 zum 

Anlass, die Bedeutung der Arbeit des Bürgerbeauftragten und des Petitionsaus-

schusses zu unterstreichen. Sie wiesen darauf hin, dass der Bürgerbeauftragte auf-

grund seiner guten Arbeit nationale und internationale Anerkennung gefunden hat, 
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was auch seine Wahl zum Präsidenten des Europäischen Ombudsmann-Instituts 

zeige. Auf der Grundlage des starken Petitionsrechts in Rheinland-Pfalz nutzten der 

Bürgerbeauftragte und der Petitionsausschuss die Möglichkeiten, die die Gesetze 

bieten, um sich bestmöglich für die Bürgerinnen und Bürger einzusetzen. Dabei wur-

de auch festgestellt, dass mangelnde Kommunikation häufig die Ursache von Konflik-

ten mit Verwaltungen sei. Mehr Kundennähe, mehr Transparenz, mehr Bürgerfreund-

lichkeit der Verwaltungen seien nach wie vor wichtige Ziele. Sie versicherten, dass 

sich Bürgerinnen und Bürger auch in Zukunft sicher sein können, dass ihre an den 

Bürgerbeauftragten gerichteten Begehren objektiv geprüft werden und nach Möglich-

keit Hilfe geleistet wird. 

 

Das Bürgerbüro der Landesregierung fand nicht nur anlässlich der Beratung des Jah-

resberichts 2007 Erwähnung, sondern war auch Gegenstand einer Kleinen Anfrage 

von fünf Abgeordneten der CDU-Landtagsfraktion (Drucksache 15/2035). Dabei wur-

de u. a. die Frage gestellt, wie viele der an das Bürgerbüro der Landesregierung ge-

richteten Anliegen ebenso im Büro des Bürgerbeauftragten hätten bearbeitet werden 

können. Des Weiteren wurde die folgende Frage gestellt: „Hält die Landesregierung 

vor dem Hintergrund der massiven Steigerung des Zuspruchs für das Bürgerbüro der 

Landesregierung eine weitere Anlaufstelle für die Bürgerinnen und Bürger des Lan-

des Rheinland-Pfalz für noch erforderlich oder teilt sie die Auffassung, dass es eines 

eigenen Bürgerbüros der Landesregierung im Hinblick auf die Einrichtung des Bür-

gerbeauftragten nicht bedarf ?“ Die Staatskanzlei wies in ihrer Antwort zunächst dar-

auf hin, dass nach Artikel 11 der Landesverfassung Rheinland-Pfalz Jedermann das 

Recht hat, sich mit Eingaben an die Behörden oder an die Volksvertretung zu wen-

den. Die bearbeitende Stelle bestimmt sich daher danach, an wen sich Petentinnen 

und Petenten wenden. Die kontinuierliche Steigerung von Anfragen an das Bürgerbü-

ro der Landesregierung zeige, dass die Aufgabenstellung, eine schnelle und unbüro-

kratische Kommunikation zwischen Bevölkerung und Verwaltung zu gewährleisten, 

erfüllt werde und  die sehr rege Inanspruchnahme sowohl des Bürgerbeauftragten als 

auch des Bürgerbüros der Landesregierung zeige auch, dass beide Anlaufstellen ihre 

volle Berechtigung haben. Es spiegele sich darin aber auch das in den letzten Jahren 

in der staatswissenschaftlichen Diskussion entwickelte Leitbild der „Bürgergesell-

schaft“, bei dem es darum gehe, die Menschen in die Verwaltung ihrer Angelegenheit 

einzubeziehen, wider. Bezüglich des Verfahrens bei etwaigen Überschneidungen 

wird darauf hingewiesen, dass das Bürgerbüro zunächst von weiteren Ermittlungen 

absieht, soweit sich aus Petitionsschreiben oder im Laufe der Bearbeitung der Petiti-
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on ergibt, dass sich die Petentin oder der Petent auch an den Bürgerbeauftragten 

oder an den Petitionsausschuss gewandt haben. Die Petentinnen und Petenten wer-

den dann auch entsprechend unterrichtet. 

 

Bereits im Jahresbericht 2007 wurde darauf hingewiesen, dass der Bürgerbeauftragte 

mit großem Interesse die Einführung der Öffentlichen Petition beim Petitionsaus-

schuss des Deutschen Bundestages beobachtet. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten 

fördert die Öffentliche Petition u. a. die Mitwirkungs- und Beteiligungsmöglichkeiten 

der Bürgerinnen und Bürger. Sie stellt eine bedeutende Weiterentwicklung des Petiti-

onsrechts dar und bedeutet auch einen qualitativen Sprung im Sinne der Bürgerbetei-

ligung. Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages hat nach Ablauf der 2-

jährigen Erprobungsphase zum 1. Oktober 2008 das Modellprojekt in den Regelbe-

trieb übernommen. Am 4. Dezember 2008 wurde dem Internetportal E-Petitionen des 

Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages der diesjährige Preis „Politik-

Award“ der Zeitschrift „Politik & Kommunikation“ verliehen. Dabei wurde darauf ver-

wiesen, dass das Portal den Nutzerinnen und Nutzern eine einzigartige Möglichkeit 

der Bürgerbeteiligung bei hoher Transparenz bietet. So entsteht mit dem Einreichen 

von Petitionen auf elektronischem Wege eine schnelle und transparente Verbindung 

zwischen Bevölkerung und Parlament. Allerdings liegt das Ergebnis der vom Petiti-

onsausschuss des Deutschen Bundestages vorgenommenen Auswertung der Erpro-

bungsphase noch nicht vor. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten sollte die Öffentliche 

Petition auch in Rheinland-Pfalz eingeführt werden. Der Petitionsausschuss beab-

sichtigt im Übrigen, sich beim Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages in 

Berlin im Einzelnen zu informieren. 

 

Soweit Eingaben die Bundesagentur für Arbeit betreffen, hat sich der Bürgerbeauf-

tragte bereits seit mehreren Jahren mit dem Vorsitzenden der Geschäftsführung der 

Regionaldirektion Rheinland-Pfalz-Saarland der Bundesagentur für Arbeit darauf ver-

ständigt, dass dieser über die entsprechenden Eingaben informiert und ihm die Ein-

gabeschreiben der Petentinnen und Petenten übersandt werden mit der Bitte, sich 

der Eingaben im Rahmen seines Beschwerdemanagements anzunehmen. Auf die-

sem Wege kann im Interesse der Bürgerinnen und Bürger eine zeitnahe Prüfung des 

jeweiligen Anliegens ohne weite Umwege veranlasst werden. Aufgrund einer Umor-

ganisation stellen jedoch nunmehr die Familienkassen einen eigenständigen Organi-

sationsstrang innerhalb der Bundesagentur für Arbeit dar mit der Folge, dass die Re-

gionaldirektion nicht mehr die vorgesetzte Dienststelle der Familienkassen ist. Der 
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Bürgerbeauftragte hat daher die Leiterinnen und Leiter der Familienkassen in Rhein-

land-Pfalz gebeten, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Eingaben künftig 

entsprechend der mit dem Vorsitzenden der Geschäftsführung der Regionaldirektion 

Rheinland-Pfalz-Saarland getroffenen Übereinkunft zu bearbeiten. Die Leiterinnen 

und Leiter der Familienkassen haben sich ausnahmslos damit einverstanden erklärt. 

Ihnen sowie auch dem Vorsitzenden der Geschäftsführung der Regionaldirektion 

Rheinland-Pfalz-Saarland der Bundesagentur für Arbeit, Otto-Werner Schade, sei für 

die bisherige gute Zusammenarbeit an dieser Stelle ausdrücklich gedankt. In den 

meisten Fällen ist so eine zeitnahe Klärung des jeweiligen Anliegens möglich, was 

auch von den Bürgerinnen und Bürgern dankbar zur Kenntnis genommen wird. So 

hat sich beispielsweise ein Bürger ausdrücklich dafür bedankt, dass offensichtlich zu 

Unrecht zurückgefordertes Kindergeld aufgrund seiner Eingabe kurzfristig von der 

zuständigen Familienkasse zurücküberwiesen wurde. 

 

Wie umfassend sich der Bürgerbeauftragte aufgrund seines gesetzlichen Auftrags für 

Bürgerinnen und Bürger einsetzen kann und auch einsetzt, zeigt sich an der Eingabe 

eines Petenten, der sich darüber beschwerte, dass seine an den Bundespräsidenten 

sowie an eine Bundesministerin gerichteten Schreiben nicht beantwortet wurden. Der 

Bürgerbeauftragte nahm die Eingabe zum Anlass, die Vorsitzende des Petitionsaus-

schusses des Deutschen Bundestages zu bitten, sich des Anliegens anzunehmen. 

Von dort wurde aber mitgeteilt, dass der Petitionsausschuss aus verfassungsrechtli-

chen Gründen nicht befugt sei, für den Petenten tätig zu werden, und es allein im 

Kompetenzbereich des Bundespräsidenten bzw. der Bundesministerin liege, Briefe 

von Bürgerinnen und Bürgern zu beantworten. Soweit vergleichbare Eingaben den 

Ministerpräsidenten bzw. Ministerinnen und Minister des Landes Rheinland-Pfalz 

betreffen, kann hingegen der Bürgerbeauftragte aufgrund des ihm in § 1 Abs. 1 des 

Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz erteilten 

Auftrags durchaus tätig werden und tut dies auch.  

 

Im Berichtszeitraum hat der Landtag Rheinland-Pfalz zwei Gesetze verabschiedet, 

die auch Auswirkungen auf die Arbeit des Bürgerbeauftragten haben werden. Zum 

einen handelt es sich um das Landesgesetz zur Einführung des Rechts auf Informati-

onszugang. Dieses Gesetz regelt einen allgemeinen und umfassenden verfahrensun-

abhängigen Informationsanspruch der Bürgerinnen und Bürger auf Zugang zu Infor-

mationen bei den Behörden des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände 

sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen 
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des öffentlichen Lebens. Wenn künftig Bürgerinnen und Bürger der Ansicht sind, dass 

die zuständige Verwaltung den Informationsanspruch nicht oder nicht ausreichend 

beachtet, können sie sich selbstverständlich zur Klärung der Angelegenheit an den 

Bürgerbeauftragten wenden. In diesem Zusammenhang sei angemerkt, dass das 

Gesetz gemäß § 2 Abs. 4 für den Landtag nur gilt, soweit dieser Verwaltungsaufga-

ben wahrnimmt. Daher gilt es nicht für das Petitionsrecht (vgl. auch Begründung des 

Gesetzentwurfs zu § 2 Abs. 4 – Drucksache 15/2085). 

 

Als weiteres ist das Landesgesetz zur Ausführung des Verbraucherinformationsge-

setzes für die Arbeit des Bürgerbeauftragten von Bedeutung. Dieses Gesetz regelt 

zum einen die Übertragung von Aufgaben und die Zuständigkeit der Bearbeitung von 

Auskunftsersuchen nach dem Verbraucherinformationsgesetz. Demnach sind Untere 

Landesbehörde die Kreisverwaltungen und kreisfreien Städte, Obere Landesbehörde 

ist das Landesuntersuchungsamt und Oberste Landesbehörde das Ministerium für 

Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz. Zum anderen sieht das Landesgesetz eine 

Rechtsgrundlage für die Festsetzung von Gebühren und Auslagen für Amtshandlun-

gen nach diesem Gesetz vor. Auch hier gilt, dass, wenn künftig Bürgerinnen und Bür-

ger der Ansicht sind, dass die zuständigen Verwaltungen ihren sich aus diesem Ge-

setz ergebenden Aufgaben nicht oder nicht ausreichend nachkommen bzw. wenn sie 

mit festgesetzten Gebühren und Auslagen nicht einverstanden sind, können auch sie 

sich im Wege einer Petition an den Bürgerbeauftragten wenden. 

 

Der Tag der Menschenrechte, der am 10. Dezember 2008 begangen wurde und der 

unter dem besonderen Vorzeichen stand, dass die UNO vor 60 Jahren die Allgemei-

ne Erklärung der Menschenrechte verabschiedet hat, ist für den Bürgerbeauftragten 

Anlass darauf hinzuweisen, dass seine Arbeit letztlich auch und gerade dem Schutz 

sowie der Wahrung der Menschenrechte dient. Auch wenn den Verwaltungen des 

Landes Rheinland-Pfalz kein menschenrechtswidriges Verhalten vorgehalten werden 

kann, so sollte jedoch nicht verkannt werden, dass durch hoheitliches Handeln stets 

auch Menschenrechte tangiert werden können. Daher ist im Petitionsrecht auch die 

Wahrung der Menschenrechte nicht außer Acht zu lassen. 

 

Zur weiteren Information sollen die Menschenrechte nachstehend einmal abgedruckt 

werden. 
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Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (UNO) 

vom 10. Dezember 1948 

 

Artikel 1.  Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie 

sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlich-

keit begegnen. 

  

Artikel 2.  (1) Jeder Mensch hat Anspruch auf die in dieser Erklärung verkündeten 

Rechte und Freiheiten ohne irgendeine Unterscheidung etwa nach Rasse, Farbe, 

Geschlecht, Religion, politischer oder sonstiger Überzeugung, nationaler oder sozia-

ler Herkunft, nach Eigentum, Geburt oder sonstigen Umständen. 

 

(2) Weiter darf keine Unterscheidung gemacht werden aufgrund der politischen, 

rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person 

angehört, ohne Rücksicht darauf, ob es unabhängig ist, keine Selbstregierung besitzt 

oder irgendeiner anderen Beschränkung seiner Souveränität unterworfen ist. 

  

Artikel 3.  Jeder Mensch hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 

  

Artikel 4.  Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei 

und Sklavenhandel sind in allen Formen verboten. 

  

Artikel 5.  Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigen-

der Behandlung oder Strafe unterworfen werden. 

  

Artikel 6.  Jeder Mensch hat überall Anspruch auf Anerkennung als Rechtsperson. 

  

Artikel 7.  Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied 

Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen 

Schutz gegen jede unterschiedliche Behandlung, welche die vorliegende Erklärung 

verletzen würde, und gegen jede Aufreizung zu einer derartigen unterschiedlichen 

Behandlung. 

  

Artikel 8.  Jeder Mensch hat Anspruch auf wirksamen Rechtsschutz vor den zustän-

digen innerstaatlichen Gerichten gegen alle Handlungen, die seine ihm nach der Ver-

fassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzen. 



 - 12 -  

Artikel 9.  Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes 

verwiesen werden. 

  

Artikel 10.  Jeder Mensch hat in voller Gleichberechtigung Anspruch auf ein der Bil-

ligkeit entsprechendes öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und un-

parteiischen Gericht, das über seine Rechte und Verpflichtungen oder über irgend-

eine gegen ihn erhobene Beschuldigung zu entscheiden hat. 

  

Artikel 11.  (1) Jeder Mensch, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, ist so 

lange als unschuldig anzusehen, bis seine Schuld in einem öffentlichen Verfahren, in 

dem alle für seine Verteidigung nötigen Voraussetzungen gewährleistet waren, ge-

mäß dem Gesetz nachgewiesen ist. 

 

(2) Niemand kann wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die im 

Zeitpunkt, da sie erfolgte, aufgrund des nationalen oder internationalen Rechts nicht 

strafbar war. Desgleichen kann keine schwerere Strafe verhängt werden als die, wel-

che im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung anwendbar war. 

  

Artikel 12.  Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, 

sein Heim oder seinen Briefwechsel noch Angriffen auf seine Ehre und seinen Ruf 

ausgesetzt werden. Jeder Mensch hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen derar-

tige Eingriffe oder Anschläge. 

  

Artikel 13.  (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl seines 

Wohnsitzes innerhalb eines Staates. 

 

(2) Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu ver-

lassen sowie in sein Land zurückzukehren. 

  

Artikel 14.  (1) Jeder Mensch hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl 

zu suchen und zu genießen. 

 

(2) Dieses Recht kann jedoch im Falle einer Verfolgung wegen nichtpolitischer 

Verbrechen oder wegen Handlungen, die gegen die Ziele und Grundsätze der Verein-

ten Nationen verstoßen, nicht in Anspruch genommen werden. 
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Artikel 15.  (1) Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Staatsangehörigkeit. 

 

(2) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch ihm das 

Recht versagt werden, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln. 

  

Artikel 16.  (1) Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne Beschränkung durch 

Rasse, Staatsbürgerschaft oder Religion das Recht, eine Ehe zu schließen und eine 

Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und bei de-

ren Auflösung gleiche Rechte. 

 

(2) Die Ehe darf nur aufgrund der freien und vollen Willenseinigung der zukünftigen 

Ehegatten geschlossen werden. 

 

(3) Die Familie ist die natürliche und grundlegende Einheit der Gesellschaft und hat 

Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat. 

  

Artikel 17.  (1) Jeder Mensch hat allein oder in Gemeinschaft mit anderen Recht auf 

Eigentum. 

 

(2) Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden. 

  

Artikel 18.  Jeder Mensch hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religions-

freiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung 

allein oder in Gemeinschaft mit anderen, in der …Öffentlichkeit oder privat, durch 

Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Vollziehung von Riten zu bekunden. 

  

Artikel 19.  Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht 

umfasst die Freiheit, Meinungen unangefochten anzuhängen und Informationen und 

Ideen mit allen Verständigungsmitteln ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu 

empfangen und zu verbreiten. 

  

Artikel 20.  (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Versammlung und Vereinigungsfrei-

heit zu friedlichen Zwecken. 

 

(2) Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören. 
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Artikel 21.  (1) Jeder Mensch hat das Recht, an der Leitung der öffentlichen Angele-

genheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter teilzuneh-

men. 

 

(2) Jeder Mensch hat unter gleichen Bedingungen das Recht auf Zulassung zu öffent-

lichen Ämtern in seinem Lande. 

 

(3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; 

dieser Wille muss durch periodische und unverfälschte Wahlen mit allgemeinem und 

gleichem Wahlrecht bei geheimer Stimmabgabe oder in einem gleichwertigen freien 

Wahlverfahren zum Ausdruck kommen. 

  

Artikel 22. Jeder Mensch hat als Mitglied der Gesellschaft Recht auf soziale Sicher-

heit; er hat Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale 

Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der Organisation und der Hilfsmittel jedes 

Staates in den Genuss der für seine Würde und die freie Entwicklung seiner Persön-

lichkeit unentbehrlichen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelan-

gen. 

  

Artikel 23.  (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf an-

gemessene und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz gegen Arbeits-

losigkeit.  

 

(2) Alle Menschen haben ohne jede unterschiedliche Behandlung das Recht auf glei-

chen Lohn für gleiche Arbeit. 

 

(3) Jeder Mensch, der arbeitet, hat das Recht auf angemessene und befriedigende 

Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende 

Existenz sichert und die, wenn nötig, durch andere Schutzmaßnahmen zu ergänzen 

ist. 

 

(4) Jeder Mensch hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Berufsvereinigungen 

zu bilden und solchen beizutreten. 

  

Artikel 24.  Jeder Mensch hat Anspruch auf Erholung und Freizeit sowie auf eine ver-

nünftige Begrenzung der Arbeitszeit und auf periodisch bezahlten Urlaub. 
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Artikel 25.  (1) Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Lebenshaltung, die seine und 

seiner Familie Gesundheit und Wohlbefinden, einschließlich Nahrung, Kleidung, 

Wohnung, ärztlicher Betreuung und der notwendigen Leistungen der sozialen Fürsor-

ge gewährleistet; er hat das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krank-

heit, Invalidität, Verwitwung, Alter oder von anderweitigem Verlust seiner Unterhalts-

mittel durch unverschuldete Umstände. 

 

(2) Mutter und Kind haben Anspruch auf besondere Hilfe und Unterstützung. Alle 

Kinder, eheliche und uneheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz. 

  

Artikel 26.  (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung. Der Unterricht muss wenigs-

tens in den Elementar- und Grundschulen unentgeltlich sein. Der Elementarunterricht 

ist obligatorisch. Fachlicher und beruflicher Unterricht soll allgemein zugänglich sein; 

die höheren Studien sollen allen nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten und Leistungen in 

gleicher Weise offenstehen. 

 

(2) Die Ausbildung soll die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und die 

Stärkung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zum Ziele haben. Sie 

soll Verständnis, Duldsamkeit und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen 

rassischen oder religiösen Gruppen fordern und die Tätigkeit der Vereinten Nationen 

zur Aufrechterhaltung des Friedens begünstigen. 

 

(3) In erster Linie haben die Eltern das Recht, die Art der ihren Kindern zuteil wer-

denden Bildung zu bestimmen. 

 

Artikel 27.  (1) Jeder Mensch hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft 

frei teilzunehmen, sich der Künste zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt 

und dessen Wohltaten teilzuhaben. 

 

(2) Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz der moralischen und materiellen Interes-

sen, die sich aus jeder wissenschaftlichen, literarischen oder künstlerischen Produkti-

on ergeben, deren Urheber er ist. 
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Artikel 28.  Jeder Mensch hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, 

in welcher die in der vorliegenden Erklärung aufgeführten Rechte und Freiheiten voll 

verwirklicht werden können. 

  

Artikel 29.  (1) Jeder Mensch hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein 

die freie und volle Entwicklung seiner Persönlichkeit möglich ist. 

 

(2) Jeder Mensch ist in Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschrän-

kungen unterworfen, die das Gesetz ausdrücklich zu dem Zweck vorsieht, die Aner-

kennung und Achtung der Rechte und Freiheiten der anderen zu gewährleisten und 

den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und der allge-

meinen Wohlfahrt in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen. 

 

(3) Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und 

Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden. 

  

Artikel 30.  Keine Bestimmung der vorliegenden Erklärung darf so ausgelegt werden, 

dass sich daraus für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht er-

gibt, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu setzen, welche auf die Vernich-

tung der in dieser Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten abzielen. 

 

 

Vernetzung mit anderen Institutionen 

 

Auch im Berichtszeitraum hat der Bürgerbeauftragte wie bereits in den Vorjahren 

zahlreiche Kontakte zum Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages, zu den 

Petitionsausschüssen der anderen Bundesländer sowie zu den Ombuds-Institu-

tionen auf nationaler und internationaler Ebene unterhalten. Dies wurde in 2008 u. a. 

dadurch noch verstärkt, dass der Bürgerbeauftragte seit dem 2. Juni 2007 Präsident 

des „Europäischen Ombudsmann-Instituts (EOI)“ ist. Im Zuge der Aufrechterhaltung 

der Kontakte besuchte er u. a. den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages, 

den Europäischen Bürgerbeauftragten sowie den Ministerpräsidenten der Regierung 

der deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens, die eventuell an die Einführung eines 

Bürgerbeauftragten denkt. 
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In diesem Zusammenhang von Bedeutung ist auch eine Erklärung des Europäischen 

Verbindungsnetzes der Bürgerbeauftragten. Diesem Verbindungsnetz gehören die 

nationalen und regionalen Bürgerbeauftragten sowie ähnliche Einrichtungen der Mit-

gliedsstaaten der Europäischen Union, die nationalen Bürgerbeauftragten der Bei-

trittsländer sowie Islands und Norwegens, der Europäische Bürgerbeauftragte, der 

Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments, der Petitionsausschuss des Deut-

schen Bundestages sowie die Petitionsausschüsse der Landtage an. Die Erklärung 

soll die EU-Dimension der Arbeit der Bürgerbeauftragten und vergleichbarer Instituti-

onen bekannter machen und über die Dienstleistungen aufklären, die sie Menschen 

gegenüber erbringen, die sich über Angelegenheiten beschweren, die in den Anwen-

dungsbereich von EU-Recht fallen. Es wird verdeutlicht, dass nationale und regionale 

Bürgerbeauftragte und vergleichbare Institutionen einen unverzichtbaren Beitrag dazu 

leisten, dass Bürgerinnen und Bürger sowie Gebietsansässige der EU ihre Rechte 

kennen und in Anspruch nehmen können. Gemeinsam mit dem Europäischen Bür-

gerbeauftragten bilden sie das Europäische Verbindungsnetz der Bürgerbeauftragten. 

 

Die Rechtsvorschriften und die Politik der EU haben zunehmend Auswirkungen auf 

den Alltag der Bürgerinnen und Bürger und Gebietsansässigen der Mitgliedsstaaten. 

Zumeist werden sie von den Verwaltungen der Mitgliedsstaaten umgesetzt. Die nati-

onalen und regionalen Bürgerbeauftragten und vergleichbare Institutionen behandeln 

Beschwerden über Verwaltungen der Mitgliedsstaaten, auch wenn die Beschwerden 

Tätigkeiten betreffen, die in den Einbindungsbereich von EU-Recht fallen. Im Gegen-

satz dazu ist der Europäische Bürgerbeauftragte lediglich für Beschwerden über die 

EU-Organe zuständig. 

 

Als eine der wichtigsten Tätigkeiten des Verbindungsnetzes wird die gegenseitige 

Unterrichtung über EU-Recht herausgestellt. Ferner erfolgt eine Unterrichtung über 

Verfahrensweisen, die sich bei der Bearbeitung von Eingaben bewährt haben. Damit 

sollen der Öffentlichkeit die bestmöglichen Dienstleistungen angeboten werden. Die 

nationalen und regionalen Bürgerbeauftragten und vergleichbare Institutionen im 

Verbindungsnetz können den Europäischen Bürgerbeauftragten um schriftliche Ant-

wort auf Fragen zu EU-Recht und dessen Auslegung ersuchen, einschließlich Fra-

gen, die sich bei ihrer Bearbeitung konkreter Fälle ergeben. 

 

Des Weiteren wird in der Erklärung betont, dass sich die Bürgerbeauftragten und ver-

gleichbaren Institutionen im Verbindungsnetz zum Ziel gesetzt haben, zugänglich, 
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dienstleistungsorientiert, fair, unparteiisch, verlässlich und effizient zu sein. Innerhalb 

der Grenzen, die durch die Rechtsvorschriften und die erforderliche Wahrung der 

Privatsphäre und durch berechtigte Gründe der Vertraulichkeit gesetzt sind, zielen die 

Bürgerbeauftragten und vergleichbaren Institutionen im Verbindungsnetz auf Trans-

parenz bei ihren Tätigkeiten und Entscheidungen ab. So veröffentlichen sie die Krite-

rien, die sie bei der Bearbeitung von Beschwerden anwenden, nennen die Gründe für 

ihre Entscheidungen und erstatten öffentlich Bericht über ihre Tätigkeiten. Ferner sind 

sie bestrebt, ein angemessenes Gleichgewicht zwischen der Gründlichkeit und der 

Geschwindigkeit ihrer Untersuchungen zu wahren und dabei den Interessen der Be-

schwerdeführerinnen und Beschwerdeführer und der Notwendigkeit, die Ressourcen 

effizient zu nutzen, Rechnung zu tragen. Sie sind bestrebt, den freien und gleichbe-

rechtigten Zugang für Jedermann, der zur Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen 

befugt ist, zu erleichtern. So sind die Dienste kostenlos und Beschwerden können an 

die Bürgerbeauftragten und vergleichbare Institutionen gerichtet werden. Die Mitglie-

der des Verbindungsnetzes sind bestrebt, Beschwerden rasch und wirksam zu bear-

beiten. Hierbei wird jede eingehende Beschwerde sorgfältig analysiert, um ein ange-

messenes Ergebnis zu gewährleisten. Der Europäische Bürgerbeauftragte hat sich in 

der Erklärung verpflichtet, einen umfassenden Zugang zu den Informationen, die die 

nationalen und regionalen Mitglieder des Verbindungsnetzes veröffentlichen, zu er-

leichtern. Soweit die wesentlichen Inhalte der vorgenannten Erklärung. 

 

Im Berichtszeitraum wurde der Bürgerbeauftragte auch vom Ausschuss für Eingaben 

des Landtags des Saarlandes zu einem Gesetzentwurf der SPD-Landtagsfraktion zur 

Schaffung der Institution eines Bürgerbeauftragten im Saarland um eine Stellung-

nahme gebeten. Der Bürgerbeauftragte nahm dies gern zum Anlass, um die Arbeits-

weise des Bürgerbeauftragten gegenüber anderen Systemen darzustellen. In diesem 

Zusammenhang wurden als besondere Vorteile u. a.  Sicherstellung der parlamenta-

rischen Kontrolle durch eigene Ermittlungen des Bürgerbeauftragten als ständigen 

Beauftragten des Parlaments und des Petitionsausschusses, Stärkung der parlamen-

tarischen Kontrolle durch das Selbstaufgriffsrecht, Stärkung des Petitionsrechts durch 

Sprechtage/Bürgernähe, Förderung einer „guten Verwaltung“ durch direkten Kontakt 

mit der betroffenen Verwaltung genannt. 

 

Des Weiteren war der Bürgerbeauftragte bei einer Anhörung des Petitionsausschus-

ses der Bremischen Bürgerschaft zur Änderung des Bremischen Petitionsgesetzes 
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sowie bei einer Anhörung des Innenausschusses des Hessischen Landtags zu einem 

Gesetzentwurf sowie Anträgen in Sachen Härtefallkommission vertreten. 

 

Intensive Kontakte pflegt der Bürgerbeauftragte nach wie vor mit den Bürgerbeauf-

tragten der Großregion Saar-Lor-Lux. So hat er zum Beispiel im Dezember 2008 an 

einer Tagung der Bürgerbeauftragten teilgenommen. Dabei ging es zum einen um die 

Frage, ob und inwieweit die Bürgerbeauftragten im Zusammenhang mit gerichtlichen 

Verfahren tätig werden können. Zum anderen war das Thema „Gute Verwaltungspra-

xis“ Gegenstand der Tagung. Im Hinblick auf die Möglichkeiten der Einflussnahme 

auf das Gerichtswesen ist im Grundsatz festgehalten worden, dass alle Bürgerbeauf-

tragten dort nicht tätig werden können, wo die richterliche Unabhängigkeit betroffen 

ist. Hinsichtlich des Tagungsthemas der guten Verwaltung wurde insbesondere die 

Frage diskutiert, wie Verwaltungen zu der Einhaltung einer „guten Verwaltungspraxis“ 

angehalten werden können und was eine gute Verwaltung ausmacht. Übereinstim-

mung herrschte darüber, dass allein der rechtliche Ansatz nicht ausreicht, sondern es 

sich vielmehr um moralische Ansätze handeln muss, um eine gute Verwaltung zu 

beschreiben. Ziel ist ein gemeinsamer Katalog von Anforderungen an eine „gute Ver-

waltung“, der dann als Grundlage für die tägliche Arbeit herangezogen werden kann. 

 

Darüber hinaus unterhält der Bürgerbeauftragte auch Kontakte zu dem im Aufbau 

befindlichen Netzwerk für die Region Oberrhein sowie zur Organisation der franzö-

sischsprachigen Ombudsleute (AOMF). 

 

 

Zusammenarbeit und Dank 

 

Auch im Berichtszeitraum gestaltete sich die Zusammenarbeit mit der überwiegenden 

Anzahl der beteiligten Verwaltungen im Wesentlichen problemlos. Der Bürgerbeauf-

tragte bedankt sich bei allen, die mit Eingaben und deren Erledigung befasst waren. 

 

Im Jahresbericht 2007 bestand Anlass, besondere Probleme mit der Kreisverwaltung 

Birkenfeld im Zusammenhang mit der Bearbeitung einer Eingabe darzulegen. In Fol-

ge dieses Berichts kam es seitens des Landrats des Landkreises Birkenfeld zu ver-

schiedenen Reaktionen, die für den Bürgerbeauftragten aber nach wie vor nicht ohne 

weiteres nachvollziehbar sind. 
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Festzuhalten bleibt, dass es nicht im entferntesten in der Absicht des Bürgerbeauf-

tragten lag, in die kommunale Selbstverwaltung einzugreifen. Der Bürgerbeauftragte 

achtet seit Beginn seiner Amtszeit die kommunale Selbstverwaltung und teilt auch 

den Bürgerinnen und Bürgern stets mit, dass diese zu wahren ist. Dennoch sah sich 

der Petitionsausschuss veranlasst, diesbezüglich einen klarstellenden Beschluss zu 

fassen. Damit hatte sich die Angelegenheit dann erledigt. Dennoch scheint die Zu-

sammenarbeit mit der Kreisverwaltung Birkenfeld optimierbar, weil sich ihr Handeln in 

der einen oder anderen Frage deutlich von dem anderer Kreisverwaltungen unter-

scheidet. So hat es der Landrat z. B. in einer Eingabe, bei der es um wiederkehrende 

Beiträge ging, abgelehnt, sich einer Bitte des Bürgerbeauftragten entsprechend beim 

Kreisrechtsausschuss dafür einzusetzen, dass das Widerspruchsverfahren bis zum 

Abschluss des Petitionsverfahrens ausgesetzt wird. Mit einer solchen Bitte wird in der 

Regel aber von allen anderen Kreisverwaltungen anders umgegangen. 

 

Ein ähnliches Bild zeigt auch der Vergleich zweier ähnlich gelagerter Eingaben. Beide 

Petenten hatten in den 50er Jahren eine Entschädigung nach dem Kriegsgefange-

nenentschädigungsgesetz beantragt und beklagten, dass der Antrag nicht bearbeitet 

bzw. die bewilligte Leistung nie ausgezahlt wurde. Die Kreisverwaltung Birkenfeld 

begnügte sich mit der Erklärung, dass eine Überprüfung des Vorgangs nach 52 Jah-

ren aufgrund nicht mehr vorhandener Akten und Zahlungsbelege nicht mehr möglich 

ist und ein eventueller Anspruch zudem verjährt wäre; was unbestritten zutreffend ist 

und dem Bürgerbeauftragten auch bekannt war. In dem anderen Fall dagegen hat die 

Stadtverwaltung Idar-Oberstein das Gespräch mit dem Betroffenen gesucht. Der Bür-

ger konnte in einem Gespräch mit dem zuständigen Dezernenten sein Anliegen und 

die von ihm empfundene Ungerechtigkeit gegenüber Ostheimkehrern, die noch heute 

eine Entschädigung erhalten können, persönlich vortragen. Gleichzeitig konnte aber 

auch die Verwaltung die Gründe für ihre Entscheidung darlegen und den Bürger um 

Verständnis für diese Entscheidung bitten. Das Ergebnis ist zwar dasselbe, allerdings 

erscheint die Vorgehensweise im letzteren Fall deutlich bürgerfreundlicher. 

 

In einem anderen Fall wurde der Bürgerbeauftragte von einer Pressemitteilung nach 

einer Sitzung des Ortsgemeinderats von Waldböckelheim überrascht. Demnach ver-

las der Bürgermeister der Verbandsgemeinde Rüdesheim, Wolfgang Ginz, in der Sit-

zung des Ortsgemeinderats einen Brief des Bürgerbeauftragten, „den dieser aufgrund 

von Petitionen in dieser Sache verfasst hatte und der in seinem maßregelnden Stil 

auch den Rat überraschte“. 
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Im betreffenden Brief des Bürgerbeauftragten an die Verbandsgemeindeverwaltung 

war lediglich auf die Mitwirkungspflicht der Verwaltungen im Petitionsverfahren hin-

gewiesen worden. Insbesondere wurde verdeutlicht, dass die bloße Bezugnahme auf 

einen zitierten Gemeinderatsbeschluss der Mitwirkungspflicht nicht entspricht, son-

dern eine aus sich heraus verständliche Stellungnahme erforderlich ist. Der Bürger-

beauftragte hat den Pressebericht zum Anlass genommen, dem betreffenden Ver-

bandsbürgermeister gegenüber zu verdeutlichen, dass es sich bei seinem Hinweis 

auf die Mitwirkungspflicht der Verwaltung nicht um einen Vorwurf oder gar eine „Maß-

regelung“ handelt, sondern lediglich um eine notwendige Feststellung, um eine sach-

gerechte Bearbeitung der betreffenden Petition nach Artikel 11 der Landesverfassung 

Rheinland-Pfalz zu ermöglichen. 

 

Zu unerwarteten Problemen für den Bürgerbeauftragten kam es im Zusammenhang 

mit der Vereinbarung eines Termins für ein Gespräch, das auf Vorschlag des Bürger-

beauftragten zwischen der Präsidentin der Fachhochschule Koblenz, Professorin In-

geborg Henzler, und einem Petenten erfolgen sollte, um so eine einvernehmliche 

Lösung zu erreichen. Die Präsidentin war am 15. August 2008 um ein Gespräch ge-

beten worden. Mit Schreiben vom 29. September 2008 erfolgte lediglich eine unver-

bindliche Zwischennachricht eines Mitarbeiters. Die Präsidentin wurde daher mit 

Schreiben vom 8. Oktober 2008 erneut um das Gespräch gebeten. Daraufhin erfolgte 

per E-Mail vom 3. November 2008 eine weitere Zwischennachricht, dass die Präsi-

dentin erkrankt sei. Dies nahm der Bürgerbeauftragte zum Anlass, mit Schreiben vom 

12. November 2008 um ein Gespräch mit der Vizepräsidentin bzw. dem Vizepräsi-

denten zu bitten. Da auf dieses Schreiben keine Antwort erfolgte, bat der Bürgerbe-

auftragte mit Schreiben vom 8. Dezember 2008 das Ministerium für Bildung, Wissen-

schaft, Jugend und Kultur, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, damit die Stellung-

nahme über das Gespräch erfolgt. Erst auf diesem Wege konnte erreicht werden, 

dass das Gespräch endlich am 20. Januar 2009 stattfand. Nach Auffassung des Bür-

gerbeauftragten ist ein Zeitraum von fünf Monaten zur Vereinbarung eines Ge-

sprächstermins zu lange. 

 

Auf wenig Verständnis beim Bürgerbeauftragten stieß auch das Verhalten der Bür-

germeisterin der Verbandsgemeinde Stromberg, Anke Denker (SPD), die um eine 

ergänzende Stellungnahme zu einer Petition gebeten wurde. Erst nach mehreren 

Erinnerungen beantwortete sie das Schreiben des Bürgerbeauftragten dahingehend, 
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dass sie keine rechtliche Grundlage für ein Tätigwerden sehe und verwies zur  Be-

gründung auf ein Schreiben an die „BILD-Zeitung“. Da der Bürgerbeauftragte eine 

solche Art der Stellungnahme erstmals in seiner Amtszeit erlebt hatte, wies er die 

Verbandsgemeinde darauf hin, dass hiermit dem Anspruch, der an Stellungnahmen 

im Rahmen eines parlamentarischen Kontrollverfahrens nach Artikel 11 der Landes-

verfassung Rheinland-Pfalz zu stellen ist, nicht Genüge getan ist. Immerhin hat sich 

die Verbandsgemeinde anschließend für ihre Vorgehensweise entschuldigt. 

Im Zusammenhang mit der Bearbeitung einiger Eingaben kam es wie schon erwähnt 

zu Problemen mit Ortsbürgermeistern. Darauf wird im 3. Teil näher eingegangen. 

 

Ein besonderer Dank gilt den Mitgliedern des Petitionsausschusses, allen voran dem 

Vorsitzenden Peter Wilhelm Dröscher (SPD) sowie den Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern der Landtagsverwaltung. 

 

 

 

2. Teil   Berichte zu den einzelnen Tätigkeitsberei chen 

 

 

1 Rechtspflege 

1.1 Gerichte 

 

Im Berichtszeitraum betrafen erneut verhältnismäßig viele Eingaben dieses Sachge-

biet, wobei insgesamt ein leichter Anstieg zu verzeichnen ist. Erneut lagen die 

Schwerpunkte bei Beschwerden über lange Verfahrensdauer sowie bei Problemen im 

Zusammenhang mit Betreuungsverfahren. Weitere Eingaben betrafen Kostenfragen 

sowie Beschwerden über richterliches Verhalten sowie über das Verhalten Bedienste-

ter. 

 

Soweit die Verfahrensdauer beanstandet wurde, handelt es sich in den meisten Fäl-

len um Verfahren, die seit dem Vorjahr und somit rund ein Jahr anhängig waren. In 

Einzelfällen wurde aber auch eine längere Verfahrensdauer beanstandet. So waren 

Verfahren beim Landgericht Mainz seit 2002, beim Amtsgericht Speyer seit 2003 und 

2004, beim Landgericht Trier seit 2004 und beim Landgericht Koblenz sowie dem 

Amtsgericht Simmern seit 2005 anhängig. In keinem der genannten Fällen konnte 

jedoch ein Fehlverhalten der zuständigen Richterin bzw. des zuständigen Richters 
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festgestellt werden. Aufgrund der Ermittlungen konnten jeweils die Gründe für die 

lange Verfahrensdauer ermittelt und den Petentinnen und Petenten im Einzelnen mit-

geteilt werden.  

 

Eher ungewöhnlich war das Anliegen eines Petenten, dem es darum ging, in die Vor-

schlagsliste für die Schöffenwahl aufgenommen zu werden. Hierbei bezog er sich  

insbesondere auf eine ihm zugegangene Information, wonach das Vorschlagsrecht 

ausschließlich bei den im Stadtrat vertretenen Parteien liegt. Er beanstandete, dass 

ihm deshalb eine Bewerbung unmöglich gemacht werde. Tatsächlich bestätigte sich 

jedoch diese Annahme des Petenten nicht, sodass er in die Vorschlagsliste aufge-

nommen werden konnte. In einem anderen Fall setzte sich ein Petent dafür ein, dass 

in Rheinland-Pfalz im Zusammenhang mit gerichtlichen Verfahren die Menschenrech-

te der Bürgerinnen und Bürger gestärkt werden. Hierbei forderte er insbesondere die 

Schulung von Richterinnen und Richtern sowie von Staatsanwältinnen und Staatsan-

wälten zum Thema Menschenrechte sowie die Verwirklichung des Gewaltenteilungs-

prinzips durch Richterwahl, Beförderung und Aufsicht unabhängig von der Exekutive. 

Im Zuge der Bearbeitung der Eingabe wies das Ministerium der Justiz darauf hin, 

dass in Rheinland-Pfalz Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte in Fragen der Menschenrechte bereits durch eine Vielzahl von Veran-

staltungen geschult werden. Der Schwerpunkt dieser Schulungen ist auf die Perso-

nen ausgerichtet, die des Schutzes der Rechtsordnung und der Gesellschaft beson-

ders bedürfen. Dies sind insbesondere Kinder und Jugendliche sowie alte und kranke 

Menschen. Ferner wies das Ministerium darauf hin, dass der Grundsatz der Gewal-

tenteilung durch Einführung des Richterwahlausschusses Rheinland-Pfalz gestärkt 

worden ist. Für vom Petenten geforderte darüber hinaus gehende Maßnahmen sah 

das Ministerium allerdings keine Veranlassung. 

 

Ungewöhnlich war auch die Eingabe eines Petenten, der sich darüber beschwerte, 

dass er anlässlich seiner Gerichtsverhandlung längere Zeit mit Handfesseln in einer 

Zelle verbringen musste. Er sah sich durch diese Vorgehensweise in seiner Men-

schenwürde verletzt. Der Präsident des betreffenden Landgerichts hielt jedoch diese 

Anordnung für geboten und auch verhältnismäßig, da er unter Berücksichtigung der 

Gesamtumstände davon ausgehen musste, dass bei dem Petenten eine potenzielle 

Gefährlichkeit vorlag, zumal er wegen gefährlicher Körperverletzung angeklagt war. 

Er hatte daher zur Eigensicherung der Justizwachmeister und zur Verhinderung von 
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Flucht- und Befreiungsversuchen die Anlegung von Handfesseln angeordnet. Wäh-

rend der Gerichtsverhandlung selbst war der Petent allerdings ungefesselt. 

 

Im Zuge einer anderen Eingabe, bei der es um die Übernahme von Bestattungskos-

ten für eine verstorbene Betreute ging, sprach die als Betreuerin eingesetzte Petentin 

die Problematik an, dass Betreuerinnen und Betreuer oft beim Tod der bzw. des Be-

treuten nicht wissen, wie sie sich zu verhalten haben. Dies wurde zum Anlass ge-

nommen, das Ministerium der Justiz im Rahmen eines Selbstaufgriffs um Prüfung zu 

bitten, ob die Informationen der Betreuerinnen und Betreuer diesbezüglich nicht noch 

verbessert werden können. Das Ministerium berichtete dazu, dass an neu bestellte 

Betreuerinnen und Betreuer seit Kurzem ein Formularblock mit vorgefertigten Schrei-

ben für alle denkbaren Situationen ausgehändigt wird. Als eine dieser denkbaren Si-

tuationen ist auch der Fall des Todes der bzw. des Betreuten aufgeführt. Für diesen 

Fall enthält der Formularblock als eine von der Betreuerin bzw. dem Betreuer zu ver-

anlassende Maßnahme eine Benachrichtigung des Gerichts. Das entsprechende 

Schreiben ist im Formularblock enthalten und braucht von den Betreuerinnen und 

Betreuern nur ausgefüllt und abgeschickt zu werden. Alle bestellten Betreuerinnen 

und Betreuer sollen nach und nach mit diesem Material versorgt werden. 

 

 

1.2 Staatsanwaltschaft  

 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet haben sich gegenüber dem Vorjahr nahezu ver-

doppelt. Wie bereits in den Vorjahren lag der Schwerpunkt bei Eingaben, die staats-

anwaltschaftliche Ermittlungsverfahren betreffen, wobei insbesondere die Einstellung 

von Verfahren, die auf Anzeigen betreffender Bürgerinnen und Bürger hin eingeleitet 

worden waren, beanstandet wurde. 

 

So war es beispielsweise einem Bürger unverständlich, dass ein staatsanwaltschaftli-

ches Ermittlungsverfahren, das gegen eine Mitbürgerin anhängig war, mit der Be-

gründung eingestellt worden war, dass es sich um einen Nachbarschaftsstreit hande-

le, während ein gegen ihn anhängiges Verfahren zu seiner Verurteilung wegen Belei-

digung geführt hat. Er machte geltend, dass es sich hierbei ebenfalls um einen Nach-

barschaftsstreit gehandelt habe, sodass er insoweit eine Ungleichbehandlung sah. 

Allerdings hatte die Staatsanwaltschaft in dem Verfahren gegen den Petenten das 

öffentliche Interesse an der Strafverfolgung bejaht, weil er in einer Hauseigentümer-
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versammlung die Anwesenden als „asoziales Gesocks“ bezeichnet hatte. In dem vom 

Petenten erwähnten eingestellten Verfahren soll die Beschuldigte den Anzeigener-

statter zwar auch als „asozial“ bezeichnet haben, jedoch waren an dem Gespräch nur 

zwei Privatpersonen beteiligt. In diesem Fall hat die Staatsanwaltschaft kein öffentli-

ches Interesse an einer strafrechtlichen Verurteilung festgestellt. 

Weitere Eingaben betrafen staatsanwaltschaftliche Entscheidungen im Zusammen-

hang mit einer Strafvollstreckung, beispielsweise Anträge auf Strafaufschub, Haftun-

terbrechungen oder Genehmigungen von Therapiemaßnahmen. 

 

In einem weiteren Fall begehrte ein Petent eine Belohnung in Höhe von 1.000,00 € 

dafür, dass die zuständige Polizeidienststelle aufgrund seiner Hinweise die Täter ei-

ner so genannten Graffitistraftat ermitteln konnte. Er berief sich hierbei auf entspre-

chende Presseberichte, wonach der Minister der Justiz für solche Fälle eine entspre-

chende Belohnung zugesagt hatte. Der Petent beanstandete, dass die zuständige 

Staatsanwaltschaft seinen Antrag auf Zuerkennung der Belohnung von 1.000 € abge-

lehnt hat. Aufgrund der Eingabe wurde festgestellt, dass die Ablehnung auf einem 

Irrtum des zuständigen Dezernenten beruhte. Hierfür hat sich der Leitende Ober-

staatsanwalt, auch im Namen des Dezernenten, ausdrücklich entschuldigt. Dem Pe-

tenten wurde die beantragte Belohnung zuerkannt. 

 

 

1.3 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate  

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt wie in den Vorjahren auf niedrigem 

Niveau. Bei der Bearbeitung der Eingaben gab es keine besonderen Auffälligkeiten. 

 

 

1.4 Strafvollzug 

1.5 Vollzugslockerungen 

1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 

 

Die Zahl der Eingaben von Strafgefangenen liegt nach wie vor auf hohem Niveau, 

wobei im Sachgebiet 1.4 eine Zunahme von rund 100 Eingaben zu verzeichnen ist. 

Die meisten Eingaben stammen jeweils aus der JVA Frankenthal sowie der JVA Diez, 

wobei jedoch, wie bereits im Vorjahr zu beobachten war, dass sich jeweils einzelne 

Gefangene mit einer Vielzahl von Eingaben an den Bürgerbeauftragten gewandt ha-
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ben. In der JVA Frankenthal handelte es sich um einen Gefangenen, der aber zur 

Jahresmitte entlassen wurde, in der JVA Diez um zwei Gefangene. Im Fall eines die-

ser Gefangenen konnte allerdings im Berichtszeitraum eine Entspannung erreicht 

werden, indem ihm Ausführungen genehmigt wurden. Dies führte dazu, dass er die 

anhängigen Eingaben zurücknahm und von weiteren Eingaben bisher absah. 

Nach wie vor liegen die Eingaben aus der JVA Rohrbach im Vergleich zu den übrigen 

Justizvollzugsanstalten auf verhältnismäßig hohem Niveau. Deutlich weniger Einga-

ben stammen aus den übrigen Justizvollzugsanstalten, wobei allerdings in der JVA 

Trier sowie der JVA Koblenz deutliche Zunahmen zu verzeichnen sind. 

 

Auf die Aufarbeitung des Sprechtags im Jahr 2007 in der JVA Rohrbach sowie auf 

den weiteren Sprechtag in der JVA Trier wird im 3. Teil näher eingegangen. 

 

Bei den Eingaben konnten die folgenden Schwerpunkte festgestellt werden: 

 

Beschwerden wegen des Zustandes bzw. der Ausstattung der Hafträume betrafen 

insbesondere die JVA Diez, die JVA Frankenthal und die JVA Trier, Besuchsregelun-

gen die JVA Diez, um eine Verlegung in eine andere JVA ging es insbesondere Ge-

fangenen aus der JVA Diez und der JVA Rohrbach, Probleme im Zusammenhang mit 

dem Sport hatten insbesondere Gefangene in der JVA Koblenz, während Probleme 

im Zusammenhang mit der Zuteilung der Arbeit sowie mit dem Einkauf insbesondere 

die JVA Diez betrafen. Probleme im Zusammenhang mit der Zustellung bzw. dem 

Versand der Post äußerten vor allem Gefangene aus der JVA Diez und der JVA 

Frankenthal, Probleme im Zusammenhang mit der Genehmigung eigener Gegen-

stände betrafen schwerpunktmäßig die JVA Diez, die JVA Frankenthal sowie die JVA 

Rohrbach. Eingaben bezüglich einer Verlegung in den offenen Vollzug stammen fast 

ausschließlich aus der JVA Rohrbach, ebenso Eingaben wegen der ärztlichen Be-

handlung. 

 

Im Gegensatz zu den vorangegangen Jahren haben sich nur noch sehr wenige Si-

cherungsverwahrte aus der JVA Diez an den Bürgerbeauftragten gewandt. Offen-

sichtlich haben sich diese insbesondere im Hinblick darauf, dass derzeit ein adäqua-

ter Vollzug der Sicherungsverwahrung in der JVA Wittlich geschaffen wird, mit der 

vorübergehenden Situation in der JVA Diez abgefunden. 

 



 - 27 -  

Im Hinblick auf den Nichtraucherschutz gilt in allen Justizvollzugsanstalten mit Aus-

nahme der Hafträume ein generelles Rauchverbot sowohl für die Gefangenen als 

auch für die Bediensteten. Auch dies führte bereits zu mehreren Eingaben. So bean-

standete ein Gefangener, dass ein Mitgefangener geraucht habe, ohne dass vom 

Aufsicht führenden Beamten dagegen eingeschritten worden sei. Die betreffende JVA 

erklärte dazu, dass die Bediensteten angewiesen worden sind, auf die Einhaltung des 

Rauchverbots zu achten. Dies gilt auch dann, wenn sie von Mitgefangenen darauf 

aufmerksam gemacht werden, dass das Rauchverbot nicht eingehalten wird. 

 

In einem anderen Fall beschwerte sich ein Petent darüber, dass zwei namentlich ge-

nannte Bedienstete vor dem Duschraum geraucht hatten. Der Leiter der betreffenden 

JVA nahm die Eingabe zum Anlass, gegen die beiden Bediensteten eine Missbilli-

gung wegen nicht vorbildhaften  Verhaltens auszusprechen. 

 

Auch zu einer weiteren Eingabe sicherte die betreffende JVA zu, strikt auf die Einhal-

tung des bestehenden Rauchverbots zu achten. 

 

Andere Eingaben betrafen die Teilnahme der Gefangenen am Sport. So beschwerte 

sich ein Petent darüber, dass, wenn er während des Sports die Toilette aufsuchen 

muss, er nicht weiter am Sport teilnehmen darf, sondern auf seinen Haftraum zurück-

kehren muss. Diese Regelung galt allerdings nur vorübergehend für die Zeit der In-

standsetzung der Toilettenanlage in der Turnhalle. Daher ist jetzt die weitere Teil-

nahme am Sport auch nach einem Gang zur Toilette wieder möglich. 

 

Nicht geholfen werden konnte einem Gefangenen, der beanstandete, dass während 

des Sports keine Möglichkeit besteht, Flüssigkeit zu sich zu nehmen. Die betreffende 

JVA sieht keine Möglichkeit, während des Sports Getränke bereitzustellen und ver-

weist darauf, dass dies in den Verwaltungsvorschriften für die Wirtschaftsverwaltung 

nicht vorgesehen und aus Sicht des dazu gefragten Anstaltsarztes auch medizinisch 

nicht notwendig ist. Der Mitnahme von Getränken zum Sport stehen aus Sicht der 

JVA Belange der Sicherheit und Ordnung der Anstalt entgegen, weil eine Kontrolle 

der Behältnisse auf ihren Inhalt unter Beachtung der hygienischen Anforderungen 

nicht möglich wäre. 

 

In einem weiteren Fall beanstandete ein Petent, dass er so gut wie keine Möglichkeit 

hatte, am Sport teilzunehmen. Die betreffende JVA erklärte zum Anliegen des Peten-
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ten, dass der Sport auch von ihr als wichtig erachtet wird. Daher ist für das Jahr 2009 

in der Jahresdienstplanung der tägliche Einsatz eines Sportbeamten von Montag bis 

Freitag vorgesehen. Demnach werden die Sporteinheiten auf fünf pro Tag erhöht, 

sodass jeder Gefangene mindestens einmal täglich die Möglichkeit hat, am Sport 

teilzunehmen.  

 

Erneut betrafen einige Eingaben aus der JVA Koblenz den TV-Empfang. Mehrere 

Gefangene beschwerten sich darüber, dass es nicht mehr möglich ist, einen russi-

schen Sender zu empfangen. Im Zuge des Petitionsverfahrens stellte sich dann aber 

heraus, dass der russische Sender wegen einer Störung ausgefallen war. Nachdem 

diese beseitigt war, konnte der Sender wieder empfangen werden. 

 

In einem anderen Falle beanstandete ein Gefangener, dass ihm der Erwerb von Ton- 

und Bildträgern in russischer Sprache nicht genehmigt wurde. Seinem Anliegen konn-

te entsprochen werden, nachdem die betreffende JVA eine Regelung getroffen hat, 

wonach entsprechende Artikel im Versandhandel bestellt werden dürfen.  

 

Ebenso konnte einem Gefangenen geholfen werden, der einen Sprachkurs auf CD 

bestellen wollte.  

 

Das Tragen der Anstaltskleidung war Gegenstand der Eingabe eines Gefangenen, 

der erreichen wollte, dass er auch außerhalb seines Haftraumes sein privates Unter-

hemd tragen darf. Die betreffende JVA verwies darauf, dass das Tragen privater Un-

terwäsche zwar zugelassen ist, die Kleiderordnung jedoch vorsieht, dass über dem 

Unterhemd die Anstaltskleidung zu tragen ist. Die JVA sah daher auch aus Gründen 

der Gleichbehandlung keine Möglichkeit, den Wünschen des Petenten zu entspre-

chen. Der zwischenzeitlich entlassene Gefangene lehnte es jedoch trotz der damit 

verbundenen Konsequenzen rigoros ab, über dem Unterhemd Anstaltskleidung zu 

tragen. Dies hatte beispielsweise zur Folge, dass er nicht an den Hofstunden und 

dem Einkauf teilnehmen durfte. 

 

Zahlreiche Eingaben betreffen den Wunsch, in den offenen Vollzug verlegt zu wer-

den. Da in aller Regel für diesen Wunsch ernsthafte Gründe angeführt werden, erwar-

tet der Bürgerbeauftragte, dass die betreffende JVA sich auch eingehend mit dem 

Anliegen befasst und eine sorgfältige Abwägung vornimmt, ob dem Anliegen unter 

Berücksichtigung aller Gesichtspunkte entsprochen werden kann. Dies ist nicht mög-
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lich, wenn die Prüfung ergibt, dass zumindest derzeit die Eignung für den offenen 

Vollzug noch nicht festgestellt werden kann. Dies galt beispielsweise bei einem Pe-

tenten, der als ernsthafte Begründung angab, aus dem offenen Vollzug weiterhin bei 

seinem bisherigen Arbeitgeber arbeiten zu wollen, um dadurch in der Lage zu sein, 

seine Familie zu unterhalten und bestehende Verbindlichkeiten zurückzuführen. Die-

se Absicht wurde von der JVA zwar positiv bewertet, jedoch konnte nicht unberück-

sichtigt bleiben, dass der Petent wegen einer schweren Straftat verurteilt worden war, 

bei dem das Tatopfer bedroht worden war. Auf Empfehlung des psychologischen 

Dienstes bedurfte es daher noch einer gewissen Beobachtungszeit unter den Bedin-

gungen des geschlossenen Vollzugs. Die Verlegung in den offenen Vollzug zu einem 

späteren Zeitpunkt war somit durchaus in Aussicht gestellt worden, sodass der Petent 

darauf hinarbeiten konnte. 

 

Andererseits konnte einer Petentin geholfen werden, die in den offenen Vollzug ver-

legt werden wollte, um sich um ihre Familie kümmern zu können. Obwohl die Eignung 

für den offenen Vollzug bereits zu einem früheren Zeitpunkt festgestellt worden war, 

war zunächst eine Verlegung in den offenen Vollzug der JVA Zweibrücken wegen der 

weiten Entfernung zum Wohnort nicht möglich. Erfreulicherweise wurden jedoch im 

Laufe des Jahres 2008 auch im Freigängerhaus der JVA Rohrbach Plätze für Frauen 

geschaffen, sodass eine Verlegung dorthin möglich war. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt der Eingaben betrifft Verlegungswünsche. Auch hier wer-

den in der Regel zwar gewichtige Gründe für den Verlegungswunsch vorgetragen, es 

ist aber auch zu berücksichtigen, dass nur ausnahmsweise ein Abweichen vom Voll-

streckungsplan in Betracht kommen kann. Hierbei können die Abwägungsprozesse 

durchaus schwierig sein, wie der Fall eines Petenten zeigt, der während des Straf-

vollzugs aufgrund einer schweren Erkrankung soweit erblindete, dass er schließlich 

für blind erklärt wurde. Er begehrte seine Verlegung von Diez nach Frankenthal, weil 

er dort von seinen in der Nähe lebenden Angehörigen zusätzlich unterstützt werden 

könne. Die JVA Diez gelangte allerdings zu dem Ergebnis, dass es für den Petenten 

gerade im Hinblick auf seine besondere Situation besser sei, wenn er in seiner ver-

trauten Umgebung bleibt, weil dort ein ihn stützender und vor allem vertrauter sozialer 

Nahbereich besteht. Ferner schien eine Kontinuität bei den mit dem Behandlungs- 

und Betreuungsauftrag befassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die den Petenten 

am ehesten einschätzen und als Bezugsperson erreichen können, geboten. 
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Weitere Eingaben betrafen die Zulassung von Elektrogeräten, insbesondere Kühlbo-

xen, in der JVA Koblenz sowie der JVA Trier. Die betreffenden Justizvollzugsanstal-

ten sehen sich derzeit nicht dazu in der Lage, weitere Geräte zuzulassen, weil dies 

aufgrund des vorhandenen älteren Elektrosystems zur Folge hätte, dass die komplet-

te Elektroversorgung auf der jeweiligen Abteilung zusammenbrechen würde. Die er-

forderlichen Investitionskosten für eine Änderung wären unverhältnismäßig hoch. Im 

Hinblick auf die damit verbundenen Einschränkungen für die betroffenen Gefangenen 

hat der Petitionsausschuss zwei Eingaben zu diesem Thema an die Strafvollzugs-

kommission überwiesen. Bei der dortigen Beratung ergaben sich bezüglich der JVA 

Trier keine neuen Gesichtspunkte, während in der JVA Koblenz eine Prüfung veran-

lasst wurde, ob nicht doch weitere Geräte zugelassen werden können. Diese führte 

mittlerweile dazu, dass eine Zulassung bei Kleingeräten wie Ventilatoren möglich ist. 

 

Auch der Familienbesuch war Gegenstand von Eingaben. So beanstandete z. B. ein 

Gefangener, dass der in der JVA Diez zugelassene Familienbesuch nur für Ehefrau-

en und Kinder, nicht aber für Eltern und Geschwister der Gefangenen gilt. Er sieht 

insoweit eine Ungleichbehandlung, weil er keine Ehefrau und keine Kinder hat, aber 

auch Eltern und Geschwister von dem verfassungsrechtlich garantierten Schutz der 

Familie erfasst werden. Die JVA Diez hat im Rahmen einer Neuregelung der Famili-

enbesuche überprüft, ob dieser auch auf weitere Familienmitglieder ausgedehnt wer-

den kann. Im Ergebnis sieht sie jedoch aus Kapazitäts- und Sicherheitsgründen keine 

Möglichkeit, zusätzlich zu Ehepartnerinnen und Ehepartnern, Lebenspartnerinnen 

und Lebenspartnern mit gemeinsamen Kindern sowie langjährigen Lebenspartnerin-

nen und Lebenspartnern auch Eltern und Geschwister zu berücksichtigen. Die JVA 

weist allerdings darauf hin, dass den Gefangenen, die keinen Familienbesuch emp-

fangen können, die Erweiterung des Besuchskontingents von drei auf vier Stunden im 

Monat zugute kommt. 

 

Zwei Jugendstrafgefangene, die an einer Berufsausbildung teilnehmen, wandten sich 

unabhängig voneinander an den Bürgerbeauftragten, weil sie befürchteten, dass Be-

rufsschullehrerin und Berufsschullehrer aus der Jugendstrafanstalt Wittlich abgezo-

gen würden. Sie sahen daher ihre Ausbildung gefährdet. Die Ermittlungen haben er-

geben, dass die Befürchtungen nicht ganz unbegründet waren, weil offensichtlich ein 

solcher Abzug zeitweise im Gespräch war. Erfreulicherweise wurde jedoch die Ent-

scheidung getroffen, den berufsbezogenen Unterricht in der Jugendstrafanstalt wie 

bisher weiterzuführen. 
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Einige Gefangene beschwerten sich darüber, dass sie im Zuge der Durchführung der 

morgendlichen Lebendkontrolle geweckt werden und zu diesem Zweck auch die Be-

leuchtung für eine gewisse Zeit eingeschaltet wird. Aus Sicht der Justizvollzugsan-

stalten ist es bei der morgendlichen Lebendkontrolle allerdings erforderlich, dass sich 

die betreffenden Bediensteten vergewissern, dass der jeweilige Gefangene zum Zeit-

punkt der Kontrolle auch tatsächlich lebt. Ist dies nicht zweifelsfrei festzustellen, 

kommt mitunter auch ein bewusstes Wecken des Gefangenen in Betracht. In diesem 

Zusammenhang kann nicht beanstandet werden, dass auch noch nach Sonnenauf-

gang die Beleuchtung eingeschaltet wird, damit die Bediensteten ihre Aufgabe ver-

antwortungsbewusst und mit der erforderlichen Sicherheit wahrnehmen können. 

 

Um Fragen des Urlaubs ging es einem Gefangenen, der beanstandete, das ein ihm 

bereits gewährter Urlaub nicht um einen Tag verlängert wurde. Er machte geltend, 

dass er diesen Tag für ein Vorstellungsgespräch benötige. Da der JVA Rohrbach 

jedoch zum Zeitpunkt der Entscheidung Gründe für eine weitere Urlaubsgewährung 

nicht ersichtlich waren, wurde der Antrag abgelehnt. Eine Urlaubsverlängerung wäre 

aus Sicht der JVA auch den anderen Gefangenen gegenüber nicht vertretbar gewe-

sen. Da der Petent allerdings zu einem späteren Zeitpunkt eine Bescheinigung vorge-

legt hat, wonach er tatsächlich an einem Vorstellungsgespräch teilnehmen wollte, 

konnte ihm für den betreffenden Tag Ausgang gewährt werden. 

 

In einem anderen Fall machte ein Petent geltend, dass im Beamtenbüro seiner Abtei-

lung in der JVA Frankenthal eine Anweisung hängt, wonach alle Anträge, die von den 

Beamten nicht zu bearbeiten seien, gegebenenfalls in die „Ablage P“ abgelegt wer-

den. Der Petent interpretiert „Ablage P“ mit „Papierkorb“. Die JVA hat dazu allerdings 

erklärt, dass es weder mündliche noch schriftliche Anweisungen dieser Art an die 

Bediensteten gegeben hat.  

 

Die Beschwerde eines weiteren Gefangenen richtete sich gegen die Gefangenenmit-

verantwortung.  Der Petent hat diese darum gebeten, sich für ein bestimmtes Anlie-

gen einzusetzen. Er sei sodann von einem Bediensteten auf sein Schreiben an die 

Gefangenenmitverantwortung angesprochen worden. Der Petent ist der Ansicht, die 

Gefangenenmitverantwortung hätte seinen Namen nicht weitergeben dürfen. Es wäre 

auch so möglich gewesen, sich des geschilderten Problems anzunehmen. Der in die-

ser Angelegenheit auch um Prüfung gebetene Landesbeauftragte für den Daten-
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schutz hat festgestellt, dass es nach seiner Auffassung grundsätzlich nicht erforder-

lich ist, dass die Gefangenenmitverantwortung der JVA mitteilt, welcher Gefangener 

sich an sie gewandt hat. Nur in bestimmten Ausnahmefällen dürfen personenbezoge-

ne Daten von Hinweisgebern weitergeleitet werden. Anhaltspunkte für einen solchen 

Ausnahmefall sind allerdings vorliegend nicht ersichtlich. Die JVA Diez ist daher vom 

Bürgerbeauftragten um eine Stellungnahme gebeten worden, in welcher Weise die 

Auffassung des Landesbeauftragten für den Datenschutz umgesetzt wird. Die Stel-

lungnahme steht derzeit noch aus. 

 

Auf größere Probleme stieß der Antrag eines Untersuchungsgefangenen auf Gewäh-

rung von Taschengeld. Die JVA Frankenthal hat seinen Antrag abgelehnt, weil sie 

keine Rechtsgrundlage dafür zu erkennen vermochte. Sie verwies darauf, dass ledig-

lich Strafgefangene einen gesetzlichen Anspruch auf Taschengeld haben, während 

es im Bereich der Untersuchungshaft keine vergleichbaren Vorschriften gibt. Die für 

den Petenten zuständige Stadtverwaltung hat seinen dort gestellten Antrag ebenfalls 

abgelehnt und diesen im Wesentlichen damit begründet, dass der Petent gegen den 

ablehnenden Bescheid der JVA nicht vorgegangen ist.  

 

Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten, die auch vom Ministerium der Justiz geteilt 

wird, handelt es sich beim Taschengeldanspruch der Untersuchungsgefangenen der-

zeit um eine Leistung der Sozialhilfe, weil es im Gegensatz zu den Strafgefangenen 

noch keine eigene gesetzliche Regelung für Untersuchungsgefangene gibt. Auch 

eine vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales dazu erbetene Stellungnahme 

hat ergeben, dass hilfebedürftigen Untersuchungshäftlingen auch nach Einführung 

des reformierten Sozialhilferechts weiterhin ein Anspruch auf Taschengeld als Leis-

tung der Sozialhilfe zusteht. Eine gesetzliche Regelung ist zwar im neuen Untersu-

chungshaftvollzugsgesetz vorgesehen, jedoch soll dieses erst zum 1. Januar 2010 in 

Kraft treten. Der Bürgerbeauftragte macht sich dafür stark, dass bis zu diesem Zeit-

punkt eine Übergangsregelung geschaffen wird. Nach einigem Zögern hat das Minis-

terium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen die Träger der Sozialhilfe 

darauf hingewiesen, dass Häftlinge, die ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht aus 

ihren Ersparnissen, durch in der Untersuchungshaftanstalt bereit gehaltene Arbeits-

angebote oder mit Hilfe von Verwandten decken können, grundsätzlich Anspruch auf 

Taschengeldleistungen der Sozialhilfe haben. Der Bürgerbeauftragte hofft, dass diese 

Hinweise von den zuständigen Stellen auch umgesetzt werden, wünscht sich aber 

dennoch eine deutlichere Regelung der oben genannten Angelegenheit.  
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1.7 Gnadensachen 

 

Wie bereits in den vorherigen Jahren haben sich nur wenige Bürgerinnen und Bürger 

mit Eingaben, die Gnadensachen betreffen, an den Bürgerbeauftragten gewandt. In 

jedem Einzelfall hat sich die zuständige Staatsanwaltschaft eingehend mit den Anträ-

gen befasst. Soweit diesen nicht entsprochen werden konnte, wurden die Ablehnun-

gen ausführlich begründet. 

 

 

2 Ordnungsverwaltung 

2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 

2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfah ren 

 

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten haben im Vergleich zum Vorjahr etwas zuge-

nommen. Sie betrafen schwerpunktmäßig Beschwerden über Polizeibedienstete, all-

gemeine Ordnungsmaßnahmen und Bußgeldverfahren. Im Gegensatz zu den Vorjah-

ren betrafen nur noch wenige Eingaben die Haltung von Hunden. 

 

Auch das im Berichtszeitraum in Kraft getretene Nichtraucherschutzgesetz führte zu 

ersten Eingaben. Ein Bürger zum Beispiel machte geltend, dass in einer von ihm ge-

nannten Gaststätte die Regelungen des Nichtraucherschutzgesetzes nicht korrekt 

angewandt würden und begehrte ein Einschreiten der zuständigen Verbandsgemein-

deverwaltung. In der betreffenden Gaststätte ist das Rauchen im Schankraum mit 

Theke gestattet, im Speiseraum hingegen nicht. Der Petent hält dies für unzulässig, 

da der Schankraum Hauptraum sei. Aufgrund der Eingabe wurden Prüfungen durch 

das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen sowie durch die 

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, denen sich auch das Ministerium des Innern 

und für Sport angeschlossen hat, veranlasst. Diese gelangten zu dem Ergebnis, dass 

die getroffene Regelung im Einklang mit dem Nichtraucherschutzgesetz steht und 

daher nicht zu beanstanden ist, dass die Verbandsgemeindverwaltung irgendwelche 

Maßnahmen ablehnt. Zwar ist grundsätzlich als Hauptraum der Raum anzusehen, in 

dem sich die Theke befindet, werden jedoch mehrere Räume gleichermaßen und 

täglich bewirtschaftet, kann auch der kleinere Raum zum Raucherbereich erklärt wer-

den, auch wenn sich dort die Theke befindet.  
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In einem anderen Fall beanstandete eine Bürgerin, dass ihre minderjährigen Tochter 

zu Kosten von knapp 400,00 € für einen Polizeieinsatz herangezogen wurde. Zu dem 

Polizeieinsatz war es wegen einer Amokdrohung der Tochter gekommen, die einer 

Klassenarbeit entgehen wollte. Die Petentin räumte zwar das Fehlverhalten ihrer 

Tochter ein, hielt jedoch die Kostenforderung im Hinblick darauf, dass ihre Tochter als 

Schülerin ohne Einkommen ist, für unverhältnismäßig. Auch die von der Polizei an-

gebotene Ratenzahlung von 20 € monatlich hielt sie nicht für angemessen, weil ihre 

Tochter dadurch auf Jahre hinaus belastet würde. Sie schlug vor, dass ihre Tochter 

den Betrag durch gemeinnützige Arbeit ableistet. Das zuständige Polizeipräsidium 

sah jedoch auch unter Berücksichtigung des Vorbringens der Petentin keine Möglich-

keit, auf den Ersatz der Kosten, die dem Land Rheinland-Pfalz durch den Polizeiein-

satz entstanden sind, zu verzichten. Die von der Petentin vorgeschlagene gemein-

nützige Arbeit ist ausschließlich als Abgeltung für Geld- oder Freiheitsstrafen vorge-

sehen, nicht jedoch für den Ersatz tatsächlich entstandener Kosten.  

 

Im Berichtszeitraum berichteten Bürgerinnen und Bürger auch von Problemen, die 

von Mitbürgerinnen und Mitbürgern ausgehen und äußerten ihr Unverständnis dar-

über, dass von der jeweils zuständigen Verwaltung nichts unternommen wird. So 

machte beispielsweise ein Petent geltend, dass er von einem Nachbarn ständig 

drangsaliert, belästigt und beleidigt wird. Da er sich ihm schutzlos ausgeliefert fühle, 

begehrte er, dass seitens des Ordnungsamtes sowie der Polizei wirksame Maßnah-

men zu seinem Schutz ergriffen werden. Im Zuge des Petitionsverfahrens stellte sich 

heraus, dass den genannten Stellen die vom Petenten geschilderte Problematik be-

kannt war, der betreffende Mitbürger psychisch krank ist und unter Betreuung steht. 

Auch dem Betreuer ist der Sachverhalt bekannt. Soweit Strafverfahren gegen den 

Betreffenden eingeleitet wurden, wurden diese aber wegen Schuldunfähigkeit einge-

stellt. Im Übrigen liegt ein psychiatrisches Gutachten vor, wonach der Betreffende als 

nicht gefährlich einzustufen ist. Die vom Petenten geltend gemachten Beleidigungs-

delikte rechtfertigen aus Sicht des Ordnungsamtes keine Unterbringung in der Psy-

chiatrie. Auch die Polizei sieht keine Möglichkeit, den Petenten vor etwaigen künfti-

gen Beleidigungen zu schützen. 

 

Eine von verschiedenen Seiten geforderte Beschwerdestelle bei der Polizei ist aus 

Sicht des Ministers des Innern und für Sport entbehrlich. Der Minister hat insoweit zu 
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Recht darauf hingewiesen, dass der Bürgerbeauftragte auch als Ansprechpartner bei 

etwaigen Beschwerden über die Polizei zur Verfügung steht. 

 

 

2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 

 

In diesem Sachgebiet hat sich die Zahl der Eingaben gegenüber dem Vorjahr erhöht. 

Ein besonderer Grund dafür ist nicht erkennbar. Wie bereits im letzten Jahresbericht 

bleibt festzuhalten, dass die Eingaben zu diesem Sachgebiet einen nicht unwesentli-

chen Anteil an den Gesamteingaben darstellen. 

 

Bei einigen Fallkonstellationen hat es sich bewährt, neben der zuständigen Straßen-

verkehrsbehörde und gegebenenfalls deren Fachaufsicht auch das zuständige Poli-

zeipräsidium um Überprüfung der Angelegenheit zu bitten. Dies ist z.B. dann der Fall, 

wenn es um die Einschätzung von konkreten Verkehrssituationen geht oder um die 

Frage, ob tatsächlich eine Gefahrenstelle vorliegt oder nicht. Festzustellen war dabei, 

dass die Polizei in der Regel die Auffassung bzw. die Einschätzung der Straßenver-

kehrsbehörde bestätigen konnte. Gleichwohl dient deren Einschaltung einer weiteren 

Objektivierung des Sachverhalts, da gerade Verkehrssituationen oftmals subjektiv 

wahrgenommen und wiedergegeben werden.   

 

In zahlreichen Eingaben wandten sich Bürgerinnen und Bürger entweder gegen die 

Entfernung oder gegen das Aufstellen von Verkehrszeichen.  

 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass nach den einschlägigen Vorschriften der Straßen-

verkehrsordnung Verkehrszeichen grundsätzlich nur dort aufgestellt werden dürfen, 

wo dies zur Regelung des Verkehrs zwingend geboten ist.  

 

Eine solche Problematik war unter anderem Grundlage einer Beschwerde von mehre-

ren Bürgerinnen und Bürgern, die als Anwohnerinnen und Anwohner die Verkehrssi-

tuation in einer Straße in Montabaur beanstandeten. Die Petentinnen und Petenten 

forderten ein Durchfahrtsverbot für Lastkraftwagen bzw. die Umleitung des Lkw-

Verkehrs. Die umfangreichen Ermittlungen des Bürgerbeauftragten ergaben, dass am 

Ende der Straße ein Speditionsunternehmen angesiedelt ist und der Verkehr von und 

zu diesem Betrieb durch die betreffende Straße verläuft. Mehrere seit 2006 durchge-

führte - auch aktuelle - Verkehrserfassungen und -messungen hatten zum Ergebnis, 
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dass in der Straße, für die eine Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h angeordnet ist, 

weder ein hohes Verkehrsaufkommen noch ein hohes Geschwindigkeitsniveau fest-

gestellt werden konnte. Auch Unfälle sind seit 2005 keine registriert worden. Ebenso 

scheidet eine von den Petentinnen und Petenten gewünschte Umleitung des Ver-

kehrs aus, da die ohnehin schon stärker belasteten anderen Straßen dadurch noch 

mehr belastet würden. Insofern konnte dem Anliegen der Petentinnen und Petenten 

nicht entsprochen werden. Allerdings wurde von der Straßenverkehrsbehörde zusätz-

lich ein Schild „Radarkontrollen“ angebracht.  

 

In einem anderen Fall begehrten Petenten die Anbringung eines Verkehrsspiegels 

gegenüber ihrer Garage. Nach Auffassung ihrer Verbandsgemeindeverwaltung war 

dies jedoch weder aus Gründen der Verkehrssicherheit geboten noch als Mittel zur 

Entschärfung eines Unfallschwerpunkts erforderlich, sodass keine „zwingende Gebo-

tenheit“ zur Anbringung bestand. Dies wurde im Rahmen einer fachaufsichtlichen 

Überprüfung auch bestätigt.  

 

Ein anderer Bürger verfolgte mit seiner Eingabe genau das gegenteilige Ziel und be-

gehrte die Entfernung eines Verkehrsschilds, das an seiner Scheune angebracht ist. 

Allerdings handelt es sich dabei um keinen neuen Sachverhalt. Vielmehr wurde das 

Tempo-30-Schild bereits schon vor Jahren an der Scheune angebracht, da eine an-

derweitige Anbringung wegen der örtlichen Verhältnisse nicht möglich war. Zudem 

besteht eine Duldungspflicht nach dem Straßenverkehrsgesetz, was auch von der 

Fachaufsicht bestätigt wurde.  

 

Dass es für die beteiligten Verwaltungen nicht immer einfach ist, es Bürgerinnen und 

Bürgern recht zu machen, zeigen z. B. die gleichlautenden Eingaben mehrerer Peten-

tinnen und Petenten, die sich gegen ein angeordnetes Halteverbot wandten. Zuvor 

hatten sich nach Auskunft der Stadtverwaltung mehrere Anwohnerinnen und Anwoh-

ner der betreffenden Straße darüber beschwert, dass die Straßenreinigung nicht ord-

nungsgemäß ausgeführt wird. Hintergrund war, dass in der Tat die Straßenreinigung 

wegen der parkenden Fahrzeuge häufiger nicht durchgeführt werden konnte. Um 

eine ordnungsgemäße Straßenreinigung zu ermöglichen, wurde - zunächst ver-

suchsweise - ein temporäres Halteverbot zwischen 05.00 und 06.00 Uhr angeordnet. 

Dies geschah jedoch erst, nachdem ein entsprechender Schriftwechsel mit den An-

wohnerinnen und Anwohnern wegen einer freiwilligen Freihaltung der zu reinigenden 

Flächen zu keinem Erfolg geführt hatte.  
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Mehrere Eingaben hatten das Thema einer problemlosen Grundstücksein- und Aus-

fahrt zum Gegenstand. Dabei beanstandeten Petentinnen und Petenten, dass entwe-

der an oder gegenüber ihrer Grundstückseinfahrt andere Fahrzeuge parken, die sie 

an der problemlosen Ein- und Ausfahrt hindern. Vor-Ort-Überprüfungen durch die 

jeweiligen Straßenverkehrsbehörden zeigten jedoch, dass in der Regel die Ein- oder 

Ausfahrt wegen der ausreichenden Straßenbreite entweder problemlos oder aber 

zwar nicht problemlos möglich, aber trotzdem zumutbar war. Dabei war häufig die 

Ein- oder Ausfahrt zwar erst nach zwei- bis dreimaligem Rangieren möglich, was aber 

von der Rechtsprechung als durchaus zumutbar erachtet wird.  

 

Auch das Thema Parken und mangelnde Überwachung der Parksituation ist stets 

aktuell. So beanstandete ein Petent, dass der ruhende Verkehr in der von ihm be-

wohnten Straße nicht genug überwacht und daher häufig falsch geparkt werde. Dem 

Petenten wurde dazu von seiner Verbandsgemeindeverwaltung als zuständiger Stra-

ßenverkehrsbehörde erklärt, dass die Straße bereits intensiv in die Überwachung 

miteingebunden ist und das nicht nur innerhalb, sondern auch außerhalb der üblichen 

Dienstzeiten. So wurden z. B. im ersten Halbjahr des Berichtszeitraums 101 Verwar-

nungen ausgesprochen. 

 

Auch wandten sich im Berichtszeitraum wieder zahlreiche Petentinnen und Petenten 

in Führerscheinangelegenheiten an den Bürgerbeauftragten. Insbesondere ging es 

bei den Eingaben um die Neu- bzw. Wiedererteilung einer zuvor entzogenen Fahrer-

laubnis und in diesem Zusammenhang um Fragen rund um die Medizinisch-

Psychologische Untersuchung.  

 

So begehrte z. B. ein Petent einen einheitlichen Standard für alle Stellen, die Medizi-

nisch-Psychologische Untersuchungen (MPU) durchführen. Die Ermittlungen erga-

ben, dass es bei allen anerkannten Begutachtungsstellen für Fahreignung einen sol-

chen vom Petenten geforderten einheitlichen Standard bereits gibt. Entsprechend 

den Vorschriften der Fahrerlaubnisverordnung ist eine MPU einer anerkannten Be-

gutachtungsstelle für Fahreignung Voraussetzung für die Erteilung der Fahrerlaubnis, 

wenn z.B. ein Fahrzeug im Straßenverkehr bei einer Blutalkoholkonzentration von 1,6 

Promille oder mehr geführt wurde. Das Gleiche gilt, wenn wiederholt Zuwiderhand-

lungen im Straßenverkehr unter Alkoholeinfluss begangen wurden.  

 



 - 38 -  

An die Begutachtungsstellen werden nach Auskunft des um Überprüfung gebetenen 

Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hohe Anforderun-

gen gestellt. Voraussetzung ist unter anderem eine Akkreditierung durch die Bundes-

anstalt für Straßenwesen, die wesentliche Funktionen der Qualitätskontrolle wahr-

nimmt. Dabei haben die Gutachter ihre Gutachten unabhängig und in eigener Ver-

antwortung zu erstatten, wobei das Untersuchungs- und Begutachtungskonzept den 

in der Anlage zur Fahrerlaubnisverordnung normierten Grundsätzen, den Verfah-

renshinweisen des Landes Rheinland-Pfalz sowie den Begutachtungsleitlinien zur 

Kraftfahreignung entsprechen müssen. Die jeweilige Begutachtungsstelle unterliegt 

der Aufsicht der Anerkennungsbehörde oder einer von ihr beauftragten Stelle. 

 

Nach § 66 der Fahrerlaubnisverordnung anerkannte Begutachtungsstellen für Fahr-

eignung in Rheinland-Pfalz: 

 
TÜV Rheinland-Group 
BfF Mainz 
Kaiser-Wilhelm-Ring 6 
55118 Mainz 
Tel: 06131/96505 - 0, Fax: 06131/96505 - 55 
 
 
TÜV Rheinland-Group  
BfF Worms 
August-Horch-Str. 14 
67547 Worms 
Tel: 06131/96505 - 0, Fax: 06131/96505 - 55 
 
 
TÜV Rheinland-Group 
BfF Koblenz 
Hans-Böckler-Str. 6 
56070 Koblenz 
Tel.: 0261/8085 - 144, Fax: 0261/8085 - 277 
 
 
TÜV Rheinland-Group 
BfF Trier 
Bahnhofsplatz 8 
54292 Trier 
Tel: 0651/146219 - 0, Fax: 0651/146219 - 9 
 
 
TÜV Rheinland-Group 
BfF Birkenfeld 
Feckweiler Heide (Alter Sportplatz)  
55765 Birkenfeld 
Tel. und Fax wie Trier 
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TÜV Rheinland-Group 
BfF Bitburg 
Industriestraße 16 
54634 Bitburg 
Tel. und Fax wie Trier 
 
TÜV Pfalz Verkehrswesen GmbH 
Medizinisch-Psychologisches Institut 
Merkurstr. 45 
67633 Kaiserslautern 
 
 
TÜV Pfalz Verkehrswesen GmbH 
Medizinisch-Psychologisches Institut 
Achtmorgenstraße 5 
67065 Ludwigshafen 
 
 
TÜV Pfalz Verkehrswesen GmbH 
Medizinisch-Psychologisches Institut 
Horstschanze 46 
76829 Landau 
 
 
PIMA GmbH    
Wilhelmstr. 122 
57518 Betzdorf 
Tel: 02741/937930, Fax: 02741/937932 
 
 
IBBK GmbH 
Institut für Beratung - Begutachtung 
- Kraftfahrereignung -  
Erthalstraße 1 
55118 Mainz 
Tel: 06131/6007894, Fax: 06131/6007895 
 
 
TÜV Süd Med.Psych. Institut 
Kaiserslautern 

 

So begehrte in einem Fall ein älterer Bürger die Wiedererteilung seiner Fahrerlaubnis, 

die ihm - nach seiner Auffassung - grundlos entzogen worden war. Die Ermittlungen 

ergaben, dass die Eignung des Petenten zum Führen von Kraftfahrzeugen wegen 

eines Verkehrsunfalls überprüft wurde. Der daraufhin erstellte Befund hatte zum Er-

gebnis, dass im Hinblick auf die internistischen Vorerkrankungen, eine psychische 

Erkrankung und einen augenärztlichen Befund die Fahrerlaubnis auf Dauer zu ent-

ziehen war. Zudem hatte der Petent entgegen seines Vorbringens ausweislich einer 

von ihm unterschriebenen Verzichtserklärung auf den Führerschein verzichtet. 
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Nachvollziehbar war das Anliegen eines Petenten, der mit seiner Eingabe eine zu-

sätzliche Gebühr für die Beantragung eines Führerscheins beanstandete. Es ging 

darum, dass Frauen, die ein Kopftuch tragen, bei der Beantragung eines Führer-

scheins eine zusätzliche Gebühr in Höhe von 5,10 € zahlen müssen. Die Ermittlun-

gen des Bürgerbeauftragten ergaben, dass nach den einschlägigen Regelungen der 

Fahrerlaubnisverordnung dem Antrag auf Erteilung einer Fahrerlaubnis ein Lichtbild 

beizufügen ist, das die Antragstellerin ohne Kopfbedeckung und mit unverdeckten 

Augen zeigt. Ausnahmen von diesen Anforderungen an das Lichtbild sind nur zuläs-

sig und können z.B. nur dann zugelassen werden, wenn die Kopfbedeckung aus reli-

giösen Gründen getragen wird. Dabei handelt es sich nach Auskunft des um Überprü-

fung gebetenen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau um 

Einzelfallentscheidungen, die mit einem zusätzlichen Prüfaufwand verbunden sind. 

Dafür sieht die Gebührenordnung des Bundes einen Gebührenrahmen von 5,10 € bis 

511,00 € vor. Von dieser Gebühr darf aus haushaltsrechtlichen Gründen nicht abge-

sehen werden.  

 

Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten stellt sich jedoch nach wie vor die Frage, 

ob kopftuchtragende Frauen aufgrund dieser Regelungen möglicherweise nicht doch 

Nachteile haben, die andere Führerscheinbewerberinnen und Führerscheinbewerber 

nicht haben. Er ist daher der Meinung, dass eine Änderung der zugrunde liegenden 

Regelungen der Fahrerlaubnisverordnung bzw. der Gebührenordnung des Bundes 

erfolgen sollte. Da es sich dabei jedoch um Bundesregelungen handelt und eine Än-

derung nur durch den Deutschen Bundestag erfolgen kann, hat sich der Bürgerbeauf-

tragte an die Vorsitzende des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages 

gewandt und sie darum gebeten, sich dieses Anliegens anzunehmen. Der Bürgerbe-

auftragte wird die Entwicklung beobachten. 

 

Ebenfalls um eine Führerscheinangelegenheit, aber im Zusammenhang mit dem Mo-

dellversuch „Begleitetes Fahren ab 17“, ging es in einer Eingabe, in der sich ein Vater 

darüber beschwerte, dass eine bestimmte Begleitperson ohne sein Einverständnis 

eingetragen worden war. Die Tochter des Petenten nimmt an dem Modellversuch teil, 

die Eltern leben jedoch getrennt. Mit Einverständnis der Mutter wurde eine Begleit-

person benannt, mit der die Tochter ein Fahrzeug im Straßenverkehr führen darf. 

Darüber beschwerte sich der Petent und war der Auffassung, dass die Führerschein-

stelle zunächst seine Zustimmung dazu hätte einholen müssen. Dazu war die Führer-
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scheinstelle jedoch nach den vom Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 

und Weinbau getroffenen Feststellungen nicht verpflichtet, da maßgebend für die 

Frage der Einverständniserklärung nicht die Regelungen der Fahrerlaubnisverord-

nung, sondern vielmehr die des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind. Danach hat in Ange-

legenheiten des täglichen Lebens, und um eine solche handelt es sich bei der Frage 

der Eintragung einer Begleitperson im Rahmen des „Begleiteten Fahrens ab 17“, der 

Elternteil die alleinige Entscheidungsbefugnis, bei dem sich das Kind gewöhnlich auf-

hält. Dies war vorliegend die Mutter. Etwas anderes ergibt sich selbstverständlich 

dann, wenn substantiierte Gründe in Bezug auf die Verkehrssicherheit vorgebracht 

werden, die insoweit gegen die Benennung bzw. Eintragung einer bestimmten Be-

gleitperson sprechen. Solche hat der Petent jedoch gerade nicht geltend gemacht.  

 

Das Problem, dass Bürgerinnen und Bürger mit nur geringem Einkommen kaum 

Möglichkeiten haben, bestehende Hilfsangebote z.B. in Gestalt eines „Hartz-IV-

Frühstücks“ wahrzunehmen, weil sie es sich nicht leisten können, das Angebot des 

ÖPNV wahrzunehmen, machte ein Petent geltend, der mit seiner Eingabe die Einfüh-

rung eines „Sozialtickets“ im Bereich des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar begehrt. 

Der Petent verweist auf bereits bestehende vergleichbare Angebote in Berlin und 

Frankfurt/M. 

 

Nachdem neben dem Geschäftsführer der Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH, die 

als private Gesellschaft nicht der parlamentarischen Kontrolle des Landtags Rheinland-

Pfalz und somit auch nicht der des Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz un-

terliegt, auch alle Mitglieder des Verkehrsverbundes um eine Stellungnahme gebeten 

wurden, ist als erstes Ergebnis festzuhalten, dass sich eine Mehrzahl der Mitglieder we-

nig kooperativ zeigen und die Einführung eines solchen „Sozialtickets“ mangels Finan-

zierbarkeit abgelehnt wird. Insbesondere seien die Ticketpreise bereits jetzt schon nicht 

kostendeckend. Lediglich die Städte Zweibrücken und Worms haben in ihren Stellung-

nahmen darauf hingewiesen, dass sie bereits eine preisreduzierte Möglichkeit der ÖPNV-

Nutzung für Inhaberinnen und Inhaber eines Sozialausweises anbieten. Der Bürgerbe-

auftragte hat dies zum Anlass genommen, alle übrigen Mitglieder des Verkehrsverbun-

des nochmals um Stellungnahme dazu zu bitten, ob sie nicht auch diesem Modell - das 

im Übrigen zeigt, dass es durchaus Möglichkeiten gibt - folgen möchten. Der Bürgerbe-

auftragte spricht sich dabei für die Einführung eines solchen „Sozialtickets“ aus und ist 

der Auffassung, dass dies aus sozialen Gesichtspunkten sinnvoll und geboten ist. Ein 

Ergebnis kann aber noch nicht vorgelegt werden. 
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Im letzten Jahresbericht wurde die Problematik des Erwerbs einer zuvor in Deutsch-

land entzogenen Fahrerlaubnis im europäischen Ausland angesprochen (Stichwort: 

„Führerscheintourismus“). Nach einer europäischen Richtlinie sind die Mitgliedstaaten 

gehalten, die von ihnen ausgestellten Führerscheine gegenseitig anzuerkennen. Dies 

führte unter anderem aber dazu, dass Personen, die in Deutschland wohnen und de-

nen ihre Fahrerlaubnis z.B. wegen Alkohol- oder Drogenproblemen entzogen wurde, 

unter Vermeidung einer Medizinisch-Psychologischen Untersuchung eine neue Fahr-

erlaubnis im EU-Ausland erworben haben.  

 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat sich im Berichtszeitraum im Rahmen meh-

rerer Vorabentscheidungsersuchen erneut mit dieser Problematik beschäftigt, nach-

dem er zuvor in mehreren Entscheidungen die Verpflichtung der EU-Mitgliedstaaten 

zur gegenseitigen Anerkennung von Fahrerlaubnissen betont hat. Die Prüfung der 

Voraussetzungen für die Erteilung einer Fahrerlaubnis fällt dabei ausschließlich in die 

Kompetenz des ausstellenden Staates.  

 

Diese grundsätzliche Anerkennungspflicht betonte der EuGH auch in seinen neuen 

Entscheidungen, allerdings muss ein Mitgliedstaat eine von einem anderen Mitglied-

staat erteilte Fahrerlaubnis dann nicht anerkennen, wenn auf seinem Hoheitsgebiet 

der Entzug der Fahrerlaubnis in Verbindung mit einer Sperrfrist für die Neuerteilung 

angeordnet und der neue Führerschein vor Ablauf dieser angeordneten Sperrfrist 

erteilt wurde (EuGH, Urteil vom 26.06.2008, C-334/06 u.a.).  

 

Für die Erteilung von Fahrerlaubnissen ist das Wohnsitzerfordernis zentraler Gedan-

ke, d.h. eine Fahrerlaubnis darf nur dort erteilt werden, wo die Bewerberin oder der 

Bewerber ihren bzw. seinen Wohnsitz hat. Folge davon ist, dass auch nur der Staat, 

der die Fahrerlaubnis erteilt hat, berechtigt ist, das Erfordernis des Wohnsitzes zu 

überprüfen. Deutsche Stellen dürfen dementsprechend nicht prüfen, ob die Fahrer-

laubnisinhaberin bzw. der Fahrerlaubnisinhaber den Wohnsitz in dem anderen, die 

Fahrerlaubnis erteilenden EU-Staat hatte. Dazu hat der EuGH nunmehr entschieden, 

dass eine ausländische EU-Fahrerlaubnis dann nicht anerkannt werden muss, wenn 

sich aus den Angaben im Führerschein selbst ergibt, dass das Wohnsitzerfordernis 

nicht erfüllt wurde (wenn also z.B. eine deutsche Wohnanschrift in einem tschechi-

schen Führerschein eingetragen ist) oder sich aus anderen, vom Ausstellerstaat be-

gründeten Informationen ergibt, dass das Wohnsitzprinzip nicht eingehalten wurde. 
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2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 

 

Im Berichtszeitraum betraf wie immer ein großer Anteil der eingehenden Eingaben 

ausländerrechtliche Angelegenheiten. Allerdings ist erneut ein deutlicher Rückgang 

gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. Insoweit macht sich auch in diesem Be-

richtsjahr bemerkbar, dass in vielen Fällen aufgrund der Altfallregelung vom 17. No-

vember 2006 sowie der Neuregelungen des Aufenthaltsgesetzes Aufenthaltsrechte 

erteilt werden konnten. Hinter jeder dieser Petitionen steht ein menschliches Einzel-

schicksal, sodass hier besondere Sensibilität angezeigt ist. 

 

Um ein solches Einzelschicksal ging es beispielsweise bei der Eingabe einer deut-

schen Staatsangehörigen, die ein Aufenthaltsrecht für ihren Ehemann begehrte. Sie 

machte geltend, dass dies auch dem Wohl der gemeinsamen Kinder diene. Im Zuge 

der Ermittlungen stellte sich allerdings heraus, dass der Ehemann nach der Verurtei-

lung zu einer Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 9 Monaten abgeschoben worden und 

anschließend illegal erneut in die Bundesrepublik eingereist war. Vor diesem Hinter-

grund sah die zuständige Ausländerbehörde auch unter Berücksichtigung der familiä-

ren Situation der Petentin keine Möglichkeit, ein Aufenthaltsrecht zu erteilen. Die 

nachteiligen Folgen, die mit einer Ausweisung nach einer begangenen Straftat ver-

bunden sind, können aber abgemildert werden, wenn der Betreffende freiwillig aus-

reist. So konnte einer anderen Bürgerin in einer vergleichbaren Situation geholfen 

werden, indem die Befristung der Folgen der Ausweisung vom 5. Juni 2011 auf den 

25. August 2009 verkürzt wurde. Dies bedeutet, dass der Ehemann bereits zu diesem 

Zeitpunkt wieder einreisen kann. 

 

Leider kam es im Berichtszeitraum zur Abschiebung eines Ausländers bereits vor 

Abschluss des Petitionsverfahrens und zwar durch die Stadtverwaltung Worms. Die 

Stadtverwaltung war unverzüglich nach Zugang der Eingabe vom Bürgerbeauftragten 

mit Schreiben vom 3. November 2008 – vorab per Telefax – über die Eingabe unter-

richtet und unter Hinweis auf das einschlägige Rundschreiben des Ministeriums des 

Innern und für Sport um eine Stellungnahme gebeten worden. Mit Schreiben vom 11. 

November 2008, zugegangen am 14. November 2008, erklärte die Stadtverwaltung, 

dass sie keine Möglichkeit sieht, dem Anliegen des Petenten zu entsprechen. Ferner 

erklärte sie, dass sie trotz des anhängigen Petitionsverfahrens die Abschiebungsvor-

bereitungen weiterhin betreiben wird. Ein Hinweis auf eine etwaige unmittelbar bevor-
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stehende Abschiebung erfolgte indessen nicht. Aufgrund dieser Stellungnahme wur-

de der Stadtverwaltung mit Schreiben vom 18. November 2008 – vorab per Telefax – 

mitgeteilt, dass keine Gründe zu erkennen sind, die ausnahmsweise aufenthaltsbe-

endende Maßnahmen bereits vor Abschluss des Petitionsverfahrens rechtfertigen 

könnten. Zudem führte der Bürgerbeauftragte am selben Tag ein Telefongespräch mit 

dem Oberbürgermeister der Stadt Worms. Auch bei diesem Gespräch war keine Re-

de von bereits erfolgten aufenthaltsbeendenden Maßnahmen. Umso überraschender 

war es, dass die Stadtverwaltung mit Schreiben vom 25. November 2008 lapidar mit-

teilte, dass die Abschiebung bereits am 12. November 2008 erfolgt war. Die Vorge-

hensweise der Stadtverwaltung ist zu beanstanden. Abgesehen davon, dass keine 

Gründe für eine Abschiebung vor Abschluss des Petitionsverfahrens ersichtlich sind, 

liegt ein Verstoß gegen die Regelung des betreffenden Rundschreibens vor, wonach 

sich die Ausländerbehörde unverzüglich mit dem Bürgerbeauftragten in Verbindung 

zu setzen hat, wenn sie der Auffassung ist, dass die nächste Sitzung des Petitions-

ausschusses ausnahmsweise nicht abgewartet werden kann. Dies ist im vorliegen-

den Fall unterblieben. Der Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz sowie 

das Ministerium des Innern und für Sport wurden über die Vorgehensweise der 

Stadtverwaltung Worms unterrichtet. Das Ergebnis einer Prüfung durch das Ministeri-

um der Justiz steht allerdings noch aus.  

 

Einige Eingaben betrafen ausländische Gefangene, für die der aufenthaltsrechtliche 

Status im Zusammenhang mit der Strafvollstreckung von Bedeutung ist. So erteilen 

beispielsweise die jeweiligen Kostenträger in der Regel eine Deckungszusage für 

eine Drogentherapie, auch wenn diese von der JVA befürwortet wird, nur dann, wenn 

der weitere Aufenthalt im Bundesgebiet nach der Strafentlassung sichergestellt ist. 

Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Betreffenden in Besitz einer Aufent-

halts- oder Niederlassungserlaubnis sind. In anderen Fällen ist zu prüfen, ob gleich-

wohl davon auszugehen ist, dass bis auf weiteres keine aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen erfolgen. So konnte beispielsweise einem Petenten nicht geholfen wer-

den, bei dem die zuständige Ausländerbehörde davon ausgeht, dass zum Zeitpunkt 

des Strafendes die erforderlichen Reisedokumente vorliegen, sodass die Abschie-

bung aus der Strafhaft heraus erfolgen kann. 

 

Dem gegenüber konnte in einem anderen Fall einem geduldeten Ausländer eine De-

ckungszusage erteilt werden, nachdem die Ausländerbehörde erklärt hatte, dass es 

in absehbarer Zeit nicht zu einer Beendigung des Aufenthalts kommen wird. 
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Mehrere Eingaben betrafen das Begehren geduldeter iranischer Staatsangehöriger 

auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. In diesen Fällen sind aufenthaltsbeendende 

Maßnahmen nicht möglich, weil die Betreffenden nicht in Besitz von Reisedokumen-

ten sind. Die iranischen Behörden stellen Reisedokumente nämlich nur dann aus, 

wenn die Betreffenden ihre freiwillige Rückkehrbereitschaft in den Iran ausdrücklich 

erklären. Wird eine solche Erklärung abgelehnt, wird dies von den zuständigen Aus-

länderbehörden als Verletzung der im Aufenthaltsgesetz geforderten Mitwirkungs-

pflicht bei der Beschaffung von Reisedokumenten gewertet mit der Folge, dass Auf-

enthaltserlaubnisse nicht erteilt werden. Die Betreffenden erhalten jedoch Duldungen. 

In einem Fall aber konnte die Aufenthaltserlaubnis dennoch erteilt werden, nachdem 

der Petent die von den iranischen Behörden geforderte Erklärung abgegeben hatte. 

 

Eher ungewöhnlich war der Fall eines irakischen Staatsangehörigen, der aufgrund 

des Dubliner Abkommens nach Griechenland abgeschoben werden sollte, weil dort 

die Zuständigkeit für sein Asylverfahren liegt. Er machte geltend, nicht reisefähig zu 

sein. Nachdem das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge festgestellt hatte, dass 

der Betreffende tatsächlich nicht reisefähig ist, erteilte ihm die zuständige Kreisver-

waltung zunächst eine Aufenthaltsgestattung bis zum Abschluss des Asylverfahrens. 

Aber auch nach Ablehnung seines Asylantrags kann er in der Bundesrepublik 

Deutschland bleiben, da derzeit Rückführungen in den Irak nicht in Betracht kommen 

und ihm daher eine Duldung erteilt wurde. 

 

Erneut betraf eine Reihe von Eingaben Einbürgerungsverfahren. Hierbei steht auch 

weiterhin die Problematik im Vordergrund, dass es in den Fällen zu Schwierigkeiten 

im Zusammenhang mit einer Einbürgerung kommen kann, wenn zum einen der Le-

bensunterhalt nicht sichergestellt ist und zum anderen die Entlassung aus der bishe-

rigen Staatsangehörigkeit noch nicht erfolgt ist. Mehrstaatigkeit kann zwar hinge-

nommen werden, wenn die Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit un-

zumutbar erscheint, jedoch werden an die Bemühungen zur Entlassung hohe Vor-

aussetzungen geknüpft. Geholfen werden konnte z. B. einer simbabwischen Staats-

angehörigen, die geltend machte, dass sich in den letzten Jahren die Zustände in 

Simbabwe verschlechtert hätten, was auch die Bereitschaft der Behörden, Hilfestel-

lung zu leisten, betreffe. Im Zuge des Petitionsverfahrens stellte die Aufsichts- und 

Dienstleistungsdirektion fest, dass wegen neuer Vorgaben, die von den simbabwi-

schen Behörden an den Verlust der Staatsangehörigkeit gestellt werden, die Voraus-
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setzungen für eine Einbürgerung unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit vorlagen. Die 

Petentin konnte daher eingebürgert werden. 

 

In allen Fällen, bei denen die Ermittlungen ergeben, dass den Betreffenden kein Auf-

enthaltsrecht auf der Grundlage des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden kann, prüft 

der Bürgerbeauftragte als Mitglied der Härtefallkommission eingehend, ob die beson-

dere persönliche Situation eventuell einen weiteren Aufenthalt im Bundesgebiet aus 

dringenden humanitären oder persönlichen Gründen rechtfertigen könnte. Der Bür-

gerbeauftragte hat bislang in 13 Fällen bei der Härtefallkommission einen Antrag auf 

Sachbefassung gestellt. In drei dieser Fälle hat die Härtefallkommission ein Härtefall-

ersuchen an das Ministerium des Innern und für Sport gerichtet. Den Ersuchen wurde 

entsprochen, sodass den betreffenden Personen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 

werden konnte. Zwei Anträge sind bislang noch nicht beraten worden. 

 

Gemäß Art. 15 Abs. 4 des Zuwanderungsgesetzes treten § 23 a des Aufenthaltsge-

setzes, der eine Aufenthaltsgewährung in Härtefällen ermöglicht, sowie die darauf be-

ruhende landesrechtliche Verordnung am 31. Dezember 2009 außer Kraft. Der Bür-

gerbeauftragte begrüßt ausdrücklich, dass ein Gesetzesentwurf der Bundesregie-

rung, wonach die Härtefallkommission über den 31. Dezember 2009 erhalten bleiben 

soll, seitens des Landes Rheinland-Pfalz unterstützt wird. Der Bürgerbeauftragte hält 

die Härtefallkommission für unverzichtbar, wenn es darum geht, an sich ausreise-

pflichtigen Ausländerinnen und Ausländern in Härtefällen zu einem dauerhaften Auf-

enthaltsrecht zu verhelfen. Er verweist darauf, dass vor Einführung der Härtefallklau-

sel immer wieder Menschen aufgrund der geltenden gesetzlichen Bestimmungen 

nicht geholfen werden konnte, obwohl eine Rückkehr in ihr Herkunftsland unzumutbar 

erschien. Der Bürgerbeauftragte hat daher von Anfang an die Errichtung der Härte-

fallkommission befürwortet. Er bezeichnet sie als ein Gremium, das sich dank seiner 

ausgewogenen Besetzung eingehend mit den an sie herangetragenen Härtefällen 

auseinandersetzen kann und daher zu sorgfältig abgewogenen Entscheidungen ge-

langt. So konnte Menschen geholfen werden, die ansonsten trotz Vorliegens eines 

Härtefalls in ihr Herkunftsland hätten zurückkehren müssen. Die bisherige Befristung 

zum Ende des Jahres 2009 hat dem Bürgerbeauftragten daher einige Sorge bereitet, 

sodass er sich erleichtert zeigt, dass die Härtefallkommission nunmehr wohl über den 

Zeitpunkt hinaus erhalten bleiben soll. 
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2.5 Pass- und Meldewesen 

2.6 Personenstandswesen 

 

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten liegen wie bereits in den Vorjahren auf niedri-

gem Niveau. Die Anliegen betreffen gleichwohl trotz ihrer verhältnismäßig geringen 

Anzahl vielfältige Bereiche dieser Sachgebiete. Beispielsweise werden nachstehend 

einige Fälle genannt: 

 

Eine Bürgerin hatte sich nach dem Verlust ihres Reisepasses einen neuen Reisepass 

ausstellen lassen. Nachdem der alte, noch gültige Reisepass wieder aufgefunden 

worden war, verlangte die Gemeindeverwaltung, diesen zur Entwertung vorzulegen. 

Die Petentin begehrte jedoch, auch den alten Reisepass behalten zu können, da die-

ser bei der Einreise in bestimmte Länder von Vorteil sei. Der Petentin konnte in der 

Weise geholfen werden, dass das Ministerium des Innern und für Sport als Kompro-

misslösung vorgeschlagen hat, dass der alte Reisepass bei der Gemeindeverwaltung 

verwahrt und der Petentin im Bedarfsfall ausgehändigt wird. Die Petentin sowie die 

Gemeindeverwaltung sind mit dieser Regelung einverstanden. 

 

In einem anderen Fall hat sich ein Bürger an den Bürgerbeauftragten gewandt, weil 

er verschiedene Personenstandsurkunden im Zusammenhang mit einer Erbschafts-

angelegenheit benötigte. Die betreffende Stadtverwaltung Mainz hatte zunächst die 

Zusendung der Urkunden abgelehnt. Erst nachdem der Petent vom Nachlassgericht 

aufgefordert worden war, die betreffenden Urkunden vorzulegen und der Stadtverwal-

tung eine Kopie des Aufforderungsschreibens überlassen wurde, erklärte sich diese 

bereit, die Urkunden zuzusenden. 

 

In einem weiteren Fall beanstandete ein Petent, dass die Verbandsgemeindeverwal-

tung Bad Marienberg seine Kinder ohne sein Wissen und sein Einverständnis abge-

meldet hatte. Er begehrte, dass die Kinder wieder unter seiner Anschrift gemeldet 

werden. Die Ermittlungen haben allerdings ergeben, dass die ehemalige Ehefrau des 

Petenten gemeinsam mit den beiden minderjährigen Kindern eine eigene Wohnung 

bezogen und sich und die Kinder auf die neue Anschrift umgemeldet hatte. Nach den 

einschlägigen melderechtlichen Vorschriften obliegt die Meldepflicht für Personen bis 

zum vollendeten 16. Lebensjahr demjenigen, dessen Wohnung die Personen bezie-

hen. Soweit die Eltern getrennte Wohnungen haben, ist das minderjährige, noch nicht 

16 Jahre alte Kind von dem Elternteil anzumelden, in dessen Wohnung es einzieht. 
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Einer Mitwirkung des anderen Elternteils bedarf es nicht. Die Verbandsgemeindever-

waltung hat daher korrekt gehandelt, sodass die Kinder nicht auf die Anschrift des 

Petenten umgemeldet werden konnten. 

 

 

2.7 Wahlen und Statistik 

2.8 Brand- und Katastrophenschutz 

 

Wie auch im Vorjahr erreichten den Bürgerbeauftragten nur wenige Eingaben zu die-

sen Sachgebieten. 

 

 

2.9 Bestattungswesen 

 

Die Eingaben zu diesem Gebiet bewegen sich wie in den Vorjahren eher auf niedri-

gem Niveau, wobei sich allerdings die Anzahl mehr als verdoppelt hat. Gleichwohl 

lösen gerade die Eingaben zum Bestattungswesen immer wieder Betroffenheit aus. 

Der Bürgerbeauftragte vermag sich nach wie vor des bereits vor längerer Zeit ge-

wonnenen Eindrucks, dass die oft sehr formalen Regelungen in den Friedhofssatzun-

gen häufig der Sensibilität dieses Themas nicht gerecht werden, nicht zu entziehen. 

Er fordert daher auch weiterhin, dass die Hinterbliebenen, die ohnehin unter dem Ein-

druck des Todes ihrer Angehörigen leiden, nach Möglichkeit nicht zusätzlich mit „bü-

rokratischen“ Problemen belastet werden sollten. 

 

Dies gilt insbesondere bei Fragen der Nutzungsdauer. Hier kann häufig von den Hin-

terbliebenen nicht nachvollzogen werden, dass eine Grabstelle nach Ablauf der Ru-

hefrist und Nutzungsdauer beseitigt werden soll und eine Verlängerung nicht möglich 

ist. Gerade in den Fällen, in denen die Hinterbliebenen bereits selbst in fortgeschrit-

tenem Alter sind, wäre es oft wünschenswert, wenn die Nutzungsdauer zumindest bis 

zu deren Tod verlängert werden könnte. 

 

Um die Verlängerung der Nutzungsdauer ging es beispielsweise einer Bürgerin, die 

eine Verlängerung bis Ende 2013 begehrte. Die Stadt Birkenfeld berief sich darauf, 

dass es sich bei der betreffenden Grabstätte um ein Reihengrab handelt, für das es 

keine Nutzungszeit gibt. Vielmehr gilt lediglich die Ruhezeit von 30 Jahren, die im 

vorliegenden Fall abgelaufen war. Die Verbandsgemeindeverwaltung sah daher keine 
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Möglichkeit, die Ruhezeit zu verlängern. Hierbei beruft sie sich auch auf Gründe der 

Gleichbehandlung. Ergänzend verwies sie auf die örtlichen Gegebenheiten, wonach 

es zum Zwecke einer optimalen Flächenaufteilung in dem betreffenden Grabfeld er-

forderlich sei, die Reihengräber, bei denen die Ruhezeit bereits abgelaufen ist, einzu-

ebnen, da bereits neue Reihengräber ausgewiesen sind. 

 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt bei Fragen der Grabgestaltung. Die einschlägigen Re-

gelungen der jeweiligen Friedhofssatzung lassen häufig wenig Spielraum für Gestal-

tungswünsche der Hinterbliebenen. Hier sollten Möglichkeiten geschaffen werden, 

verstärkt auf Wünsche der Hinterbliebenen einzugehen und diese nach Möglichkeit 

zu berücksichtigen. Auf einen besonders tragischen Fall und das kaum nachvollzieh-

bare Verhalten der Ortsgemeinde wird im dritten Teil näher eingegangen. 

 

Probleme im Zusammenhang mit der Mustersatzung waren auch Gegenstand einer 

Anhörung des Gemeinde- und Städtebundes in der Sitzung des Petitionsausschus-

ses des Landtags Rheinland-Pfalz am 30. September 2008. 

 

 

3 Gemeindeverfassungsrecht – Kommunales Abgabenrech t 

3.1 Gebühren 

3.2 Beiträge 

3.3  Anschlusskosten 

 

Bei der Zahl der Eingaben zu diesen Sachgebieten ist auffallend, dass die Zahl der 

Eingaben im Sachgebiet 3.2 Beiträge zurückgegangen ist. Der Rückgang liegt unter 

anderem darin begründet, dass sich im Berichtszeitraum 2007 zahlreiche Petentinnen 

und Petenten in einer Angelegenheit an den Bürgerbeauftragten gewandt hatten.  

 

In Zeiten, in denen die Bürgerinnen und Bürger mit stetig wachsenden Kosten be-

lastet werden, ist die Erhebung von Beiträgen bzw. die Veranlagung zu Gebühren für 

die Bürgerinnen und Bürger ein weiterer Kostenfaktor, gegen den sie sich oft erst 

einmal zur Wehr setzen. Dass die Gemeinden in vielen Fällen zur Beitragserhebung 

verpflichtet sind, wird dabei zunächst nicht gesehen. Vielmehr sehen die Bürgerinnen 

und Bürger im Fall einer erfolgten oder auch nur angekündigten Erhebung von Aus-

bau- oder Erschließungsbeiträgen nur ihre zusätzliche Belastung. Dies ist durchaus 

verständlich und sollte deshalb in einem intensiven Dialog zwischen beitragserhe-
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bender Verwaltung und den Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern nach Möglich-

keit geklärt werden. 

 

Leider war auch in diesem Berichtszeitraum festzustellen, dass es immer wieder an 

diesem nach Auffassung des Bürgerbeauftragten zwingend notwendigen Dialog bzw. 

einer hinreichenden Information über die bevorstehende Ausbau- oder Erschlie-

ßungsmaßnahme fehlt.  

 

Den Verwaltungen kann daher nur empfohlen werden, die Bürgerinnen und Bürger 

früh genug und umfassend über anstehende beitragsverursachende Maßnahmen in 

den Gemeinden zu unterrichten. Gut wäre es auch, wenn den Bürgerinnen und Bür-

gern die Möglichkeit gegeben wird, sich aktiv z.B. an den Entscheidungen über die 

Ausbauvarianten oder die Art des Ausbaus zu beteiligen, indem sie z. B. in Anlieger-

versammlungen mitentscheiden dürfen bzw. ihre Ansichten und Vorstellungen nicht 

nur äußern können. Der Bürgerbeauftragte ist der Auffassung, dass dadurch eine 

höhere Akzeptanz in der Bevölkerung für anstehende Maßnahmen erzielt werden 

könnte und so rechtliche Auseinandersetzungen eventuell vermieden werden können.  

 

Auch in diesem Berichtszeitraum wandten sich Bürgerinnen und Bürger gegen ihre 

Veranlagung zu einmaligen und wiederkehrenden Beiträgen.  

 

Bereits im Vorfeld einer Beitragsveranlagung beanstandeten gleich mehrere Anwoh-

nerinnen und Anwohner von zwei Straßen einer Gemeinde deren beabsichtigte Er-

schließung. Feststeht, dass die Entscheidung über die Erschließung von Straßen in 

einer Gemeinde Gegenstand der kommunalen Selbstverwaltung ist, sodass nur der 

jeweilige Gemeinderat zu entscheiden hat und es damit letztlich auf die Willensbil-

dung in diesem demokratisch legitimierten Gremium ankommt. Dabei handelt es sich 

um einen Grundsatz, der auch im Petitionsverfahren zu beachten ist. Trotzdem wird 

immer wieder versucht, zu vermitteln.    

 

So z.B. in der Verbandsgemeinde Guntersblum, hier wandten sich zahlreiche Peten-

tinnen und Petenten mit ihren Eingaben gegen ihre Beitragsveranlagung für den Bau 

einer Grundwasserabsenkungsanlage an den Bürgerbeauftragten. Auf der Suche 

nach einer Lösung wandte sich der Bürgerbeauftragte nicht nur an die zuständige 

Verbandsgemeindeverwaltung, sondern auch an die Struktur- und Genehmigungsdi-

rektion Süd und das Ministerium für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz. Dabei 
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stellte sich nach den umfangreichen Ermittlungen heraus, dass die Grundwasserab-

senkungsanlage als beitragspflichtige Maßnahme Bestandteil eines wasserwirtschaft-

lichen Gesamtkonzepts ist. Bei zahlreichen Gebäuden in dem betroffenen Gebiet gibt 

es Probleme mit Vernässungen, denen durch eine Absenkung des Grundwasser-

spiegels entgegengewirkt werden soll. Die der Beitragsveranlagung zugrunde liegen-

de Satzung wurde bereits in einem Normenkontrollverfahren durch das Oberverwal-

tungsgericht Rheinland-Pfalz bestätigt, sodass dem Begehren der Petentinnen und 

Petenten nicht entsprochen werden konnte. 

 

Grundsätzlich lässt sich dazu festhalten, dass die Gemeinden bei Beitragsveranla-

gungen wenig Spielraum haben, um den Bürgerinnen und Bürgern entgegenzukom-

men. Dies schließt jedoch nicht aus, dass im Einzelfall Lösungen gefunden werden 

können. Dies war z.B. bei der Eingabe eines Ehepaars der Fall, das seine Veranla-

gung zu einmaligen Beiträgen beanstandete. Im Laufe des Petitionsverfahrens kam 

eine vergleichsweise Einigung zustande und die Beitragsbescheide wurden geändert.  

 

Dabei darf bei der Bearbeitung von Petitionen dieser Art nicht übersehen werden, 

dass im Beitragsrecht für die Frage der Beitragspflicht entscheidend ist, ob durch die 

beitragspflichtige Maßnahme ein Vorteil für die Bürgerin bzw. den Bürger entsteht. 

Was zunächst einfach und einleuchtend klingt, führt aber bei nicht wenigen Bürgerin-

nen und Bürgern zu Unverständnis, da für die Beitragspflicht eines Grundstücks be-

reits die Möglichkeit eines Vorteils ausreicht. Das bedeutet, dass eine tatsächliche 

Benutzung oder Inanspruchnahme der beitragsverursachenden Anlage durch die 

Beitragspflichtige bzw. den Beitragspflichtigen - im Gegensatz zu den Gebühren - 

nicht erforderlich ist, sondern, wie bereits gesagt, die mögliche Inanspruchnahme 

ausreicht. Dies ist für viele Beitragszahlerinnen und Beitragszahler nicht nachvoll-

ziehbar.  

 

So wandte sich ein Petent mit seiner Eingabe gegen die Veranlagung zu wiederkeh-

renden Beiträgen für die Niederschlagswasserbeseitigung. Der Petent sah nicht ein, 

warum er Beiträge für die Niederschlagswasserbeseitigung zahlen soll, wenn das 

Niederschlagswasser gar nicht in die öffentliche Kanalisation gelangt, sondern viel-

mehr auf seinem Grundstück versickert bzw. in Zisternen für die Gartenbewässerung 

gesammelt wird. Hier ist maßgebend, dass die Beiträge für die mögliche Inanspruch-

nahme der Abwasserbeseitigungseinrichtung erhoben werden und nicht für die tat-

sächliche. Dies steht im Einklang mit dem Kommunalabgabengesetz und der Recht-
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sprechung. Auf eine tatsächliche Inanspruchnahme, d.h. die tatsächliche Einleitung 

von Niederschlagswasser in die öffentliche Kanalisation, kommt es danach eben ge-

rade nicht an, sodass der Umstand, dass das Niederschlagswasser auf dem Grund-

stück versickert, für die Frage der Beitragspflicht irrelevant ist.   

 

Eine etwas andere Zielrichtung hatte die Eingabe eines Petenten, der sich darüber 

beschwerte, dass Beitragsausfälle bei der Erhebung wiederkehrender Beiträge durch 

seine Ortsgemeinde finanziert wurden. Hintergrund war, dass die Ortsgemeinde zu-

nächst Beiträge für den Straßenausbau erhoben hatte, sich dann aber aufgrund aktu-

eller Rechtsprechung herausstellte, dass die zuvor gebildete Abrechnungseinheit 

nicht mehr rechtens war. Daraufhin mussten die Beitragsbescheide aufgehoben und 

die Veranlagung der neuen Rechtsprechung angepasst werden, da die Beitragsbe-

scheide vor dem Hintergrund der geänderten Rechtsprechung rechtlich nicht mehr 

haltbar gewesen wären. Gleichzeitig reduzierte sich der Kreis der beitragspflichtigen 

Grundstücke und die Ausfälle mussten durch die Ortsgemeinde aus Haushaltsmitteln 

und durch eine Kreditaufnahme finanziert werden. Allerdings konnte der Ortsgemein-

de kein Vorwurf gemacht werden, da die Änderung der Rechtsprechung zum Zeit-

punkt der Beschlussfassung über die Ausbaumaßnahme und des Erlasses der Bei-

tragsbescheide nicht vorhersehbar gewesen ist. Dies wurde auch von der um Über-

prüfung gebetenen Kommunalaufsicht bestätigt.  

 

Auch in Gebührenangelegenheiten wandten sich wieder Bürgerinnen und Bürger an 

den Bürgerbeauftragten. Im Gegensatz zu Beiträgen setzt die Veranlagung zu Ge-

bühren eine tatsächliche Benutzung einer Anlage oder Einrichtung durch die Gebüh-

renschuldnerin bzw. den Gebührenschuldner voraus.  

 

Nur beispielhaft sei die Eingabe eines Petenten genannt, der sich im Zusammenhang 

mit Wassergebühren an den Bürgerbeauftragten gewandt hat und beanstandete, 

dass die angesetzte Wasserverbrauchsmenge zu hoch ist. Allerdings wird der Was-

serverbrauch eines Haushalts anhand eines geeichten Wasserzählers ermittelt. In der 

konkreten Eingabe konnte auch nach nochmaliger Überprüfung der Funktionstüchtig-

keit des Wasserzählers durch eine nach der Eichordnung staatlich anerkannte Prüf-

stelle nur festgestellt werden, dass der Wasserzähler einwandfrei funktioniert. Da ein 

hoher Wasserverbrauch aber gegebenenfalls auch auf Fehler in der Hausinstallation 

zurückzuführen ist, leisten die Verbandsgemeindwerke nach Auskunft der zuständi-

gen Verbandsgemeindeverwaltung Aufklärungsarbeit und bitten im Amtsblatt die 
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Verbraucherinnen und Verbraucher regelmäßig – am besten monatlich – den Was-

serverbrauch zu kontrollieren. Dadurch könnten Unregelmäßigkeiten schnell erkannt 

werden, bevor die Überraschung erst mit dem Gebührenbescheid kommt. 

 

Werden einzelne Gebühren bzw. Gebührenerhebungen beanstandet, ergeben die 

veranlassten Überprüfungen nicht selten, dass diese als solche gerechtfertigt sind. 

So wandte sich beispielsweise ein Petent an den Bürgerbeauftragten und beanstan-

dete die Erhöhung der Wasser- und Abwassergebühren in seiner Verbandsgemein-

de. Die Ermittlungen ergaben, dass die von einem Wirtschaftsprüfer empfohlene Ge-

bührenanpassung unumgänglich war, um Verluste zu vermeiden, wobei sie auf das 

gesetzlich und wirtschaftlich gebotene Mindestmaß beschränkt wurde. Tatsächlich 

sind die Gebühren in der Verbandsgemeinde Hochspeyer überdurchschnittlich hoch, 

was unter anderem in einer ungünstigen Topographie, die viele Pumpwerke erforder-

lich macht, und einer ungünstigen vertraglichen Wasserbezugsvereinbarung begrün-

det ist. Die Unvermeidbarkeit der Gebührenanpassung wurde deshalb auch durch 

das Ministerium des Innern und für Sport bestätigt.  

 

Gegenstand weiterer Eingaben waren unter anderem Abfallentsorgungs- und Stra-

ßenreinigungsgebühren.  

 

So begehrte z. B. eine Petentin die kostenfreie Entsorgung von Windeln. Die Petentin 

hat einen behinderten Sohn, der mehrfach täglich gewickelt werden muss, sodass 

Kosten für zusätzliche Leerungen der Abfallentsorgungsgefäße und den Kauf von 

Müllsäcken anfallen. Die Ermittlungen ergaben, dass eine von der Petentin begehrte 

kostenfreie bzw. vergünstigte Entsorgung der Windeln nicht möglich ist, da nach den 

Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes kostendeckende Gebühren für die Ab-

fallentsorgung zu erheben sind. Darüber hinaus gibt es bereits einschlägige Recht-

sprechung zu diesem Thema, wonach eine kostenfreie oder vergünstigte Windelent-

sorgung wegen der Zweckgebundenheit der Abfallgebühren nicht rechtens ist. Abfall-

gebühren dürfen nicht dem Ausgleich sozialer Problempunkte dienen. Vielmehr er-

folgt ein finanzieller (Teil-) Ausgleich über direkte oder indirekte staatliche Leistungen 

sowie das Einräumen von Steuervorteilen.  

 

Weiterhin beschäftigte auch das Thema Straßenreinigungsgebühren den Bürgerbe-

auftragten. Dabei ist zunächst zu beachten, dass die Straßenreinigung gem. § 17 

Abs. 3 Satz 1 Landesstraßengesetz grundsätzlich der Gemeinde obliegt und diese 
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die Eigentümerinnen und Eigentümer bzw. Besitzerinnen und Besitzer der an die 

Straße angrenzenden sowie der durch die Straße erschlossenen Grundstücke ganz 

oder teilweise zu den ihr durch die Straßenreinigung entstehenden Kosten nach den 

Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes durch Satzung heranziehen kann.  

 

Die Gemeinde kann die Straßenreinigungspflicht aber auch auf die Anliegerinnen und 

Anlieger übertragen. Eine solche Übertragung steht jedoch unter dem Vorbehalt der 

Zumutbarkeit. Dabei ist eine Übertragung unzumutbar, wenn mit der Straßenreini-

gung eine Gefahr für Leib oder Leben verbunden wäre, was nach dem Kommunal-

brevier Rheinland-Pfalz bereits dann gegeben ist, wenn ein kontinuierlicher Verkehrs-

fluss besteht, der allenfalls Lücken von 3-4 Minuten aufweist.   

 

Gleich mehrere Petentinnen und Petenten wandten sich in diesem Zusammenhang 

an den Bürgerbeauftragten und beanstandeten, dass zwei Straßen, in denen sie ihre 

Grundstücke haben, nunmehr durch die Stadtreinigung gereinigt werden und dass 

dafür Straßenreinigungsgebühren anfallen. Zuvor wurden die Straßen durch die An-

wohnerinnen und Anwohner gereinigt. Der Stadtrat beschloss jedoch eine Rücküber-

tragung der Straßenreinigung auf die Stadt, da zum einen das Verschmutzungsauf-

kommen dies erfordert und zum anderen eine Wahrnehmung der Reinigung durch die 

Anwohnerinnen und Anwohner nicht mehr zumutbar ist. Nach erfolgten Verkehrs-

messungen wurde nämlich festgestellt, dass der Verkehrsfluss auf der Straße keine 

ausreichenden Lücken aufweist, die eine Reinigung der Straße zulassen. Vielmehr 

wurden 2,3 bis 9,3 Fahrzeuge pro Minute ermittelt, wobei zudem zu berücksichtigen 

ist, dass die Reinigungspflicht bis zur Straßenmitte besteht. Zudem verfügt die Stadt-

reinigung über spezielle Gerätschaften und Reinigungstechniken, die den Anwohne-

rinnen und Anwohnern nicht zur Verfügung stehen. Dabei konnte auch in vom Bür-

gerbeauftragten vermittelten Gesprächen zwischen der Stadtverwaltung und den Pe-

tentinnen und Petenten keine Klärung der Angelegenheit erreicht werden.  

 

Auch in einer weiteren Eingabe ging es um Straßenreinigungsgebühren, diesmal je-

doch um deren Höhe. Es ging dabei insbesondere um die Frage des Berechnungs-

maßstabs, wobei dabei der sog. „fiktive Frontmetermaßstab“ zugrunde gelegt wurde. 

Das bedeutete im konkreten Fall, dass nicht die tatsächliche Frontlänge des Grund-

stücks zur Straße zur Berechnung herangezogen wurde, sondern eine „fiktive Front-

länge“, die länger war. Bei der Bearbeitung der Eingabe wurde versucht, den Peten-
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ten den von der Rechtsprechung anerkannten und üblichen Maßstab zu erklären, 

jedoch ohne Erfolg.    

 

Generell um kommunale Abgaben ging es einem Petenten, der eine Erstattung be-

reits gezahlter kommunaler Abgaben forderte. Der Petent ist Eigentümer eines 

Grundstücks, bei dem sowohl die Ortsgemeinde als auch die Verbandsgemeindever-

waltung davon ausgegangen waren, dass es im Innenbereich liegt und damit bebau-

bar ist. Dementsprechend erfolgte auch eine Veranlagung zu kommunalen Abgaben. 

Eine vom Petenten veranlasste fachaufsichtliche Prüfung durch die Obere Bauauf-

sicht führte dann jedoch zu dem Ergebnis, dass das Grundstück dem Außen-, und 

nicht dem Innenbereich zuzuordnen und daher grundsätzlich auch keine Bebauung 

möglich ist. Im Anschluss daran wurde allerdings von der Ortsgemeinde eine Ergän-

zungssatzung erlassen, die eine klare Abgrenzung zwischen dem Innen- und Außen-

bereich vornahm. Damit war das Grundstück eindeutig dem Innenbereich zuzuord-

nen, bebaubar und damit beitragspflichtig.  

 

Der Petent wollte die von ihm gezahlten Abgaben wie Steuern, Abgaben und Gebüh-

ren erstattet bekommen, da das Grundstück zuvor entsprechend der Überprüfung 

durch die Obere Bauaufsicht nicht bebaubar war, was jedoch von der Verbandsge-

meindeverwaltung mit der Begründung abgelehnt wurde, dass die jeweiligen Be-

scheide mangels Widerspruch des Petenten bestandskräftig geworden sind. Auch die 

um Überprüfung gebetene Kommunalaufsicht bestätigte, dass wegen der Bestands-

kraft der Bescheide ein Erstattungsanspruch des Petenten ausscheidet, sodass dem 

Petenten nicht geholfen werden konnte. 

 

 

3.4 Sonstige kommunale Angelegenheiten 

3.5 Grundstücksangelegenheiten 

3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 

3.7 Gemeindeverfassungsrecht 

 
Gegenüber dem vorherigen Berichtszeitraum hat die Zahl der Eingaben zu diesen 

Sachgebieten zugenommen.  

 

Gerade bei dem Sachgebiet der „Sonstigen kommunalen Angelegenheiten“ zeigt sich 

die Vielfalt der möglichen Probleme, die Bürgerinnen und Bürger mit Verwaltungen 
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des Landes Rheinland-Pfalz haben können. Den Eingaben an den Bürgerbeauftrag-

ten oder den Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz liegen dabei ganz 

unterschiedliche Anliegen zugrunde, sodass mal ein bestimmtes Verwaltungshandeln 

beanstandet und ein anderes Mal begehrt wird.  

 

Manchmal fühlen sich Bürgerinnen und Bürger von Verwaltungen mit ihren Proble-

men im Stich gelassen, nicht genügend ernst genommen oder beanstanden bestimm-

te Verhaltensweisen. Wegen der Vielfalt der den Eingaben zugrunde liegenden An-

liegen lässt sich aber kein besonderer Schwerpunkt in diesem Sachgebiet ausma-

chen. Vielmehr müssen bei der Bearbeitung jeder Eingabe die Besonderheiten des 

Einzelfalls berücksichtigt werden, weil nur so einvernehmliche Lösungen gefunden 

werden können. Nicht selten führen die Ermittlungen des Bürgerbeauftragten aber 

dazu, dass in Fällen dieser Art der Petentin bzw. dem Petenten die Sach- und 

Rechtslage nochmals - oder auch erstmalig - erklärt und verständlich dargelegt wird. 

Gerade in diesen Fällen ist erkennbar, dass sich viele Probleme vermeiden ließen, 

wenn die Verwaltungen noch mehr auf die einzelne Bürgerin und den einzelnen Bür-

ger eingehen und sich bemühen würden, das konkrete Verwaltungshandeln verständ-

lich zu erklären.  

 

Dabei muss der Bürgerbeauftragte immer wieder darauf hinweisen, dass die Bürge-

rinnen und Bürger ein Recht darauf haben, dass ihnen eine sie betreffende Verwal-

tungsentscheidung auch erklärt wird. Dass Verwaltungen dieser Verpflichtung unauf-

gefordert nachkommen, macht eine „gute Verwaltung“ aus. Zu diesem Thema - was 

macht eine gute Verwaltung aus - wird auf den besonderen Teil dieses Jahresbe-

richts verwiesen.  

 

Bürgerfreundlichkeit ist letztlich ein Thema, das nicht wenige Petentinnen und Peten-

ten in ihren Eingaben ansprechen. So zum Beispiel im Fall eines Petenten, der bean-

standete, dass seine an ein Ministerium gerichtete schriftliche Anfrage nicht beant-

wortet wurde. Im Laufe des Petitionsverfahrens erhielt der Petent zunächst eine Zwi-

schennachricht, im Anschluss daran wurden seine Anfrage sowie die zusätzlich ge-

stellten Fragen dann zu seiner Zufriedenheit beantwortet.   

 

Mehrere Eingaben betrafen Sachverhalte, in denen sich Bürgerinnen und Bürger über 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Verwaltungen beschweren oder aber auch über 

die eine oder den anderen Bürgermeister.  
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So beschwerte sich z. B. eine Petentin über zwei Mitarbeiter eines Bauamts und warf 

ihnen vor, die Unwahrheit gesagt zu haben, wodurch sie ein gerichtliches Verfahren 

vor dem Verwaltungsgericht verloren habe. Konkret sollen die Mitarbeiter, beide in 

der Gerichtsverhandlung anwesend, die tatsächliche Anzahl der Stockwerke eines 

Gebäudes verschwiegen haben. Eine Überprüfung durch den zuständigen Landrat 

ergab jedoch, dass die Anzahl der Stockwerke zweifelsfrei aus den Bauakten ent-

nommen werden konnte und damit aktenkundig war. Dem Anliegen der Petentin 

konnte daher nicht entsprochen werden. 

 

Ebenso unbegründet stellte sich nach den Ermittlungen des Bürgerbeauftragten eine 

Beschwerde über einen Mitarbeiter einer Kreisverwaltung dar, der das Grundstück 

eines Petenten betreten hatte, um Angaben zur Abfallentsorgung zu überprüfen. Der 

Petent war der Auffassung, der Mitarbeiter habe sein Grundstück unzulässigerweise 

eigenmächtig betreten. Dabei hat der Petent jedoch übersehen, dass er mit dem An-

trag auf Eigenkompostierung sein schriftliches Einverständnis dazu erteilt hat, dass 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisverwaltung sein Grundstück zur Überprü-

fung der Angaben betreten dürfen. Im Übrigen hatte der Mitarbeiter zuvor vergeblich 

an der Haustüre des Petenten geläutet und erst anschließend das Grundstück betre-

ten. Ein Fehlverhalten des Mitarbeiters war also nicht gegeben.    

 

Ein anderer Petent beschwerte sich mit seiner Eingabe über den Bürgermeister einer 

Verbandsgemeinde. In Fällen von Beschwerden über eine Bürgermeisterin oder ei-

nen Bürgermeister ist für die Prüfung der Beschwerde gem. § 181 Abs. 1 Landesbe-

amtengesetz die oder der 1. Beigeordnete zuständig. Hintergrund der Beschwerde 

war ein Bescheid der Verbandsgemeinde, mit dem eine vom Petenten beantragte 

Verfügung gegen seinen Nachbarn, eine Hecke zurück zu schneiden, abgelehnt wur-

de. Ein dagegen zunächst eingelegter Widerspruch wurde vom Petenten zurückge-

nommen. Eine Überprüfung durch den zuständigen 1. Beigeordneten führte zu dem 

Ergebnis, dass dem Bürgermeister keine Dienstpflichtverletzung vorgeworfen werden 

kann. Dies wurde auch durch die Kommunalaufsicht bestätigt. Im Übrigen hatte der 

Petent auch Strafanzeige gegen den Bürgermeister erstattet. Allerdings wurde bereits 

von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens mangels Anfangsverdacht abgese-

hen. 

 

Auch in einer weiteren Eingabe haben sich die gegen den Bürgermeister einer Ver-

bandsgemeinde erhobenen Vorwürfe nicht bestätigt. Ein Petent machte geltend, er 
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sei durch den Bürgermeister genötigt und in der Öffentlichkeit diffamiert worden. Die-

se vom Petenten vorgetragenen Vorwürfe haben sich nach einer Prüfung der Ange-

legenheit durch den 1. Beigeordneten der Verbandsgemeinde indes nicht bestätigt.  

 

Generell um das Verfahren bei Fach- und Dienstaufsichtsbeschwerden ging es bei 

einer Eingabe, mit der ein Bürger die Bearbeitung von ihm erhobener Beschwerden 

beanstandete. Der Petent hatte sich bei seiner Kreisverwaltung über verschiedene 

Personen und anschließend darüber beschwert, wer die Beschwerden im Einzelnen 

bearbeitet hat. Die Ermittlungen durch den Bürgerbeauftragten ergaben, dass die 

Beschwerden das Verhalten bestimmter Personen zum Gegenstand hatten und es 

sich daher nicht, wie vom Petenten bezeichnet, um Fachaufsichtsbeschwerden han-

delte, die die Art der Aufgabenerledigung zum Gegenstand haben, sondern vielmehr 

um Dienstaufsichtsbeschwerden, die stets das persönliche Fehlverhalten von Perso-

nen betreffen. Da Dienstaufsichtsbeschwerden stets durch den Dienstvorgesetzten 

zu prüfen sind, wurden die Beschwerden auch an den jeweiligen Dienstvorgesetzten 

weitergeleitet und beantwortet. Diese Vorgehensweise der Kreisverwaltung war nach 

einer entsprechenden Stellungnahme der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 

nicht zu beanstanden und entspricht im Übrigen dem geltenden Recht.  

 

Einige Petentinnen und Petenten wandten sich auch mit Schadensersatzforderungen 

an den Bürgerbeauftragten. Bei diesen Eingaben ist zu berücksichtigen, dass für ei-

nen Anspruch auf Schadensersatz gegenüber der betroffenen Verwaltung die Verur-

sachung eines konkreten Schadens nachgewiesen werden muss. Aus diesem Grund 

lassen Gemeinden vor größeren Baumaßnahmen wie etwa Kanalverlegungsarbeiten 

zuvor eine Beweissicherung durch einen Gutachter vornehmen. Mit dieser Bauzu-

standsdokumentation werden die an die Maßnahme angrenzenden Anwesen im Hin-

blick auf Risse, Schäden und anderweitige Mängel begutachtet und der Ist-Zustand 

wird festgestellt. Dies hat für alle Beteiligten den Vorteil, dass dadurch nach Durch-

führung der Baumaßnahme festgestellt werden kann, ob es sich bei den geltend ge-

machten Schäden um Vorschäden handelt oder um solche Schäden, die erst durch 

die Maßnahme verursacht wurden. So ergab eine Bauzustandsdokumentation bei 

einer Eingabe, mit der eine Petentin Ersatz für Schäden an ihrem Anwesen forderte 

z. B., dass bereits erhebliche Vorschäden an dem Anwesen bestanden und unter 

Berücksichtigung dieser Schäden lediglich die geringe Summe in Höhe von 173,00 € 

gezahlt wurde. Der Petentin war dies jedoch zu wenig. Hier konnte der Bürgerbeauf-

tragte leider nicht helfen, da die Frage der Richtigkeit des Beweissicherungsgutach-
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tens nur zivilrechtlich geklärt werden kann. Die Petentin wurde daher auf den Recht-

weg verwiesen.   

 

Schadensersatz für einen gefällten Kirschbaum begehrte ein Ehepaar aus dem Land-

kreis Altenkirchen. Im Rahmen von Erschließungsarbeiten war die Fällung eines 

Kirschbaums der Petenten erforderlich geworden, da dessen Wurzeln in den Stra-

ßenraum ragten und er lediglich einen Abstand von 50 cm zur Straße aufwies. Die 

Petenten hatten der Fällung im Jahr 2007 gegen eine Ersatzpflanzung von drei neuen 

Bäumen zugestimmt, jedoch darüber hinaus keinen Ersatz des Schadens gefordert. 

Die zuständige Verbandsgemeindeverwaltung lehnte den Antrag der Petenten also 

ab; auch eine kommunalaufsichtliche Überprüfung kam zu dem Ergebnis, dass die 

Gemeinde nicht zur Zahlung von Schadensersatz verpflichtet ist.   

 

Wie bereits eingangs erwähnt, reicht es in nicht wenigen Fällen schon aus, den Bür-

gerinnen bzw. Bürgern den Sachverhalt noch mal zu erklären. So stellte ein Bürger 

die Frage, ob persönliche Daten von Bürgerinnen und Bürgern z.B. anlässlich von 

Geburtstagen und Jubiläen ohne Einverständnis der Betroffenen im Nachrichtenblatt 

der Verbandsgemeinde veröffentlicht werden dürfen bzw. ob gegebenenfalls eine 

vorherige Benachrichtigung erforderlich ist, wenn Bürgerinnen bzw. Bürger dies nicht 

wünschen. Die Ermittlungen haben ergeben, dass grundsätzlich keine Daten veröf-

fentlicht werden, die mittels einer Übermittlungssperre gesperrt sind, ansonsten aber 

zum 70. und 75. Geburtstag und ab dem 80. Lebensjahr jedes Jahr eine Veröffentli-

chung erfolgt. Voraussetzung ist aber stets, dass - wie gesagt - keine Übermittlungs-

sperre vorliegt. Hochzeitsjubiläen werden - sofern auch hier keine Übermittlungssper-

re der Betroffenen vorliegt - ab der Goldenen Hochzeit veröffentlicht. Auf die Möglich-

keit der Einrichtung von Übermittlungssperren wird im Übrigen regelmäßig im Amts-

blatt hingewiesen.  

 

Auch die Kosten von Widerspruchsverfahren waren Gegenstand von Eingaben. So 

wandten sich z. B. Petenten mit der Frage an den Bürgerbeauftragten, warum sie für 

einen zurückgenommenen Widerspruch Gebühren zahlen müssen. Die Petenten hat-

ten ihren Widerspruch vor dem bereits angesetzten Termin beim Kreisrechtsaus-

schuss zurückgenommen. Den Petenten wurde die Berechnung der konkreten Ge-

bühr, die sich nach dem Landesgebührengesetz in Verbindung mit der Gebührenta-

belle für die Kreisrechtsausschüsse ergibt und sich grundsätzlich nach dem Streitwert 

bemisst, erklärt. Wird ein Widerspruch zurückgenommen, reduziert sich die Gebühr, 
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wobei es jedoch für die Höhe der Reduzierung auf das Stadium des Verfahrens an-

kommt. Durch die Rücknahme des Widerspruchs nach Ladung, aber vor Verhand-

lungsbeginn, reduzierte sich die Gebühr z. B. um 60%.  

 

Ebenfalls Fragen zu den Kosten eines Widerspruchsverfahrens hatte ein Petent, für 

den die Höhe der angesetzten Kosten, insbesondere der Streitwert, nicht nachvoll-

ziehbar war. Der Petent hatte sich gegen die Zuteilung einer Hausnummer gewehrt, 

wofür ein Auffangstreitwert in Höhe von 5.000,00 € zugrunde gelegt worden war. Der 

Streitwert ergibt sich aus § 164 Verwaltungsgerichtsordnung, § 13 Gerichtskostenge-

setz und dem Streitwertkatalog für die Verwaltungsgerichte. Auf der Grundlage des 

Streitwerts wurde dann unter Annahme eines mittleren Verwaltungsaufwands die Ge-

bühr zuzüglich Zustellungsgebühren berechnet. Nach der Klärung der Fragen war der 

Petent zufrieden. 

 

Dass nicht immer den Wünschen von Petentinnen und Petenten entsprochen werden 

kann, zeigte z. B. die Eingabe einer Petentin, die ein Reihenhaus von ihrem Vorei-

gentümer erworben hatte und nunmehr von der Stadt einen Kostenzuschuss für die 

Angleichung des Hauseingangs und einer Garagenzufahrt an ein Gefälle begehrte. 

Die gesamte ins Gefälle gebaute Reihenhausanlage wurde damals aber so geplant 

und gebaut, dass bei einigen Häusern das Niveau des Erdgeschoss- bzw. Garagen-

bodens unter dem Höhenniveau der Straße liegt. Obwohl die Petentin dies bereits 

beim Erwerb des Hauses wusste, war sie trotzdem der Auffassung, dass das Haus so 

hätte nicht genehmigt werden dürfen. Deshalb verlangte sie jetzt einen Kostenzu-

schuss von der Stadt, der jedoch von der Stadtverwaltung abgelehnt wurde. Insbe-

sondere verwies die Stadtverwaltung darauf, dass die Petentin das Haus in Kenntnis 

der Situation und mit allen augenscheinlich erkennbaren Nachteilen erworben hat. Im 

Übrigen ergab eine Überprüfung durch die Obere Bauaufsichtsbehörde, dass der 

Stadtverwaltung weder in bauplanungsrechtlicher noch in bauordnungsrechtlicher 

Hinsicht ein Vorwurf zu machen ist.    

 

Im Übrigen waren eine Vielzahl unterschiedlicher Anliegen Gegenstand von Eingaben 

in diesen Sachgebieten. Nur beispielhaft sei eine Eingabe erwähnt, mit der ein Bürger 

die Verlängerung eines Pachtvertrags für ein gemeindeeigenes Grundstück begehrte, 

wobei es sich bei dieser Frage um eine Selbstverwaltungsangelegenheit der Ge-

meinde handelt, die ausschließlich in der Ausübung ihres Eigentumsrechts besteht. 

Die Gemeinde war dazu der Auffassung, dass der Petent das Grundstück hat ver-
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kommen lassen und war aus diesem Grund nicht mehr zu einer Verlängerung des 

Pachtvertrags bereit.   

 

Unbürokratisch gelöst werden konnte das Problem eines Bürgers, der beanstandete, 

dass Schreiben seiner Stadt- und Kreisverwaltung an ihn stets die falsche Postleit-

zahl aufweisen. Beide Verwaltungen änderten die Postleitzahl in ihrem Adresspro-

gramm, sodass die Post jetzt hoffentlich ankommt. 

 

Geholfen werden konnte auch einem Petenten, der noch offene Forderungen gegen 

einen Landesbetrieb in beträchtlicher Höhe hatte und der im Fall einer weiteren Ver-

zögerung der Zahlung seinen Betrieb wirtschaftlich gefährdet sah. Im Laufe des Peti-

tionsverfahrens wurden dem Petenten ca. 517.000,00 € überwiesen, wobei die ver-

zögerte Zahlung in den besonderen Finanzierungsmodalitäten der Maßnahme be-

gründet war.     

 

 

4 Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht 

 

4.1 TV-L und Zusatzversorgung außer Justiz 

 

Die Zahl der Eingaben in diesem Sachgebiet hat im Vergleich zum Vorjahr etwas ab-

genommen. Dabei begehrten die Petentinnen und Petenten in den meisten Fällen 

entweder eine Höhergruppierung oder eine Eingruppierung in eine höhere Stufe. In 

Einzelfällen konnte die für eine bessere Einstufung nach dem Tarifvertrag für den 

öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) erforderliche einschlägige Berufserfahrung 

nachgewiesen werden, so dass die betreffenden Eingaben einvernehmlich abge-

schlossen werden konnten.  

 

 

4.2 Besoldung, Beihilfen außer Justiz 
 

Die Zahl der Eingaben in diesem Sachgebiet ist im Vergleich zum Vorjahr leicht ge-

stiegen.  

 

Ein Teil dieser Eingaben betrifft Beihilfeangelegenheiten. In der Regel sind die Betrof-

fenen nicht mit der Höhe der ihnen bewilligten Beihilfeleistungen einverstanden, be-
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gehren Auskunft über deren Berechnung oder möchten, dass die Bearbeitung ihrer 

Anträge zeitnah erfolgt, damit sie ihren Verpflichtungen nachkommen können. Grund-

lage für die Gewährung von Beihilfen ist die Beihilfenverordnung, die die Ansprüche der 

Beihilfeberechtigten aber nicht nur konkretisiert, sondern auch begrenzt. Ihrem Wesen 

nach sollen Beihilfen die Bezüge nämlich ergänzen. Insofern ist keine vollständige Erstat-

tung sämtlicher krankheitsbedingter Aufwendungen sicherzustellen. Vor diesem Hinter-

grund kommt es auch nicht darauf an, ob die Gesetzliche Krankenversicherung die 

Kosten vollständig übernehmen würde.  

 

So begehrte ein Petent die Bewilligung von Beihilfeleistungen für Aufwendungen, die 

ihm im Rahmen einer Verhinderungspflege entstanden sind. Der Petent konnte sich 

über einen bestimmten Zeitraum nicht um seine Ehefrau, die in Pflegestufe II einge-

stuft ist, kümmern. In diesem Zeitraum hatte seine Ehefrau von dritter Seite Unter-

stützung erhalten. Die Ermittlungen haben ergeben, dass die Beihilfenverordnung die 

in § 39 des Sozialgesetzbuchs Elftes Buch (SGB XI) geregelte Verhinderungspflege 

nicht ausdrücklich vorsieht. Zudem hat das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 

in seinem Urteil vom 04.03.2005, das mit Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 22.09.2005 bestätigt wurde, festgestellt, dass die Fälle, in denen eine andere 

geeignete Person wegen Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen Gründen 

durch eine (weitere) andere geeignete Person ersetzt wird, bereits durch den Tatbe-

stand der Pauschalbeihilfe nach § 6 Abs. 4 der Beihilfenverordnung erfasst sind. Aus 

den vorgenannten Gründen wollten Petenten in einem ähnlich gelagerten Fall errei-

chen, dass die Beihilfenverordnung entsprechend geändert wird. Dem Wunsch der 

Petenten entsprechend, hat sich der Bürgerbeauftragte daraufhin an den Präsidenten 

des Landtags Rheinland-Pfalz gewandt und ihn gebeten, sich des Anliegens im 

Rahmen einer Legislativeingabe anzunehmen. Das fachlich zuständige Ministerium 

der Finanzen blieb aber bei seiner Auffassung, die Beihilfenverordnung insoweit nicht 

zu ergänzen. Der Petitionsausschuss hat sich dieser Auffassung angeschlossen. 

 

In einem anderen Fall begehrte eine Petentin die zeitnahe Bearbeitung ihres Antrags auf 

Übernahme von Aufwendungen für eine stationär durchgeführte Chemotherapie. Die Er-

mittlungen haben ergeben, dass eine private Krankenversicherung im Auftrag des Ministe-

riums der Finanzen in 2007 im Rahmen eines Projektes ca. 100 anonymisierte Kranken-

hausrechnungen von Beamtinnen und Beamten aus Rheinland-Pfalz auf ihre Richtigkeit 

hin geprüft hatte. In einigen Fällen, so auch hier, hatte sich die abschließende Bearbeitung 

jedoch verzögert. Zwar stellte die abschließende Stellungnahme der privaten Krankenver-
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sicherung die Notwendigkeit der stationären Behandlung weiterhin in Frage; nachdem sie 

dazu aber versicherungsrechtliche Gründe anführte, die für das Beihilfenrecht des Landes 

Rheinland-Pfalz nicht einschlägig sind, konnten die beantragten Beihilfen letztendlich doch 

gewährt werden.  

 

 

4.3 Anstellungsverhältnisse außer Justiz 

4.4 Versorgung 

 

Die Zahl der Eingaben im Sachgebiet 4.3 (Anstellungsverhältnisse außer Justiz) ist 

im Vergleich zum Vorjahr leicht zurückgegangen; die Zahl der Eingaben im Sachge-

biet 4.4 ist ungefähr gleich geblieben.  

 

So war in diesen Sachgebieten auch 2008 die Verbeamtung wieder Thema. 

 

In einem Fall wurde die Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf Probe mangels ge-

sundheitlicher Eignung des Bewerbers zunächst abgelehnt. Die gesundheitliche Eig-

nung gehört zu den allgemeinen Voraussetzungen einer Verbeamtung. Grundsätzlich 

ist diejenige bzw. derjenige gesundheitlich geeignet, die bzw. der zum Zeitpunkt der 

Ernennung voll dienstfähig ist und ein krankheitsbedingter vorzeitiger Eintritt dauern-

der Dienstunfähigkeit mit einem hohen Grad an Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen 

werden kann. Auszugehen ist in der Regel von einer Prognose, die die volle Dienst-

fähigkeit bis zum Erreichen der Altersgrenze erwarten lässt. Eine Schwerbehinderte 

bzw. ein Schwerbehinderter kann aber verbeamtet werden, wenn in den nächsten 

fünf Jahren nicht mit einer vorzeitigen Dienstunfähigkeit zu rechnen ist. Dem liegt 

eine Abwägung zwischen dem Interesse der Schwerbehinderten bzw. des Schwer-

behinderten und dem Interesse der öffentlichen Hand zugrunde. Einerseits dürfen 

Schwerbehinderte nicht benachteiligt werden. Andererseits hat der Dienstherr im Inte-

resse sparsamer Haushaltsführung bei der Verbeamtung von Bewerberinnen und 

Bewerbern zu prüfen, ob bei ihnen zu erwarten ist, dass sie vorzeitig dienstunfähig 

werden.  

 

Nachdem in oben genanntem Fall der Petent einen Schwerbehindertenbescheid über 

eine Erwerbsminderung von 30 und einen Bescheid über die Gleichstellung gemäß 

§ 2 Abs. 3 des Sozialgesetzbuchs Neuntes Buch (SGB IX) vorgelegt hatte, konnte 

der Petent jedoch verbeamtet werden.  
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Wie im Vorjahr auch wandten sich einige Petentinnen und Petenten an den Bürger-

beauftragten, um trotz Vollendung des 40. Lebensjahrs in ein Beamtenverhältnis auf 

Probe übernommen zu werden. Die Ermittlungen ergaben, dass es für eine Verbeam-

tung von Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die bereits das 40. Lebensjahr vollen-

det haben, nach § 48 der Landeshaushaltsordnung der Zustimmung des Ministeriums 

der Finanzen bedarf; die Zustimmung wird in der Regel nur in begründeten Ausnah-

mefällen bis zur Vollendung des 45. Lebensjahrs erteilt. Für Bewerberinnen und Be-

werber, die aufgrund von Kindererziehung oder Betreuung einer pflegebedürftigen 

Person nicht zu einem früheren Zeitpunkt in den öffentlichen Dienst eintreten konn-

ten, gilt das 43. Lebensjahr als Höchstgrenze. Dies setzt aber die Kausalität der Ge-

burt oder der Betreuung für die Verzögerung der Einstellung voraus.  

 

In diesem Jahr erreichte den Bürgerbeauftragten auch eine Eingabe einer Finanzbe-

amtin des Landes Baden-Württemberg, die aber ihren Wohnsitz in Rheinland-Pfalz 

hat. Im Hinblick auf ihre schwierige persönliche und familiäre Situation der Petentin 

begehrt sie die Versetzung zu einem wohnortnahen Finanzamt. Nachdem ihrem An-

liegen im Laufe des Petitionsverfahrens nicht entsprochen wurde, hat der Petitions-

ausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten die 

Eingabe an die Landesregierung zur Erwägung überwiesen.  

 

Eine Beamtin begehrte mit ihrer Eingabe die Gleichstellung Eingetragener Lebens-

partnerschaften im Sinne des Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartnerschaft 

mit Ehepaaren in Rheinland-Pfalz und damit eine Anpassung der Regelungen z. B. 

zur Beihilfe und zur Hinterbliebenenversorgung. Sie machte dabei deutlich, dass an-

dere Bundesländer eine Gleichstellung, insbesondere in den Bereichen des Besol-

dungs- und Versorgungsrechts, bereits vollzogen haben oder zumindest eine ent-

sprechende Änderung planen. Die Ermittlungen haben ergeben, dass die derzeitige 

Rechtslage in Rheinland-Pfalz keine Gleichstellung vorsieht. Nachdem die Landesre-

gierung sich mit der Thematik befasst und im Zuge des Petitionsverfahrens einen 

entsprechenden Gesetzentwurf auf den Weg gebracht hat, bleibt nun das Gesetzge-

bungsverfahren abzuwarten. 
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4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 

 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet haben im Vergleich zum Vorjahr weiter abge-

nommen. 

 

Dabei betraf der größte Teil der Eingaben Leistungen der Krankenversicherungen. 

Hier ging es vor allem um die Übernahme von Kosten für medizinische Hilfsmittel wie 

beispielsweise ein mobiles Sauerstoffgerät oder Kompressen, für bestimmte, meist 

nicht verschreibungspflichtige Medikamente, ambulante oder ärztliche Behandlungen 

sowie die Übernahme von Kosten im Zusammenhang mit Kurmaßnahmen.  

 

Ein weiterer Teil der Eingaben betraf Beitragsforderungen durch die Kranken- und 

Pflegeversicherung, wobei sich die Petentinnen und Petenten insbesondere gegen 

die Höhe der geforderten Beiträge wandten. So war für eine Petentin nicht nachvoll-

ziehbar, warum sie aus einer von der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlten 

Rente Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge zahlen muss, obwohl sie doch be-

reits einen Beitrag an die Landwirtschaftliche Krankenkasse zahlt. Ihr konnte im 

Rahmen des Petitionsverfahrens erläutert werden, dass sie zum einen aus ihrer Ren-

te als Einkommen zur Beitragszahlung verpflichtet ist, daneben aber auch aus ihrer 

Tätigkeit als landwirtschaftliche Unternehmerin. Erst wenn sie kein landwirtschaftli-

ches Unternehmen mehr führt, wird der Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrag nur 

noch aus den Rentenzahlungen berechnet. 

 

Eingaben, mit denen die Bürgerinnen und Bürger die Aufnahme in die gesetzliche 

Krankenversicherung begehren, gab es im Berichtsjahr nur noch vereinzelt. In diesen 

Fällen ging es vor allem um die Frage, wo die Betroffenen zuletzt versichert waren. 

So besteht die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung ab dem 

1. April 2007 nur, wenn die nicht krankenversicherten Personen vor Verlust des Kran-

kenversicherungsschutzes gesetzlich krankenversichert oder bisher gar nicht gesetz-

lich oder privat krankenversichert waren. Dabei sollen sie sich an die Krankenkasse 

wenden, bei der sie zuletzt versichert waren. Die Mitgliedschaft kommt nach den ge-

setzlichen Bestimmungen grundsätzlich ab Beginn der gesetzlichen Versicherungs-

pflicht, also dem 1. April 2007 zustande. Dies bedeutet auch, dass der Mitgliedsbei-

trag ab diesem Zeitpunkt zu zahlen ist, was bei einer verspäteten Anzeige durchaus 

zu höheren Beitragsforderungen führen kann. So wandte sich z. B. ein Petent an den 

Bürgerbeauftragten, der nach seinem Studium über 20 Jahre im Ausland verbracht 
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hatte und erst im Jahr 2000 nach Deutschland zurückkehrte, aber aus Kostengründen 

mit seiner Familie ohne Krankenversicherungsschutz lebte. Die erste Krankenkasse, 

von der er zunächst eine telefonische Zusage bezüglich der Aufnahme erhalten hatte, 

lehnte eine Versicherung mit dem Hinweis ab, dass er sich an die Krankenkasse 

wenden solle, bei der er zuletzt, also während des Studiums, versichert war. Aller-

dings lehnte dann auch diese Krankenkasse, bei der er seinerzeit versichert war, ihm 

gegenüber eine Aufnahme ab. Im Zuge des Petitionsverfahrens konnte die Angele-

genheit dann soweit geklärt werden, dass die ehemalige Krankenkasse den Petenten 

rückwirkend zum 1. April 2007 aufnimmt. Allerdings bestand die Krankenkasse auf 

der Begleichung der seit diesem Datum aufgelaufenen Beiträge, wobei dem Petenten 

jedoch eine Ratenzahlung ermöglicht werden konnte. 

 

Auch zum Bereich der Pflegeversicherung erreichten den Bürgerbeauftragten in die-

sem Jahr wieder einige Eingaben. Dabei ging es in der Regel um die Gewährung von 

Leistungen der Pflegeversicherung bzw. die Feststellung einer höheren Pflegestufe, 

wobei die Zahl der Eingaben und in diesem Zusammenhang auch die Beschwerden 

über den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) im Vergleich zu den 

Vorjahren zurückgegangen sind.  

 

 

4.6 Rentenversicherung 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist wie schon im Vorjahr weiter zurück-

gegangen.  

 

Auch in diesem Jahr begehrten wieder Bürgerinnen und Bürger die Bewilligung einer 

Rente wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung. Streitpunkt ist in diesen Fällen 

oft die Frage, ob noch ein Leistungsvermögen der Antragstellerinnen und Antragstel-

ler besteht oder nicht, wobei dies in der Regel nicht durch ein Einschalten des Bür-

gerbeauftragten geklärt werden kann, sondern in den meisten Fällen letztendlich 

durch die Sozialgerichte.  

 

Daneben beklagten verschiedene Bürgerinnen und Bürger die Höhe der ihnen ge-

zahlten Rente. Dabei stellte sich in dem Fall eines Petenten heraus, dass vor einigen 

Jahren ein Versorgungsausgleich durchgeführt wurde, der sich rentenmindernd aus-

wirkt. Insgesamt ist in derartigen Fällen festzustellen, dass den Versicherten oft erst 



 - 67 -  

bei Zahlung der Rente bewusst wird, dass ein im Zusammenhang mit ihrer Eheschei-

dung durchgeführter Versorgungsausgleich zu einer niedrigeren Rente im Alter führt. 

Eine Ausnahme davon ist nur unter den engen Voraussetzungen des Gesetzes zur 

Regelung von Härten im Versorgungsausgleich möglich, solange die oder der Be-

rechtigte aus dem Versorgungsausgleich noch keine Rente erhält, aber gegen die 

Verpflichtete oder den Verpflichteten einen Unterhaltsanspruch hat oder die oder der 

Berechtigte vor seinem Tod keine Leistungen aus dem im Versorgungsausgleich er-

worbenen Anrecht erhalten hat. Dies ist jedoch nur selten der Fall. Den betroffenen 

Bürger konnte der Bürgerbeauftragte daher nur über die Hintergründe zur Höhe sei-

ner Rentenminderung aufklären.  

 

Des Weiteren gibt es Fälle, bei denen ein Teil der Rente aufgrund von Forderungen 

anderer Sozialversicherungsträger einbehalten wird. So beklagte beispielsweise ein 

Rentner, dass sein Rentenversicherungsträger einen Teil seiner Rente einbehalte, 

der ihm fehle, zumal ihm auch keine Grundsicherungsleistungen gewährt werden. 

Der Rentenversicherungsträger erläuterte daraufhin, dass dieser Einbehalt zur Til-

gung einer Forderung von rückständigen Krankenkassenbeiträgen erfolgt. Eine sol-

che Aufrechnung ist zulässig, wenn die Rentenempfängerin bzw. der Rentenempfän-

ger nicht nachweist, dass sie bzw. er dadurch hilfebedürftig im Sinne des Sozialge-

setzbuches Zwölftes Buch (SGB XII) wird, also einen Anspruch auf Leistungen der 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung hat. Aus diesem Grund wurden 

auch bereits mehrere Anträge des Petenten auf Überprüfung der Verrechnung abge-

lehnt. Nachdem schließlich in einer weiteren Eingabe des Petenten die zuständige 

Verbandsgemeindeverwaltung aufgrund des Verbrauchs des vorhandenen Vermö-

gens die Grundsicherung bewilligte, wurde der Petent darauf hingewiesen, dass er 

dies umgehend seinem Rentenversicherungsträger mitteilen sollte.  

 

Daneben betraf ein Teil der Eingaben schließlich die Gewährung von Leistungen zur 

Teilhabe am Arbeitsleben wie etwa Rehabilitationsmaßnahmen, die Gewährung einer 

Umschulung oder beispielsweise auch die Übernahme der Kosten zur Anschaffung 

für ein optisches Anzeigegerät. Dieses benötigt ein gehörloser Arbeitnehmer, um sei-

ne Tätigkeit ordnungsgemäß auszuüben; deshalb wurde es auch vom Rentenversi-

cherungsträger schließlich aufgrund des drohenden Arbeitsplatzverlustes bewilligt. 
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4.7 Unfallversicherung 

 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet haben im Vergleich zum Vorjahr leicht zuge-

nommen. Die meisten Eingaben betrafen dabei Beitragserhebungen. Dabei ging es 

entweder um die Höhe der Beiträge oder aber um die Festsetzung von Beiträgen.  

 

 

4.8 Soldatenversorgung; Unterhaltssicherung 

 

In diesem Sachgebiet gab es, wie im Berichtsjahr zuvor, lediglich zwei Eingaben.  

 

 

5 Sozialwesen 

 

Die Eingaben, die den Bereich des Sozialwesens betreffen, bilden nach wie vor einen 

Schwerpunkt bei der Arbeit des Bürgerbeauftragten. Dabei ist bei der Zahl der Einga-

ben insgesamt ein Anstieg im Vergleich zum Vorjahr zu verzeichnen, wobei sich dies 

in den einzelnen Sachgebieten sehr unterschiedlich darstellt. 

 

 

5.1 Leistungen nach dem SGB II 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist in diesem Jahr erheblich gestiegen 

und entspricht damit dem bisherigen Höchststand aus dem Jahr 2006.  

 

Dabei ist bei einer Aufstellung der Eingaben nach Arbeitsgemeinschaften auch im Be-

richtsjahr auffällig, dass das Job-Center für Arbeitsmarktintegration Mainz – wie be-

reits im Vorjahr – mit großem Abstand an der Spitze liegt. So entfallen auf den Be-

reich der Stadt Mainz rund 21 % der Eingaben. Auch wenn vermutlich viele Bürgerin-

nen und Bürger von der Möglichkeit Gebrauch machen, das Büro des Bürgerbeauf-

tragten persönlich aufzusuchen, da es quasi um die Ecke liegt und sie sich so 

Schriftwechsel und etwaige Diskussionen ersparen, ist dies mit Sicherheit nicht der 

einzige Grund für die hohe Zahl an Eingaben. Dem Job-Center für Arbeitsmarktinteg-

ration Mainz sollte dieser Umstand zu denken geben. 
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Die Schwerpunkte der Eingaben sind dabei unverändert und betreffen vor allem die 

Bereiche Unterkunftskosten, Bewilligung bzw. Fortzahlung von Arbeitslosengeld II, 

Gewährung von einmaligen Beihilfen sowie die Art und Weise der Bearbeitung. Aller-

dings ist eine genaue Zuordnung oft sehr schwierig, da meist verschiedene Bereiche 

betroffen sind. Im Folgenden soll auf die einzelnen Schwerpunkte näher eingegangen 

werden. 

 

Zum Bereich der Unterkunftskosten gehören zunächst die Eingaben, in denen es um 

die Berücksichtigung der Miete an sich geht. Ein Problem ist dabei immer wieder die 

Übernahme der tatsächlichen Miete. So werden nur die Kosten für eine angemesse-

ne Wohnung übernommen, wobei den Hilfebedürftigen nach dem Gesetz eine Frist 

von längstens sechs Monaten gegeben wird, um die unangemessen hohen Kosten zu 

senken. In dieser Zeit werden die tatsächlichen Unterkunftskosten gezahlt. So bean-

standete beispielsweise eine Petentin, die nach der Trennung von ihrem Ehemann 

allein in einer zu großen und zu teuren Wohnung wohnte, dass ihr die zunächst bewil-

ligten tatsächlichen Kosten für die nächsten sechs Monate nun bereits nach zwei Mo-

naten um über 400 € auf die angemessenen Kosten gekürzt wurden. Hintergrund 

war, dass sie sich bereits frühzeitig darum bemüht hatte, die zu hohen Kosten durch 

Vermietung abtrennbarer Räume um 170 € zu senken und der Mietvertrag geändert 

wurde. Die Arbeitsgemeinschaft ging daraufhin vom Abschluss eines neuen Mietver-

trags aus. Nachdem dieses Missverständnis geklärt wurde, teilte die Arbeitsgemein-

schaft mit, dass sie die tatsächlichen Kosten natürlich bis zum Ende der Sechsmo-

natsfrist übernimmt.  

 

Wenn es den Hilfebedürftigen trotz ernsthafter und intensiver Bemühungen aber nicht 

gelingt, in dieser Zeit eine angemessene Wohnung zu finden, besteht durchaus die 

Möglichkeit, dass auch die unangemessenen Kosten weiter übernommen werden. 

Voraussetzung dafür ist jedoch, dass diese Bemühungen nachgewiesen werden. So 

konnte einem Petenten, der beklagte, dass er keine angemessene Wohnung gefun-

den hat, nicht weitergeholfen werden, da er der Arbeitsgemeinschaft keine nennens-

werten Bemühungen zur Wohnungssuche belegen konnte. Vielmehr hatte er von der 

örtlichen Wohnungsbörse fünf angemessene Wohnungsangebote erhalten und bei 

vier potentiellen Vermietern aber erst gar nicht vorgesprochen.  

 

Weitere Eingaben zu diesem Sachgebiet betrafen die Übernahme der Neben- und 

Heizkosten. Diese sind ebenfalls zu übernehmen, soweit sie angemessen sind. Bei 
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der Höhe der Nebenkosten, also den Betriebskosten, ist zu beachten, dass dazu aber 

nicht die Stromkosten und die Kosten für die Warmwasseraufbereitung gehören, da 

diese bereits im Regelsatz enthalten sind. Gerade bei den Kosten für die Warmwas-

seraufbereitung kommt es häufig zu Irritationen, da dies für die Bürgerinnen und Bür-

ger nicht nachvollziehbar ist. Ein Großteil der Eingaben zu diesem Bereich betrifft die 

Übernahme von Nachzahlungen aufgrund einer vom Vermieter erstellten Neben- und 

Betriebskostenabrechnung. Dabei beanstandeten die Betroffenen in der Regel die 

lange Bearbeitungsdauer der Anträge durch die Arbeitsgemeinschaften, die in einem 

Fall sogar bei acht Monaten lag. 

 

Weiter gibt es immer wieder auch Probleme im Zusammenhang mit einem beabsich-

tigten oder erfolgten Umzug. So können Umzugskosten nur übernommen werden, 

wenn der Umzug notwendig, die Miete der neuen Wohnung angemessen ist und der 

Träger der Leistungen der Anmietung der neuen Wohnung zustimmt. Liegt eine die-

ser Voraussetzungen nicht vor, kann die Übernahme der Umzugskosten verweigert 

werden. So erging es einer Petentin, deren Umzug aufgrund der katastrophalen 

Wohnverhältnisse zwar erforderlich war, der jedoch aufgrund der Unangemessenheit 

der neuen Wohnung, die sie ohne Zustimmung der Arbeitsgemeinschaft angemietet 

hatte, die Umzugskosten nicht gezahlt wurden.  

 

Schließlich erreichten den Bürgerbeauftragten auch Eingaben von Vermietern, die 

Probleme im Zusammenhang mit Mietzahlungen schilderten. Sie beklagten zumeist 

das Verhalten der Arbeitsgemeinschaft. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, 

dass die Vermieter gegenüber den Arbeitsgemeinschaften keinen Anspruch auf Zah-

lung der Unterkunftskosten haben, sondern nur gegenüber der Mieterin bzw. dem 

Mieter als Vertragspartnerin bzw. Vertragspartner. Die Kosten der Unterkunft als Leis-

tung nach dem SGB II steht dagegen nur den Hilfeempfängerinnen und Hilfeempfän-

gern zu. Mit deren Einverständnis können die Mietzahlungen zwar direkt an die Ver-

mieterin bzw. den Vermieter gezahlt werden. Allerdings kann nur die Mieterin bzw. 

der Mieter als Hilfeberechtigte bzw. als Hilfeberechtigter einen Anspruch gegenüber 

der Arbeitsgemeinschaft geltend machen. So beklagte eine Vermieterin, dass ihr 

nicht die tatsächlich zustehende Miete von 405 €, sondern nur ein Betrag von 320 € 

gezahlt wurde. Es stellte sich heraus, dass die Mieterin einen – nach Auskunft der 

Vermieterin – gefälschten Mietvertrag über 320 € vorgelegt hatte. Die Arbeitsgemein-

schaft wies darauf hin, dass für den Fall, dass höhere Unterkunftskosten als 320 € 

bestehen, diese von der Mieterin geltend gemacht werden müssen. Die Vermieterin 
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könne nur einen zivilrechtlichen Anspruch gegen ihre Mieterin geltend machen, den 

sie gegebenenfalls gerichtlich durchsetzen muss.  

 

Das gleiche gilt für einen Petenten, der von der Arbeitsgemeinschaft Auskunft über 

die an ihn als Vermieter überwiesenen Zahlungen begehrte, da diese nicht mit der 

monatlichen Mietforderung übereinstimmten und zudem unterschiedlich hoch waren. 

Auch in diesem Fall wies die Arbeitsgemeinschaft darauf hin, dass Zahlungen nur 

erfolgen können, wenn ein Anspruch der Hilfebedürftigen bzw. des Hilfebedürftigen 

besteht. Über die Gründe, warum gegebenenfalls für bestimmte Monate keine Zah-

lungen erfolgen, könne sie keine Auskünfte geben, da die Vermieterin bzw. der Ver-

mieter aus Gründen des Datenschutzes keinen Auskunftsanspruch zum Leistungsan-

spruch seiner Mieterin bzw. seines Mieters hat. Die Arbeitsgemeinschaft erteilte dem 

Vermieter lediglich Auskunft darüber, für welche Monate und in welcher Höhe Unter-

kunftskosten gezahlt wurden und wie sich die Überweisungsbeträge an ihn zusam-

mensetzen. 

 

Einen weiteren Schwerpunkt stellten Eingaben dar, die die Bewilligung von Arbeitslo-

sengeld II, die Fortzahlung bzw. Weiterbewilligung der Leistungen sowie die Höhe der 

zu zahlenden Leistungen betrafen. Hierbei geht es oftmals um anzurechnendes Ein-

kommen und Vermögen, da das Arbeitslosengeld II nur gewährt wird, wenn der Hilfe-

bedarf nicht durch das eigene Einkommen oder das der Partnerin oder des Partners 

oder vorrangig einzusetzendes Vermögen sichergestellt werden kann. Dabei ist das 

Einkommen in dem Monat zu berücksichtigen, in dem es den Hilfebedürftigen tat-

sächlich zufließt. Problematisch sind die Fälle, bei denen ein monatlich schwanken-

des Einkommen gezahlt wird. Die Leistungsträger rechnen in der Regel ein monatli-

ches Durchschnittseinkommen bei der Berechnung der Leistungen an. Stellt sich 

nachher heraus, dass dieses zu hoch war, erhalten die Betroffenen eine Nachzah-

lung; wurde dieses zu niedrig angesetzt, werden die zuviel gezahlten Leistungen zu-

rückgefordert. Dabei haben die Hilfeempfängerinnen bzw. die Hilfeempfänger den 

Leistungsträgern Änderungen in den Verhältnissen, also auch bei der Höhe des Ein-

kommens mitzuteilen. So beklagte eine Petentin, dass ihrer Bedarfsgemeinschaft ab 

April 2008 keine Leistungen mehr bewilligt wurden und die Arbeitsgemeinschaft sie 

nun erstmals zur Vorlage von Nachweisen über die tatsächliche Höhe des Einkom-

mens aufgefordert hatte. Bei der Bearbeitung des Weiterbewilligungsantrags stellte 

sich dann heraus, dass das tatsächliche Einkommen höher als bisher angerechnet 

war und sogar ausreichte, um den notwendigen Lebensunterhalt sicherzustellen. Auf-
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grund der nun vorliegenden Nachweise wurde zudem eine Überzahlung von ca. 

2.000 € festgestellt.  

 

Einen weiteren Schwerpunkt stellten Eingaben dar, in denen die Petentinnen und 

Petenten die Art und Weise der Bearbeitung durch die Arbeitsgemeinschaft oder die 

Behandlung durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beanstandeten. Dabei gibt es 

Beschwerden über die teilweise lange Bearbeitungsdauer, verschwundene Unterla-

gen, die telefonische Erreichbarkeit oder aber das Verhalten der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter gegenüber den Betroffenen. So beanstandete beispielsweise ein Petent, 

dass eine Mitarbeiterin ihn bei seiner Vorsprache vor weiteren Anwesenden ange-

schrien habe. Er habe sich dafür sehr geschämt. Der Geschäftsführer der Arbeitsge-

meinschaft teilte dazu mit, dass er kein Fehlverhalten der Mitarbeiterin feststellen 

konnte. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ständig in unmittelbarem Kunden-

kontakt stehen, würden regelmäßig im Bereich Kundenbetreuung geschult. Allerdings 

könne es aufgrund der hohen Belastungen durch die konstant hohen Kundenzahlen 

leider dazu kommen, dass es auch einmal unangemessene Reaktionen gebe, was 

natürlich nicht passieren dürfe. Falls bei dem Petenten der Eindruck entstanden sein 

sollte, dass er ungerecht behandelt worden sei, bat der Geschäftsführer dies zu ent-

schuldigen. Hintergrund dieses Geschehens war offensichtlich, dass der Petent, der 

sich zum Antragszeitpunkt noch in Haft befand, Leistungen beantragen wollte, ihm 

aber notwendige Unterlagen, wie eine aktuelle Meldebescheinigung oder ein Perso-

nalausweis fehlten, sodass eine Prüfung, ob tatsächlich eine Zuständigkeit der Ar-

beitsgemeinschaft für die begehrten Leistungen gegeben war, nicht erfolgen konnte, 

der Petent dieses Vorgehen aber nicht nachvollziehen konnte. 

 

Insgesamt ist festzustellen, dass die Beschwerden über die Art und Weise der Bear-

beitung oft darauf beruhen, dass Petentinnen und Petenten nicht die Leistungen er-

halten, die sie erhalten möchten. Dabei scheitert eine zügige Bearbeitung oftmals 

auch daran, dass die Petentinnen und Petenten ihren Mitwirkungspflichten nicht aus-

reichend nachkommen und beispielsweise fehlende Unterlagen erst verspätet vorle-

gen. Dabei kann eine Entscheidung über die Bewilligung von Leistungen nur erfolgen, 

wenn auch die entscheidungserheblichen Unterlagen vorliegen. So beklagte sich eine 

Petentin darüber, dass ihr Antrag, den sie bereits zwei Monate zuvor gestellt hatte, 

immer noch nicht bearbeitet war, sie die Leistungen aber dringend benötige. Bei der 

Bearbeitung der Eingabe stellte sich dann heraus, dass die Petentin die vollständigen 
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Unterlagen zum Antrag allerdings erst einige Wochen später vorgelegt hatte und eine 

frühere Bewilligung daher nicht möglich war.  

 

In einem anderen Fall beschwerte sich ein Petent darüber, dass die Arbeitsgemein-

schaft von ihm die Vorlage von Kontoauszügen verlangte, damit die Leistungen wei-

terhin gewährt werden. Dies sei ein unzulässiger Eingriff in seine Privatsphäre. Die 

Arbeitsgemeinschaft wies darauf hin, dass die Ehefrau des Petenten über ein relativ 

hohes, wenn auch schwankendes Erwerbseinkommen verfügt, aufgrund dessen in 

einzelnen Monaten kein Leistungsanspruch besteht. Der Petent habe sich jedoch 

geweigert, die Verdienstnachweise der Ehefrau zeitnah und vollständig vorzulegen. 

Nachdem er mehrmals zur Vorlage der Unterlagen aufgefordert wurde, sei die Zah-

lung des Arbeitslosengeldes II vorläufig eingestellt worden, um weitere Überzahlun-

gen zu vermeiden. Erst daraufhin hat der Petent die geforderten Kontoauszüge vor-

gelegt. Diese Umstände hätte er sich mit einer zeitnahen und regelmäßigen Vorlage 

der Verdienstbescheinigungen eigentlich ersparen können.  

 

Allerdings bedeuten die vorstehenden Ausführungen nicht, dass die verzögerte Bear-

beitung oder die Einstellung von Leistungen immer auf das Verhalten von Petentin-

nen und Petenten zurückzuführen sind. So teilte eine Arbeitsgemeinschaft auf die 

Beschwerde über die nicht angekündigte Leistungseinstellung mit, dass dort verse-

hentlich übersehen wurde, den Petenten über seine Mitwirkungspflichten bezüglich 

der Vorlage der Unterlagen zu informieren. Da der Petent die Unterlagen jedoch um-

gehend vorlegte, wurde ihm die Leistung bar ausgezahlt. Auch in einem weiteren Fall 

beruht die verzögerte Bearbeitung auf einem EDV-Problem der Arbeitsgemeinschaft, 

die die Leistungen dann kurzfristig per Scheck auszahlte. 

 

Weitere Eingaben betrafen die Gewährung von einmaligen Beihilfen wie beispiels-

weise für eine Klassenfahrt, die Wohnungsausstattung, die Übernahme von Fahrtkos-

ten, Bewerbungskosten oder Weiterbildungskosten sowie die Zahlung eines Einglie-

derungszuschusses. 

 

Abschließend ist auch für das Berichtsjahr festzuhalten, dass die Probleme, die durch 

die Unübersichtlichkeit der Bescheide, die vorgegebenen Formulierungen, die nicht 

unbedingt auf die tatsächliche Situation eingehen, sowie die oftmals schwierige Er-

reichbarkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fortbestehen. Bei den Arbeitsge-
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meinschaften möchte der Bürgerbeauftragte sich dennoch für die zumeist gute und 

konstruktive Zusammenarbeit bedanken. 

 

 

5.2 Landespflegegeld, Blindengeld 

 

Zu diesem Sachgebiet erreichte den Bürgerbeauftragten in diesem Jahr lediglich eine 

Eingabe, in der eine Petentin über die Möglichkeit der Antragstellung auf Landesblin-

dengeld informiert wurde. 

 

 

5.3 Wohngeld 

 

Die Zahl der Eingaben zum Bereich Wohngeld ist auf ähnlich niedrigem Niveau wie 

im Vorjahr, wobei die Eingaben die Höhe des Wohngeldes bzw. die Bearbeitungs-

dauer des Antrags betrafen. Besonderheiten waren dabei nicht zu verzeichnen.  

 

 

5.4 Bundesausbildungsförderung, Bundeserziehungsgel d, Elterngeld 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Vergleich zum Vorjahr deutlich 

angestiegen. Ein Grund hierfür ist, dass den Bürgerbeauftragten wieder vermehrt 

Eingaben erreichten, die Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 

(BAföG) betrafen. 

 

Dabei ging es in der Regel um Probleme bei der Höhe der gewährten Leistungen, die 

grundsätzliche Bewilligung der Leistungen oder die Rückforderung von Leistungen 

aufgrund der Tatsache, dass die Ämter für Ausbildungsförderung nachträglich neue 

Informationen über seinerzeit vorhandenes Vermögen erhielten. So beanstandete 

eine Petentin, die von Oktober 2000 bis September 2002 BAföG-Leistungen erhalten 

hatte, dass das Amt für Ausbildungsförderung ihrer Universität seit Ende November 

2005 immer wieder Angaben über ihre damaligen Vermögensverhältnisse sowie Un-

terlagen anforderte, nachdem dieses 2003 über Zinserträge des Jahres 2000 infor-

miert worden war. Hintergrund ist, dass die Eltern der Petentin im Jahr 2000 ohne ihr 

Wissen ein Sparbuch auf ihren Namen angelegt hatten, das unter anderem zur Rück-

zahlung der BAföG-Schulden dienen sollte. Die Petentin wurde im Zuge des Petiti-



 - 75 -  

onsverfahrens darüber informiert, dass sie verpflichtet ist, die Unterlagen vorzulegen, 

um klären zu können, ob das Vermögen ihr oder ihren Eltern zuzurechnen ist. Die 

Angelegenheit konnte inzwischen im Sinne der Petentin geklärt werden. 

 

Einen weiteren Schwerpunkt stellten – wie im Vorjahr – Eingaben dar, in denen es 

um die Berechnung bzw. die Höhe des Elterngeldes geht. So wird nach dem Gesetz 

zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) 

das Elterngeld in Monatsbeträgen für Lebensmonate des Kindes und nicht für Kalen-

dermonate gezahlt. Da die Elternzeit in der Regel jedoch für Kalendermonate ge-

nommen wird, die meisten Kinder aber nicht am 1. des Monats geboren werden, führt 

dies regelmäßig dazu, dass der Elternteil, der z. B. für zwei Monate Elterngeld bean-

tragt und die Elternzeit für Kalendermonate nimmt, oft bereits vor Ende des Bezug-

zeitraums seine Tätigkeit wieder aufnimmt und das in dem Zeitraum erzielte Einkom-

men auf das Elterngeld angerechnet wird. Für die betroffenen Eltern, denen die 

Tragweite dieser bundesgesetzlichen Regelungen bei der Planung und Beantragung 

der Elternzeit in der Regel nicht bewusst ist, sind die Entscheidungen der Verwaltun-

gen bei der Berechnung des Elterngeldes nicht nachvollziehbar, rechtlich allerdings 

nicht zu beanstanden. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten entspricht diese Regelung 

nicht den Erfordernissen der modernen Arbeitswelt, die eine gewisse Flexibilität der 

Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer voraussetzt und ist extrem kompliziert. Insofern 

bleibt nur zu hoffen, dass dies auch vom Deutschen Bundestag erkannt wird. Die 

Landesregierung sollte prüfen, ob eventuell eine entsprechende Bundesratsinitiative 

in Frage kommt. 

 

 

5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 

 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Berichtsjahr annähernd gleich geblieben.  

 

Neben der Gewährung von Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz und 

dem Bundesversorgungsgesetz betraf der weitaus größte Teil der Eingaben dabei die 

Feststellung eines (höheren) Grades der Behinderung bzw. die Zuerkennung von 

Nachteilsausgleichen. Dabei ist festzustellen, dass es in den meisten Fällen um die 

Feststellung des Nachteilsausgleichs der außergewöhnlichen Gehbehinderung, das 

sogenannte Merkzeichen „aG“ geht. In diesem Fall erhalten die Betroffenen einen 

Parkausweis, mit dem sie die mit dem Rollstuhlfahrersymbol gekennzeichneten Park-
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flächen benutzen dürfen. Die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Merkzei-

chens „aG“ sind jedoch sehr hoch. So erfüllt sie, wer sich wegen der Schwere seines 

Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit großer Anstrengung außerhalb 

eines Kraftfahrzeuges bewegen kann, was in der Regel bei Querschnittsgelähmten, 

Doppeloberschenkelamputierten und Personen mit ähnlichen Behinderungen der Fall 

ist. Darüber hinaus erfüllen „andere“ schwerbehinderte Menschen ebenfalls die Vor-

aussetzungen, wenn die Fähigkeit, gehen zu können, schwerstens eingeschränkt ist 

und das Gehen nur unter ebenso großen körperlichen Anstrengungen wie dem zuvor 

genannten Personenkreis oder nur noch mit fremder Hilfe möglich ist. Sonstige widri-

ge Umstände wie beispielsweise Probleme beim Ein- oder Aussteigen aus dem Kraft-

fahrzeug wegen des oftmals engen Parkraums der Normalparkplätze berechtigen 

nicht zur Feststellung dieses Merkzeichens.  

 

Allerdings besteht in den Fällen, in denen beispielsweise das Gehvermögen auf ma-

ximal 100 m eingeschränkt ist, die Möglichkeit, dass die Voraussetzungen zur Ge-

währung von Parkerleichterungen für besondere Gruppen Schwerbehinderter in 

Rheinland-Pfalz gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 der Straßenverkehrsordnung vorliegen. 

Auch wenn sie mit dieser Ausnahmegenehmigung nicht die mit dem Rollstuhlfahrer-

symbol gekennzeichneten Parkplätze in Anspruch nehmen können, stellt diese Aus-

nahmegenehmigung für die Betroffenen dennoch eine große Erleichterung dar. In 

einigen Fällen konnte der Bürgerbeauftragte den Petentinnen und Petenten auf diese 

Weise weiterhelfen. 

 

In diesem Zusammenhang hat der Bürgerbeauftragte Kenntnis davon erlangt, dass es 

Bestrebungen gibt, eine bundeseinheitliche Regelung für die Gewährung von Parkerleich-

terungen für Schwerbehinderte zu schaffen, sodass die Parkerleichterungen nicht nur in 

den Bundesländern, die diese gegenseitig anerkennen, in Anspruch genommen werden 

können, sondern bundeseinheitlich gelten. Dazu bedarf es einer Angleichung unter Be-

rücksichtigung der unabweisbaren Belange aller in der Mobilität beschränkten schwerbe-

hinderten Menschen. Mittlerweile ist eine Abstimmung zwischen den Sozialressorts der 

Länder und den betroffenen Bundesministerien über die in Betracht kommenden Perso-

nenkreise erfolgt, auf deren Grundlage das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 

Stadtentwicklung einen Änderungsentwurf zur Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Stra-

ßenverkehrsordnung (VwV-StVO) erstellt und das Abstimmungsverfahren eingeleitet hat. 

Dem Bundesrat wurde dieser Entwurf zwischenzeitlich zur Beratung zugeleitet; eine 

Entscheidung des Bundesrats soll offensichtlich im März 2009 erfolgen.  
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Der Bürgerbeauftragte begrüßt ausdrücklich, dass mittlerweile fast alle Bundesländer 

entsprechende Parkerleichterungen vorsehen. Auch ist es erfreulich, dass nunmehr 

eine bundeseinheitliche Regelung erfolgen soll, da so die erteilten Ausnahmegeneh-

migungen im gesamten Bundesgebiet genutzt werden können. Da es jedoch bisher in 

den einzelnen Ländern unterschiedliche Genehmigungsvoraussetzungen, insbeson-

dere beim Kreis der Berechtigten gibt, ist zu hoffen, dass es durch die bundeseinheit-

liche Regelung nicht zu einer „Verschlimmbesserung“ kommt.  

 

 

5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich, Entschädigun g für Häftlinge aus 

der ehemaligen DDR, Aussiedlerhilfe 

 

Zu diesem Sachgebiet gab es im Berichtsjahr einige Eingaben, die Fragen nach mög-

lichen Entschädigungsleistungen für Häftlinge aus der ehemaligen DDR bzw. von 

ehemaligen Kriegsheimkehrern zum Inhalt hatten. In der Regel konnten den Peten-

tinnen und Petenten Hinweise gegeben werden, ob ihnen eine Entschädigung zusteht 

bzw. wo sie Näheres darüber erfahren und sie gegebenenfalls beantragen können. 

 

 

5.7 Behindertenrecht 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist weiter zurückgegangen. Dabei ist 

jedoch darauf hinzuweisen, dass viele Eingaben, die die Belange behinderter Men-

schen betreffen, bereits unter anderen Sachgebieten erfasst werden, da eine Ab-

grenzung zum Krankversicherungsrecht, dem Rentenversicherungsrecht, der Gewäh-

rung von Sozialleistungen oder zum Gesundheitswesen nur schwer möglich ist. Zu-

dem werden Eingaben schwerbehinderter Menschen auch unter dem Sachgebiet 5.5 

erfasst. 

 

Zu erwähnen sind hier Eingaben, in denen die Petentinnen und Petenten generelle 

Fragen zu ihren Rechten als behinderte Menschen haben oder Informationen erhal-

ten möchten. Darüber hinaus beanstandete ein Bürger aus Mainz, dass die Anzahl 

von Fahrten des Behindertenfahrdienstes durch die Stadt gekürzt wurde. Es handelt 

sich hierbei jedoch um eine freiwillige Leistung der Stadt, die zudem einkommens- 

und vermögensunabhängig gewährt wird. Um aufgrund der angespannten Haushalts-

situation diesen Fahrdienst überhaupt weiter bereitstellen zu können, haben die städ-
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tischen Gremien eine Verringerung der Anzahl der Berechtigungsscheine von 96 auf 

56 pro Jahr und Person beschlossen. Lediglich Personen, die Sozialhilfeleistungen 

nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) erhalten, können noch die er-

höhte Anzahl der Berechtigungsscheine erhalten. Da die betroffene Bürgerin nicht zu 

diesem Personenkreis gehört, muss sie diese Reduzierung leider hinnehmen. 

 

 

5.8 Gesundheitswesen 

 

Auch die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind im Berichtsjahr im Vergleich zu den 

Vorjahren weiter gesunken. 

 

Dabei ist festzustellen, dass sich die Änderung der Schwerpunkte im Berichtsjahr 

fortgesetzt hat. Wie bereits im vergangenen Jahr haben den Bürgerbeauftragten auch 

in diesem Jahr nur noch vereinzelt Eingaben zum Bereich Maßregelvollzug erreicht. 

Dagegen betrifft ein größerer Teil der Eingaben Beschwerden über die medizinische 

Versorgung an sich bzw. die behandelnden Ärztinnen und Ärzte oder das Pflegeper-

sonal.  

 

Daneben gibt es auch immer wieder Beschwerden über die Behandlung von Bewoh-

nerinnen und Bewohnern in Alten- und Pflegeheimen bzw. über die Zustände in die-

sen Heimen. In einem Fall beanstandete die Bewohnerin eines Altenheimes, dass in 

der letzten Zeit die Qualität des Essens nachgelassen habe und die Auswahl der 

Speisen wenig abwechslungsreich sei. Bei einem Preis von 6,80 € je Frühstück, Mit-

tagessen oder Abendessen sei auch das Preis-Leistungs-Verhältnis nicht gegeben. 

Die Heimaufsicht hat sich daraufhin direkt mit dieser Bürgerin in Verbindung gesetzt 

und sie über Kostendetails informiert. Darüber hinaus wurde Kontakt zur Vorsitzen-

den des Heimbeirates des Pflegeheimes und zur Heimfürsprecherin aufgenommen, 

wobei entsprechende Probleme der Essensversorgung bestätigt wurden. Da jedoch 

zwischenzeitlich ein neuer Koch gesucht wird, hat die Petentin gegenüber der Heim-

aufsicht gebeten, noch nicht vor Ort tätig zu werden, da sie zunächst das Ergebnis 

abwarten möchte.  
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5.9 Sozialhilfe, Grundsicherung, soziale Hilfen all gemein, SGB XII 

 

Es ist festzustellen, dass die Eingaben zu diesem Sachgebiet im Berichtsjahr zurück-

gegangen sind. Ein Grund dafür ist allerdings nicht ersichtlich. 

 

Den größten Teil der Eingaben stellen dabei die Eingaben im Zusammenhang mit der 

Gewährung von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Sozi-

algesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII). Die Probleme, die in diesem Zusammenhang 

geschildert werden, sind denen, die bei der Gewährung des Arbeitslosengeldes II auf-

treten, sehr ähnlich. Dies ist auch dadurch bedingt, dass sich die Vorschriften des 

SGB II und des SGB XII zu großen Teilen entsprechen. Das betrifft insbesondere die 

Unterkunftskosten, die Anrechnung von Einkommen und Vermögen, wobei die Frei-

beträge hier niedriger sind, sowie die Gewährung von einmaligen Beihilfen. 

 

So beklagte beispielsweise eine Petentin, dass nach dem – ihrer Auffassung aus ge-

sundheitlichen Gründen unbedingt notwendigen – Umzug in eine andere Wohnung 

die tatsächliche Miete nicht mehr berücksichtigt sowie die Übernahme der Umzugs-

kosten abgelehnt wurde. Es stellte sich heraus, dass die Petentin die Kreisverwaltung 

erst nach der Kündigung ihrer alten Wohnung und dem Abschluss des neuen Miet-

vertrags über die Umzugsabsichten informierte. Da die Kosten für die neue Wohnung 

über den Angemessenheitskriterien lagen und auch die Notwendigkeit des Umzugs 

nicht nachgewiesen werden konnte, konnte dem Anliegen nicht entsprochen werden.  

 

Wie bei allen Sozialhilfeleistungen ist darauf hinzuweisen, dass diese nur gewährt 

werden können, solange ein Bedarf besteht. Sonst kann es passieren, dass eine Lei-

stung, wie im Folgenden geschildert, nicht gezahlt wird. Eine Petentin hatte die Über-

nahme von Kosten für die Neben- und die Heizkostenabrechnung des Jahres 2007 

beantragt. Da sie diese jedoch bereits vor Antragstellung beglichen hatte, lehnte die 

Verbandsgemeindeverwaltung die Übernahme der Kosten ab, da keine Notlage mehr 

gegeben war, die hätte beseitigt werden müssen. 

 

Auch können Leistungen nur gezahlt werden, wenn den Leistungsträgern alle erheb-

lichen Tatsachen bekannt gegeben bzw. diese Leistungen überhaupt beantragt wer-

den. So begehrte ein Petent die Zuerkennung eines Mehrbedarfs, nachdem ihm das 

Merkzeichen „G“ im Schwerbehindertenausweis zuerkannt worden war. Dieser Mehr-

bedarf wäre ihm auch von der Stadtverwaltung gewährt worden, allerdings erst ab 
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dem Zeitpunkt, ab dem er dies dort mitgeteilt hatte. Da er diesen – neuen – Ausweis, 

der ihm allerdings schon mehrere Monate vorlag, erst im Rahmen des Petitionsver-

fahrens vorlegte und der Petent zu diesem Zeitpunkt bereits aus der Stadt weggezo-

gen war, sah die Stadtverwaltung keine Möglichkeit mehr, ihm den Mehrbedarf nach-

träglich zu zahlen.  

 

Oftmals schildern Bürgerinnen und Bürger ihre Lebenssituation und bitten um Aus-

kunft, ob der Bürgerbeauftragte ihnen helfen kann bzw. ob ihnen von staatlicher Seite 

überhaupt geholfen werden kann. In diesen Fällen gibt der Bürgerbeauftragte – so-

weit es ihm nach der geschilderten Notlage möglich ist – Hinweise, welche Leistun-

gen möglicherweise beantragt werden können oder an welche Stellen sich die Bürge-

rinnen und Bürger wenden können. Sofern dies nicht möglich ist, bittet er, wenn dies 

geboten erscheint, auch bei den örtlichen Verwaltungen darum, dass sich eine Mitar-

beiterin bzw. ein Mitarbeiter des Sozialdienstes mit den Betroffenen in Verbindung 

setzt, um gegebenenfalls bestehende Hilfsmöglichkeiten zu besprechen. Oft können 

in diesen Gesprächen dann entsprechende Hinweise gegeben werden.  

 

Allerdings gibt es auch Fälle, in denen die gewünschte Hilfe nicht erfolgen kann. So 

begehrte ein Vater Hilfe für seinen erwachsenen 30 Jahre alten Sohn, der obdachlos 

und drogensüchtig ist, dass dieser zwangseingewiesen wird, um entsprechende Hil-

fen zu erhalten. Die zuständige Kreisverwaltung sah jedoch keine Möglichkeit zu hel-

fen, da der „Freiheitsentzug als Selbstschutz“ in der Form, wie sich der Petent dies 

für seinen Sohn vorstellt, rechtsstaatlich nicht möglich ist. Eine Hilfe gegen den Willen 

des Sohnes durch eine Unterbringung in einem geschlossenen psychiatrischen Kran-

kenhaus wäre nur bei einer konkreten Eigen- und/oder Fremdgefährdung möglich, die 

allein aufgrund einer Obdachlosigkeit oder auch des exzessiven Drogenkonsums 

nicht gegeben ist. So sehr der Wunsch des Vaters zu verstehen ist, konnte ihm in 

dieser Hinsicht leider nicht geholfen werden.  

 

Weitere Eingaben betrafen den Bereich der Hilfe zur Pflege in Altenheimen sowie 

damit im Zusammenhang stehende Ersatzansprüche beispielsweise gegen die Kin-

der der Pflegebedürftigen. So wandte sich ein Petent an den Bürgerbeauftragten, 

dessen Mutter bis zu ihrem Tod im Pflegeheim war, wobei die nicht gedeckten Heim-

pflegekosten durch die zuständige Kreisverwaltung übernommen worden waren, da 

ein seiner Mutter zustehendes Nießbrauchsrecht auf die Kreisverwaltung übergeleitet 

wurde. Er konnte die Überleitung des Anspruchs auf eine Geldrente aus diesem 
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Nießbrauchsrecht nicht nachvollziehen, da er durch die Nichtinanspruchnahme kei-

nen Vorteil für sich sah. Es stellte sich dann heraus, dass die Kreisverwaltung wegen 

der späten Überleitung diesen Anspruch nur für einen Monat fordern konnte. Nach-

dem dem Petenten die Zusammenhänge erläutert wurden, einigte er sich mit der 

Kreisverwaltung auf die Höhe des zu zahlenden Betrags. 

 

In einem weiteren Fall beklagte eine Petentin, dass das ihr zur Verfügung stehende 

Einkommen nicht zum Leben ausreiche, nachdem sich ihr Ehemann im Pflegeheim 

befindet. Die Rente ihres Ehemannes von rund 2.100 € sowie die Leistungen der 

Pflegeversicherung reichen jedoch nicht aus, um die Kosten des Pflegeheims und die 

Kosten des Lebensunterhalts der Petentin in voller Höhe abzudecken. Von der Rente 

ihres Ehemannes muss die Petentin daher einen Kostenbeitrag zu den Heimpflege-

kosten zahlen, während die restlichen Kosten vom Sozialhilfeträger bezahlt werden. 

Ihr selbst verbleibt nur ein sogenannter Garantiebetrag zur Sicherung des Lebensun-

terhalts und der Unterkunftskosten. Die zuständige Kreisverwaltung wies darauf hin, 

dass dieser nur vorläufig festgesetzt wurde, da die Petentin verschiedene entschei-

dungserhebliche Unterlagen nur zögerlich vorlegt. Auch Empfehlungen zur Reduzie-

rung ihrer Kosten stehe sie nicht aufgeschlossen gegenüber, zumal sie mit der Heim-

unterbringung ihres Ehemannes offensichtlich nicht einverstanden ist und die geän-

derte Einkommenssituation nur schwer akzeptiert.  

 

Daneben betrafen die Eingaben zu diesem Sachgebiet Fälle, in denen Bürgerinnen 

und Bürger beispielsweise die Gewährung von Krankenhilfeleistungen, die Gewäh-

rung von Akteneinsicht oder die Übernahme von Mietschulden begehrten.  

 

 

6 Wirtschaftsordnung 

6.1 Wirtschaftsförderung 

6.2 Wirtschaftsordnung 

6.3 Fremdenverkehr 

 

 

Bei den Eingaben zu diesen Sachgebieten ist gegenüber dem vorherigen Berichts-

zeitraum keine nennenswerte Veränderung festzustellen, sodass sich die Zahl der 

Eingaben nach wie vor auf niedrigem Niveau bewegt. 

Nur beispielhaft seien folgende Anliegen genannt: 
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Eine Bürgerin begehrte die Renovierung und Wiedereröffnung eines bereits vor Jah-

ren geschlossenen Schwimmbads. Die zuständige Stadtverwaltung hatte sich seit der 

Schließung des Hallenschwimmbads - allerdings bislang vergeblich - um einen Inves-

tor bemüht, der das Schwimmbad erwirbt und anschließend privat betreibt. Ein eige-

ner Betrieb durch die Stadt scheidet angesichts der Finanzlage aus. Dabei hatte sich 

die Bürgerin engagiert für die Wiedereröffnung des Schwimmbads eingesetzt und der 

Stadt Kontakte vermittelt. Allerdings stellte sich bei allen von der Bürgerin vermittelten 

Kontakten heraus, dass die Gesprächspartner kein Interesse hatten, dass Schwimm-

bad als Investor zu erwerben.  

 

Danken möchte der Bürgerbeauftragte dem Schlichter der rheinland-pfälzischen 

Sparkassenorganisation, Herrn Dr. jur. Christian Rosskopf, der sich auch - wie bereits 

in den Vorjahren - im vergangenen Jahr engagiert und erfolgreich für die unterschied-

lichsten Belange von Bürgerinnen und Bürgern eingesetzt hat.  

 

So machte ein Petent geltend, ihm bzw. seiner Ehefrau seien bei der Auszahlung eines 

Geldbetrags in Höhe von 30.000,00 € durch eine Sparkasse lediglich 29.500,00 € und da-

mit 500,00 € zu wenig ausgezahlt worden. Gemerkt habe er dies jedoch erst am nächsten 

Tag, als er von dem Geld ein Auto kaufen wollte. Der Schlichter der rheinland-pfälzischen 

Sparkassenorganisation ermittelte, dass zum einen kein Kassenfehlbetrag festgestellt wor-

den war und zum anderen der Empfang der 30.000,00 € durch die Ehefrau quittiert wurde. 

Ein vorwerfbares Verhalten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Sparkasse konnte im 

Hinblick auf diese Umstände nicht festgestellt werden. Trotzdem konnte dem Petenten ein 

Schlichtungsvorschlag dahingehend gemacht werden, dass ihm die Sparkasse ohne Aner-

kennung einer Rechtspflicht einen Betrag in Höhe von 250,00 € erstattet. Der Petent hat 

diesen Vorschlag angenommen.  

 

 

6.4 Wohnungsbauförderung 

6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 

6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wo hnungswesen 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesen Sachgebieten ist gegenüber dem Vorjahr nahezu 

identisch und bewegt sich nach wie vor auf geringem Niveau.  
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Nur beispielhaft sei eine Eingabe erwähnt, mit der eine Petentin Fragen zu finanziel-

len Zuschüssen für eine Altbausanierung gestellt hat. Dabei ging es ihr insbesondere 

um Zuschüsse für eine Dacheindeckung und -dämmung. Nach Einschaltung der zu-

ständigen Kreisverwaltung konnten der Petentin die Voraussetzungen für eine Förde-

rung und die richtige Verfahrensweise genannt werden. Darüber hinaus konnten der 

Petentin Ansprechpartner benannt werden, an die sie sich bei weiteren Fragen wen-

den kann.  

 

 

6.7 Steuern 

 

Im Sachgebiet 6.7 ist die Zahl der Eingaben gegenüber dem Vorjahr gesunken, was 

aber unter anderem darin begründet ist, dass sich im letzten Berichtszeitraum zahl-

reiche Petentinnen und Petenten im Zusammenhang mit der Erhöhung der Kraftfahr-

zeugsteuer an den Bürgerbeauftragten gewandt hatten.  

 

Ein besonderer Schwerpunkt bei den Eingaben der Bürgerinnen und Bürger ist im 

Gegensatz zum letzten Berichtszeitraum nicht ersichtlich. Vielmehr umfassten die 

Eingaben im Berichtszeitraum die gesamte Bandbreite der steuerlichen Fragestellun-

gen und Probleme. 

 

Auch in diesem Berichtsjahr hat sich die bereits in den Vorjahren gute und kooperati-

ve Zusammenarbeit mit den Finanzbehörden des Landes Rheinland-Pfalz fortgesetzt.  

 

So beanstandete beispielsweise in einem Fall ein Petent die von seinem Finanzamt 

festgesetzten Steuervorauszahlungen. Als dann aber Kosten für eine Zahnbehand-

lung der Tochter als außergewöhnliche Belastungen anerkannt wurden, ergab sich, 

dass keine Steuervorauszahlung mehr zu erheben war und der Vorauszahlungsbe-

scheid wurde entsprechend geändert.  

 

Auch in einer anderen Eingabe zeigte sich, dass die Finanzbehörden durchaus sehr 

kooperativ sind und versuchen, den Belangen der Bürgerinnen und Bürger weitest-

gehend Rechnung zu tragen. Ein Bürger wandte sich an den Bürgerbeauftragten und 

beanstandete noch ausstehende Einkommensteuerbescheide und begehrte gleich-

zeitig eine Fristverlängerung für die Abgabe einer Einkommensteuerklärung. Im Laufe 
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des Petitionsverfahrens hat das Finanzamt die begehrte Fristverlängerung gewährt 

und die noch ausstehenden Einkommensteuerbescheide erlassen.  

 

Zeigten sich die Finanzbehörden zwar durchweg bereit, den Petentinnen und Peten-

ten zu helfen, so kann jedoch nicht allen Wünschen entsprochen werden. So begehr-

te ein Petent die Berücksichtigung von Kosten einer Kurreise seiner Tochter als au-

ßergewöhnliche Belastung bei der Einkommensteuererklärung. Die Tochter leidet an 

einer chronischen Schmerzerkrankung, wobei sich der Zustand während mehrerer 

Kuraufenthalte auf Lanzarote offensichtlich verbessert hatte. Voraussetzung für eine 

Anerkennung als außergewöhnliche Belastung ist jedoch nach den vom Ministerium 

der Finanzen getroffenen Feststellungen, dass die Kurreise zur Heilung oder Linde-

rung nachweislich notwendig ist, wobei der Nachweis der Notwendigkeit grundsätz-

lich durch ein vor Antritt der Kurreise zu erbringendes amtsärztliches Gutachten zu 

führen ist. Dadurch sollen auch angesichts der schwierigen Abgrenzung zu Erho-

lungsreisen Missbräuche verhindert werden. Nur in Ausnahmefällen, ein solcher lag 

nicht vor, reicht auch ein nachträgliches Gutachten.  

 

Bedauerlicherweise nicht geholfen werden konnte einem Ehepaar, das die steuerli-

che Anerkennung von Kinderbetreuungskosten begehrte. Die Petenten kümmern sich 

um ihr Enkelkind, da ihre alleinerziehende Tochter noch studiert. Mutter und Kind 

leben im Haushalt der Petenten. Eine Überprüfung der Angelegenheit ergab, dass 

eine Anerkennung von Kinderbetreuungskosten nur für leibliche Eltern oder Pflegeel-

tern in Betracht kommt. Zur Begründung wurde angeführt, dass Großeltern nicht die 

primären Pflege- und Obhutspflichten wie leiblichen Eltern oder Pflegeeltern obliegen. 

Nur in solchen Fällen aber sehen die einschlägigen gesetzlichen Regelungen des 

Einkommensteuergesetzes Begünstigungen vor. Da nach dem Ergebnis der Ermitt-

lungen eine Lösung nur in einer Änderung des Einkommensteuergesetzes zu sehen 

ist, wurde den Petenten angeboten, sich diesbezüglich für sie beim Petitionsaus-

schuss des Deutschen Bundestages einzusetzen.    

 

Nicht selten dienen die vom Bürgerbeauftragten veranlassten Ermittlungen auch dem 

Zweck, Petentinnen bzw. Petenten das jeweilige Verwaltungshandeln bzw. die in 

Frage stehende Entscheidung nochmals nahe zu bringen und zu erläutern. Manch-

mal ist es jedoch auch trotz noch so großer Bemühungen nicht möglich, eine be-

stimmte Entscheidung zu erklären. So wandte sich ein Petent im Zusammenhang mit 

der Erhöhung eines Grundsteuermessbetrags an den Bürgerbeauftragten. Für den 
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Petenten war der Bescheid nicht nachvollziehbar und er stellte zahlreiche Fragen. Im 

Laufe des Petitionsverfahrens wurde dem Petenten der in Frage stehende Bescheid 

mehrfach unter Angabe der einschlägigen Rechtsgrundlagen erklärt. Auch vom Pe-

tenten gestellte Fragen wurden seitens des Finanzamts ausführlich erläutert. Aller-

dings machte der Petent nach wie vor geltend, er verstehe den Bescheid nicht.  

 

Bereits im letzten Jahresbericht wurden Eingaben von ehrenamtlichen Betreuerinnen 

und Betreuern angesprochen, die sich wegen der Besteuerung ihrer Aufwandsent-

schädigung an den Bürgerbeauftragten gewandt hatten. Die damaligen Ermittlungen 

durch den Bürgerbeauftragten ergaben, dass entgeltlich ausgeübte Tätigkeiten 

grundsätzlich der Einkommensteuerpflicht unterliegen, selbst dann, wenn die Vergü-

tung als Aufwandsentschädigung bezeichnet wird oder im Verhältnis zu der geleiste-

ten Arbeit sehr gering ist. Nunmehr konnte erfreulicherweise festgestellt werden, dass 

sich etwas bewegt hat.  

 

Die Landesregierung hat sich nach Auskunft des Ministeriums der Finanzen im Bun-

desrat für steuerliche Erleichterungen zu Gunsten der ehrenamtlichen Betreuerinnen 

und Betreuer eingesetzt. Als Ergebnis ist festzuhalten, dass die Vorschrift des § 3 Nr. 

26 a Einkommensteuergesetz auf die ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuer für 

anwendbar erklärt wird, sodass ihnen nunmehr ein Freibetrag in Höhe von 500,00 € 

pro Jahr, statt wie bisher 256,00 €, eingeräumt werden kann.  

 

Der Bürgerbeauftragte begrüßt diese Regelung ausdrücklich, da sie seines Erachtens 

ein erster Schritt in die richtige Richtung darstellt. Wünschenswert wäre aber, wenn 

weitere Schritte folgen. Da viel über die Bedeutung des Ehrenamts gesprochen wird, 

wäre dies eine weitere Anerkennung. 

 

Darüber hinaus ist nach derzeitigem Kenntnisstand beabsichtigt, die ehrenamtlichen 

Betreuerinnen und Betreuer den Übungsleiterinnen und Übungsleitern gleichzustel-

len, mit der Folge, dass ihnen dann ein Freibetrag in Höhe von 2.100,00 € gewährt 

werden kann. Dabei bleibt der Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens abzuwarten. 

 

Die eingangs erwähnte gute Zusammenarbeit mit den Finanzbehörden wurde auch 

durch das Ergebnis einer durchgeführten Bürgerumfrage bestätigt. Entsprechend 

einer Pressemitteilung des Ministeriums der Finanzen im Juli 2008 hat eine Umfrage 

im Mai 2008, an der 14.554 rheinland-pfälzische Bürgerinnen und Bürger teilgenom-
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men haben, ergeben, dass die rheinland-pfälzischen Finanzämter eine Durchschnitts- 

(Schul-) note von 1,53 bekommen, während die Durchschnittsnote im Jahr 2002 noch 

1,93 betrug. Damit zeigten die Anstrengungen der Finanzverwaltung, die Bürger-

freundlichkeit zu verbessern und den Service-Charakter auszubauen, offensichtlich 

Wirkung. Die den teilnehmenden Bürgerinnen und Bürgern gestellten Fragen reichten 

von „Wie zufrieden sind Sie mit den Öffnungszeiten?“ bis „Hat sich die Bearbeite-

rin/der Bearbeiter ausreichend mit Ihrem Anliegen auseinandergesetzt?“. Nach Aus-

kunft des Ministeriums der Finanzen gab es bei der Frage „Wie verhielten sich die 

Beschäftigten des Finanzamts Ihnen gegenüber?“ die besten Noten, wogegen die 

Bürgerinnen und Bürger bei der Erreichbarkeit des Finanzamts mit öffentlichen Ver-

kehrsmitteln am unzufriedensten waren. 

 

Ein Beispiel, das Schule machen sollte. Bravo Finanzverwaltung.  

 

 

7 Kultur 

7.1 Schulische Angelegenheiten 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Vergleich zum Vorjahr erheblich 

gestiegen. Dabei betreffen die Eingaben insbesondere Beschwerden über Lehrerin-

nen und Lehrer, die Aufnahme an einer bestimmten Schule, das Ermöglichen einer 

Nachprüfung oder aber auch die Eintragung einer Anmerkung im Zeugnis. Auch El-

tern, die Informationen über die neue Grundschulordnung begehrten, wandten sich 

an den Bürgerbeauftragten.  

 

Wie bereits schon im Vorjahr bilden Eingaben zum Bereich der Schülerbeförderung 

einen Schwerpunkt in diesem Sachgebiet. Dabei begehren Eltern die Übernahme der 

Kosten der Schülerbeförderung oder es geht um die Beförderung von Schülerinnen 

und Schülern zur Schule. Bei bestehenden Beförderungsangeboten kommt es immer 

wieder zu Problemen mit langen Fahrzeiten, was auch vor dem Hintergrund, dass 

immer mehr Schülerinnen und Schüler Ganztagsschulen besuchen, an Bedeutung 

gewinnt. Die Ermittlungen haben ergeben, dass Umsteigeverbindungen, die maßgeblich 

zu langen Fahrzeiten beitragen, insbesondere in ländlichen Gegenden üblich sind. Eine 

solche Schulbusverbindung führte in einem Fall dazu, dass das Kind einer Petentin mon-

tags bis donnerstags 10 Stunden und 15 Minuten und damit länger als manche Vollzeit-

beschäftigte bzw. mancher Vollzeitbeschäftigter außer Haus ist, wie die Petentin feststell-
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te. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die Verwaltung die Schulbusbeförderung für das 

laufende Schuljahr aus dem ÖPNV genommen und befördert die Schülerinnen und 

Schüler nunmehr so, dass sie nicht mehr umsteigen müssen. 

 

In einem besonders tragischen Fall wandten sich die Eltern einer während einer 

Schulveranstaltung schwer verunglückten jungen Frau an den Bürgerbeauftragten mit 

der Bitte, sie bei den zahlreichen Problemen im Zusammenhang mit dem Unfall der 

Tochter zu unterstützen. Die 16-jährige Tochter hatte durch den Unfall schwere Ver-

letzungen mit entsprechenden gesundheitlichen Folgen erlitten und muss nach wie 

vor medizinisch behandelt bzw. operiert werden. Wegen zahlreicher Folgeprobleme 

baten die Eltern den Bürgerbeauftragten um Hilfe, wobei es unter anderem um die 

Übernahme von Kosten rund um die Behandlung der Tochter, Kosten für Nachhilfe-

unterricht, Fahrtkosten, Reha-Maßnahmen, der Organisation des Schulunterrichts  

– gesundheitlich bedingt fehlte die Tochter für längere Zeit in der Schule – sowie wei-

teren Problemen helfen. Nachdem die Staatsanwaltschaft Trier zunächst ein Ermitt-

lungsverfahren eingestellt hatte, hat sie die Ermittlungen nach einem Gespräch mit 

den Petenten, das vom Bürgerbeauftragten vorgeschlagen worden war, mit der Be-

gründung eines besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung wieder 

aufgenommen. Die Ermittlungen sind derzeit aber noch nicht abgeschlossen. Danken 

möchte der Bürgerbeauftragte in diesem Zusammenhang insbesondere der Unfall-

kasse Rheinland-Pfalz, die sich während der gesamten Zeit als kompetente An-

sprechpartnerin erwiesen und stets konstruktiv an Lösungen mitgearbeitet hat. Der 

Unfall wurde auch zum Anlass für einen Selbstaufgriff des Bürgerbeauftragten ge-

nommen, der bereits auf Seite 37 des Jahresberichts 2007 dargestellt wurde, und in 

dessen Rahmen alle Schulen im betroffenen Landkreis auf etwaige Sicherheitsmän-

gel überprüft wurden.   

 

Auf ein ganz anderes Problem wies ein Petent, gleichzeitig auch Leiter einer Grund-

schule, hin: Das Land Rheinland-Pfalz fördert die Kosten für Mittagessen an Ganz-

tagsschulen. Begünstigte sind Schülerinnen und Schüler, deren Eltern Arbeitslosen-

geld II, Sozialhilfe oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen. 

Für besondere Fälle sieht die Richtlinie für das Mittagessen an Ganztagsschulen über 

einen Sozialfonds eine Härtefallregelung vor. Liegen die Voraussetzungen vor, haben 

Eltern nur 1 € pro Mittagessen zu zahlen. Die bisherige Richtlinie sah eine Förderung 

aber nur für diejenigen Ganztagsschulen vor, die an vier Tagen in der Woche ein 

Ganztagsangebot zu je acht Zeitstunden haben. Schülerinnen und Schüler, die eine 
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Schule besuchen, die z. B. nur einen Unterricht von sieben Zeitstunden an vier Tagen 

in der Wochen haben, fielen so „aus dem Raster“. Vor dem Hintergrund, dass durch 

die Förderung aber gewährleistet werden soll, dass finanziell weniger leistungsfähige 

Schülerinnen und Schüler am gemeinsamen Mittagessen teilnehmen können, wurde 

die Richtlinie im Laufe des Petitionsverfahrens dahingehend geändert, dass nunmehr 

für das Mittagessen an allen Ganztagsschulen – ohne eine Begrenzung auf eine be-

stimmte Wochenstundenzahl – eine Förderung möglich ist. 

 

Der Bürgerbeauftragte begrüßt die Änderung der oben genannten Richtlinie, weil die-

se für die Betroffenen eine Erleichterung darstellt. 

 

 

7.2 Weiterbildung 

7.3 Hochschulwesen 

 

Auch in diesem Berichtsjahr waren nur wenige Eingaben zu diesen Sachgebieten zu 

verzeichnen.  

 

Als Beispiel sei folgender Fall erwähnt: Ein Petent, der zurzeit im Rahmen seiner Be-

amtenausbildung für die Laufbahn des gehobenen Dienstes die Fachhochschule für 

öffentliche Verwaltung in Mayen besucht und im Anschluss daran ein Jurastudium an 

der Universität Trier beabsichtigt, begehrte Auskunft darüber, ob er dann mit Studien-

beiträgen zu rechnen habe. Die Ermittlungen haben ergeben, dass die Ausbildung 

zum Diplom-Verwaltungswirt (FH) ein Erststudium ist, mit der Folge, dass er ab dem 

ersten Semester Studienbeiträge zu zahlen hat. Daraufhin wandte der Petent ein, 

dass ihm für sein Erststudium doch zumindest ein Studienkonto eingerichtet werden 

müsste, dessen Restguthaben er beim Zweitstudium einsetzen könne. Die weiteren 

Ermittlungen haben ergeben, dass die Studierenden an der Fachhochschule für öf-

fentliche Verwaltung bereits von der Studienbeitragspflicht ausgenommen sind. Dem-

entsprechend erhalten sie auch kein Studienkonto, wobei sie aufgrund beamtenrecht-

licher Vorschriften auch keine Möglichkeit haben, durch ein zügiges Erststudium ein 

Restguthaben zu erwirtschaften. Der Anreiz für ein zügiges Erststudium ist auch einer 

der Gründe für die Einrichtung eines Studienkontos.  
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7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. 

 

Dabei betraf der größte Teil den Bereich der Rundfunkgebühren. In vielen Fällen 

reicht es für eine Klärung des Anliegens bereits aus, wenn den Bürgerinnen und Bür-

gern die genauen Regelungen des Rundfunkgebührenstaatsvertrages zur Anmeldung 

und Abmeldung von Rundfunkempfangsgeräten, den Mitwirkungspflichten und den 

Befreiungsmöglichkeiten dargelegt werden.  

 

Vielfach ist Anlass für diese Eingaben der Besuch eines Rundfunkgebührenbeauf-

tragten, der nach dem Besuch eine Anmeldung der Rundfunkgeräte veranlasst, mit 

der die betroffenen Bürgerinnen und Bürger nicht einverstanden sind. Dabei wird ge-

rade bei Telefongesprächen immer wieder deutlich, dass sich Bürgerinnen und Bür-

ger offensichtlich über die Rundfunkgebührenpflicht und ihre Mitwirkungspflichten 

nicht bzw. nicht ausreichend im Klaren sind.  

 

In einem Fall beklagte ein Petent die rückwirkende Anmeldung seines Autoradios 

durch einen Gebührenbeauftragten, da er in dieser Zeit noch Auszubildender war, 

was seiner Ansicht nach berücksichtigt werden müsste. In diesen Fällen ist jedoch zu 

beachten, dass Auszubildende, die über eigenes Einkommen verfügen, das über dem 

einfachen Sozialhilferegelsatz von derzeit 281 € monatlich liegt, ihre Rundfunkgeräte 

anmelden müssen. Da er jedoch als Auszubildender über ein höheres Einkommen 

verfügte, waren auch die rückwirkende Anmeldung des Autoradios sowie die Nach-

forderung der Gebühren nicht zu beanstanden. 

 

Einen Schwerpunkt stellten Eingaben dar, in denen die Betroffenen ihre Rundfunkge-

räte nach eigener Aussage abgemeldet und daher auch keine Rundfunkgebühren 

mehr gezahlt haben und danach umgezogen sind. Später stellte sich dann heraus, 

dass bei der GEZ keine Abmeldung vorlag oder die Abmeldung nicht durchgeführt 

werden konnte und die betroffenen Bürgerinnen und Bürger eine Gebührennachfor-

derung für einen längeren Zeitraum erhielten. In diesen Fällen müssen die Betroffe-

nen den Zugang der Abmeldung bei der GEZ bzw. den tatsächlichen Grund für die 

Abmeldung nachweisen. Eine Abmeldung, bei der als Grund „aus finanziellen Grün-

den“, „defekter Fernseher“ oder „Umzug in ein Altenheim“ angeführt wird, wird von 

der GEZ nicht ausgeführt. Grund der Abmeldung kann nur sein, dass kein Rundfunk-
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gerät mehr zum Empfang bereitgehalten wird und dies der GEZ bzw. der Rundfunk-

anstalt auch angezeigt wird.  

 

Ein anderer großer Teil der Eingaben betrifft die Befreiung von der Rundfunkgebüh-

renpflicht. Dabei ist Voraussetzung, dass von den Betroffenen ein Antrag gestellt 

wird, da die Befreiung erst ab dem Ersten des Monats erfolgt, der auf den Monat 

folgt, in dem der Antrag gestellt wird. Dabei kommt es auf den Zeitpunkt an, wann der 

Antrag bei der GEZ eingeht. Sofern gerade in den Fällen der Bewilligung von Sozial-

leistungen wie beim Arbeitslosengeld II der Bescheid noch nicht rechtzeitig vorliegt, 

sieht der Antrag die Möglichkeit vor, die Befreiung vorsorglich zu beantragen und den 

Bescheid dann nachzureichen. Darauf weist auch der Bürgerbeauftragte immer wie-

der hin. So wurde beispielsweise einer Petentin erst mit Urteil des Sozialgerichts vom 

Oktober 2008 rückwirkend ab April 2006 Arbeitslosengeld II bewilligt. Sie wollte nun 

für diese Zeit auch die rückwirkende Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht er-

reichen. Da sie sich jedoch erstmals im Oktober 2006 an die GEZ wandte und nach 

Befreiungsmöglichkeiten nachfragte, war laut SWR erst ab November 2006 eine Be-

freiung möglich. Die Petentin hätte also in diesem Fall mit der Antragstellung auf Ar-

beitslosengeld II auch einen vorsorglichen Befreiungsantrag stellen müssen.  

 

Auch in diesem Jahr begehrten wieder Bürgerinnen und Bürger eine Befreiung von 

der Rundfunkgebührenpflicht aufgrund geringen Einkommens. Wie bereits in den 

vergangenen Jahren ausführlich dargestellt, ist die Befreiung von der Rundfunkge-

bührenpflicht seit dem 1. April 2005 an die Vorlage von Bescheiden über den Bezug 

von Sozialleistungen oder das Merkzeichen „RF“ im Schwerbehindertenausweis ge-

knüpft. Eine eigenständige Bedarfsberechnung findet hingegen nicht mehr statt. So 

beanstandete ein Vater, dass seine Tochter keine Befreiung erhielt, da sie aufgrund 

eines Studienplatzwechsels und dem Erfordernis, eine für den Studiengang notwen-

dige Fremdsprache zu erlernen, den geforderten Leistungsstand nicht nachweisen 

konnte und daher keine BAföG-Leistungen erhielt. Auch das Angebot des Vaters, der 

GEZ die notwendigen Berechnungen darzulegen, um die Bedürftigkeit seiner Tochter 

nachzuweisen, führte nicht zu einer Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht.  

 

Um die Befreiungsvoraussetzungen ging es auch in einer weiteren Eingabe. Ein Bür-

ger begehrte, dass ausländische Studentinnen und Studenten, die über keinerlei ge-

regelte Einkünfte verfügen und ihren Lebensunterhalt und das Studium nur durch 

Nebentätigkeiten und Ferienjobs sicherstellen, als weitere Personengruppe, die von 
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der Rundfunkgebührenpflicht befreit werden kann, in den Rundfunkgebührenstaats-

vertrag aufgenommen werden. Die Staatskanzlei hatte zunächst darauf hingewiesen, 

dass die Ministerpräsidenten der Länder sich derzeit grundsätzlich mit der Zukunft 

der Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten beschäftigen, ange-

sichts der zu erwartenden grundsätzlichen Neuausrichtung der künftigen Finanzie-

rung zum jetzigen Zeitpunkt jedoch keine Änderungen der geltenden Befreiungsbe-

stimmungen vorgenommen werden sollten. Auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten 

hat der Petitionsausschuss beschlossen, die Eingabe an die Landesregierung zur 

Erwägung zu überweisen; die Landesregierung solle prüfen, ob sie sich bei zukünfti-

gen Änderungen des Rundfunkgebührenstaatsvertrages auch für den oben genann-

ten Personenkreis einsetzt. Die Landesregierung hat daraufhin die Bereitschaft er-

klärt, diese Fallkonstellation zu gegebener Zeit nochmals in die Beratungen auf Län-

derebene einzubringen.  

 

Positiv abgeschlossen werden konnten die bereits im Jahresbericht 2007 erwähnten 

Eingaben, in denen sich die Bürgerinnen und Bürger gegen die ganzjährige Forde-

rung von Rundfunkgebühren für ihre Ferienwohnung wandten. Der Bürgerbeauftragte 

hatte sich im Rahmen eines Selbstaufgriffs für eine Änderung des Rundfunkgebüh-

renstaatsvertrages bzw. eine Fortführung der früheren Praxis eingesetzt, da diese 

Änderung vor allem zu einer Benachteiligung von Eigentümerinnen und Eigentümern 

von nur einer Ferienwohnung führte. Auf Vorschlag der Bundesländer haben die Lan-

desrundfunkanstalten die Einführung einer Kulanzregelung zum 1. Januar 2008 be-

schlossen, nach der unter bestimmten Voraussetzungen eine saisonale Freistellung 

von der Rundfunkgebührenpflicht beantragt werden kann. So muss insbesondere die 

Schließung des kompletten Betriebs für mindestens drei Kalendermonate glaubhaft 

gemacht werden.  

 

Daneben sind in diesem Sachgebiet auch Eingaben zu bearbeiten, die nicht mit der 

Erhebung von Rundfunkgebühren im Zusammenhang stehen. So störte sich eine Pe-

tentin daran, dass in der Sendung „Report Mainz“ im Dezember 2007 ein Beitrag zum 

Thema „Schächten“ aus dem Programm genommen worden war. Die Entscheidung, 

welche Beiträge in welcher Sendung aufgenommen werden, wird durch die Redaktion 

getroffen. Dabei unterliegen sowohl die redaktionelle Auswahlentscheidung als auch 

die Programmgestaltung keinerlei Rechtsaufsicht und sind damit einer staatlichen 

Einflussnahme entzogen. Sie sind allein Sache des Senders. Hierauf musste auch 
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ein weiterer Petent hingewiesen werden, der beklagte, dass in den Sendungen des 

SWR der katholische Glaube nicht ausreichend vermittelt bzw. verkündet wird.  

 

 

7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten 

 

Zu diesem Sachgebiet gab es im Berichtsjahr keine Eingabe. 

 

 

7.6 Kinder-, Jugend- und Personensorge 

 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet sind gegenüber dem Vorjahr leicht gestiegen. 

Auch in diesem Berichtsjahr betrafen die Eingaben die unterschiedlichsten Bereiche, 

die im Zusammenhang mit der Kinder-, Jugend- und Personensorge stehen. 

 

Immer wieder erreichen den Bürgerbeauftragten Eingaben, in denen sich Bürgerin-

nen und Bürger von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Jugendämter benachteiligt 

oder einfach nicht richtig verstanden fühlen. Ein Schwerpunkt liegt wie im Vorjahr bei 

Streitigkeiten über den Umgang mit Kindern oder Enkelkindern. Dabei sind die Ju-

gendämter regelmäßig sehr bemüht zu vermitteln, wobei sich ihr Handeln am Wohl 

der Kinder zu orientieren hat.  

 

Auch zum Bereich der Beistandschaft zur Geltendmachung und Durchsetzung von 

Unterhaltsansprüchen von Kindern gab es in 2008 wieder Petitionen. Nur beispielhaft 

sei ein Fall erwähnt, in dem eine Petentin eine aus ihrer Sicht nicht angemessene 

Bearbeitung ihrer Angelegenheit durch das Jugendamt beanstandete. Die Ermittlun-

gen ergaben, dass der unterhaltspflichtige Vater selbständig gewesen war. Aufgrund 

erheblicher Forderungsausfälle, die in zunehmenden Zahlungsschwierigkeiten mün-

deten, hatte dieser das Insolvenzverfahren beantragt. Eine zwischenzeitlich durch 

das Jugendamt beantragte Sachpfändung wie auch ein Antrag auf Abgabe der eides-

stattlichen Versicherung blieben erfolglos, weil der Vater nach unbekannt verzogen 

war. Daraufhin hatte das Jugendamt Strafanzeige wegen Verletzung der Unterhalts-

pflicht gestellt. Das Verfahren wurde von der Staatsanwaltschaft wegen Leistungsun-

fähigkeit des Vaters eingestellt. Eine Kontopfändung führte allerdings dazu, dass sein 

Konto aufgelöst und das Guthaben an die Petentin überwiesen werden konnte. 

Nachdem der Vater sodann Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach 
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dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) erhielt, ging das Jugendamt zunächst 

davon aus, dass er dem Grunde nach ebenfalls nicht leistungsfähig sei. Nachträglich 

hat sich dann allerdings herausgestellt, dass der Vater im Laufe des Arbeitslosengeld 

II-Bezugs ins europäische Ausland umgezogen ist und mittlerweile auch einer Be-

schäftigung nachgeht. Allerdings war der Arbeitgeber nicht bekannt. Im Hinblick auf 

die Insolvenz des Vaters wie auch aufgrund des Umstands, dass er sich nunmehr im 

Ausland aufhält, stellt sich die Durchsetzung der Unterhaltsansprüche trotz der aus 

Sicht des Jugendamts geeigneten und erforderlichen Maßnahmen im Ergebnis als 

sehr schwierig dar. So ist es dem Jugendamt durch die Verlegung des Wohnsitzes 

des Vaters ins Ausland derzeit nicht möglich, selbst zu vollstrecken. Im Laufe des 

Petitionsverfahrens ist zudem eines der Kinder volljährig geworden, was bedeutet, 

dass die Beistandschaft kraft Gesetzes endet und es sich nunmehr selbst um seine 

Ansprüche kümmern muss. Das Verwaltungshandeln war im Ergebnis nicht zu bean-

standen. 

 

Einige wenige Eingaben erreichten den Bürgerbeauftragten zum Thema Unterhalts-

vorschussleistungen. So begehrte eine Petentin für das in ihrem Haushalt lebende 

Enkelkind Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz. Nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 

des Unterhaltsvorschussgesetzes hat aber nur das Kind, das bei einem seiner Eltern-

teile lebt, der ledig, verwitwet oder geschieden ist oder von dem Ehegatten dauernd 

getrennt lebt, einen Anspruch auf Unterhaltsvorschuss. Ein Kind lebt dann bei einem 

Elternteil, wenn es mit ihm eine auf Dauer angelegte häusliche Gemeinschaft hat, in 

der es betreut wird. Entscheidend für eine häusliche Gemeinschaft ist daher allein, 

wo das Kind seinen Lebensmittelpunkt hat. Maßgeblich dafür ist zum Beispiel, wer im 

Wesentlichen für Pflege, Essen, Kleidung und für die ordnende Gestaltung des Ta-

gesablaufs sorgt. Aus vorgenannten Gründen sah die Verwaltung keine Möglichkeit, 

Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetzes für das von der Großmutter be-

treute Enkelkind zu gewähren. Bereits an die Mutter des Kindes ausgezahlte Leistun-

gen hatte das Jugendamt zurückgefordert. 

 

Daneben gibt es in diesem Sachgebiet eine Vielzahl unterschiedlichster Eingaben, 

die beispielsweise eine Bewilligung von Leistungen im Rahmen der Jugendhilfe oder 

Fragen im Zusammenhang mit der Unterbringung von Kindern in einer Pflegefamilie 

zum Gegenstand hatten. Weitere Eingaben betrafen den Bereich rund um Kinderta-

gesstätten wie zum Beispiel bei Unstimmigkeiten mit dem Kindergartenbeitrag. Oder 

aber der Bürgerbeauftragte wird bei der Vermittlung eines Kindergartenplatzes um 
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Unterstützung gebeten. Dem Thema Kinderbetreuung wird wegen der auch bei der 

Arbeit des Bürgerbeauftragten zunehmenden Bedeutung im dritten Teil des Jahres-

berichts ein besonderer Platz eingeräumt. 

 

 

7.7 Sport 

 

In diesem Sachgebiet gab es im Berichtsjahr keine Besonderheiten. 

 

 

8 Landwirtschaft und Umwelt 

8.1 Landwirtschaft und Weinbau 

8.2 Jagd, Forst, Fischerei 

8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 

 

Im Sachgebiet 8.1 hat die Zahl der Eingaben im Vergleich zum Vorjahr abgenommen. 

Auch haben sich erheblich mehr Petentinnen und Petenten zum Sachgebiet 8.3 an 

den Bürgerbeauftragten gewandt. Dies ist unter anderem auf Petitionen im Zusam-

menhang mit einem Grundabtretungsbeschluss des Oberbergamts für das Saarland 

und das Land Rheinland-Pfalz zurückzuführen. Im Sachgebiet 8.2 ist die Zahl der 

Eingaben gleich geblieben.  

 

In den Sachgebieten 8.1 und 8.2 gab es keine Besonderheiten. Beispielhaft sei folgender 

Fall erwähnt, in dem der Petent das Verbot von so genannten Frischlingsfallen begehrte. 

Die Ermittlungen haben ergeben, dass Frischlingsfallen seit dem Ausbruch der klassischen 

Schweinepest bei frei lebendem Schwarzwild in der Eifel seit Anfang 1999 eingesetzt wer-

den. Frischlinge sind Hauptträger und -überträger des Schweinepestvirus, weshalb es aus 

Sicht der Verwaltung notwendig ist, diese Altersklasse besonders zu bekämpfen, was mit 

herkömmlichen Jagdmethoden seit Jahren nicht erreicht wird. Auch der Tierschutzbeirat 

Rheinland-Pfalz hat sich im Laufe des Petitionsverfahrens mit dem Thema auseinanderge-

setzt und im Ergebnis dem weiteren Falleneinsatz zugestimmt.  

 

Wie oben bereits erwähnt, wandten sich zahlreiche Petentinnen und Petenten, deren 

Eigentum durch einen Grundabtretungsbeschluss des Oberbergamts für das Land 

Saarland und das Land Rheinland-Pfalz entzogen worden war, an den Bürgerbeauf-

tragten. Zwar haben sie für die Grundstücke als solche eine Entschädigung erhalten. 
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Sie machen aber geltend, dass das Oberbergamt zudem über einen Ausgleich für die 

Bodenschätze wie z.B. Quarz entscheiden müsse. Das Bundesberggesetz sieht dafür 

allerdings keine Rechtsgrundlage vor. Vielmehr muss der Anspruch zivilrechtlich gel-

tend gemacht werden. Soweit die Petentinnen und Petenten im Ergebnis eine Ände-

rung des Bundesberggesetzes begehren, hat sich der Bürgerbeauftragte an den Peti-

tionsausschuss des Deutschen Bundestages gewandt. Bislang liegt kein Ergebnis 

vor. 

 

Auch in diesem Berichtsjahr sind immer wieder Bäume und ihr Laub Gegenstand von 

Eingaben gewesen. Dabei begehren die Petentinnen und Petenten, dass entweder 

ein oder mehrere Bäume gefällt oder zumindest zurückgeschnitten werden. Die Be-

weggründe dafür sind unterschiedlich. So wandte sich eine Petentin fortgeschrittenen 

Alters an den Bürgerbeauftragten, weil sie nicht mehr in der Lage ist, das viele Laub, 

das im Herbst von einem gemeindeeigenen Baum auf ihr Grundstück fällt, zu beseiti-

gen. In einem anderen Fall machte ein Petent geltend, dass er keine Tasse Kaffee 

auf seiner Terrasse trinken könne, ohne dass Samen einer Linde in die Kaffeetasse 

fallen. Je nach Einzelfall kommt aber ein Rückschnitt bzw. ein weiterer Rückschnitt 

nicht in Betracht, weil anderenfalls der Baum nicht überleben würde. Hingegen konn-

te dem Anliegen eines Petenten, drei Ahornbäume zu fällen, nach einer Ortsbesichti-

gung mit der Unteren Landespflegebehörde entsprochen werden. Darüber hinaus 

hatte der Petent auch geltend gemacht, dass die Wurzeln einer Platane Schäden an 

seiner Grundstücksmauer und am Hof verursachen. Insoweit hatte er vorgeschlagen, 

die Platane gegebenenfalls zu versetzen, was die Verwaltung im Hinblick auf deren 

Größe aber ablehnte.  

 

Allerdings erreichten den Bürgerbeauftragten auch Eingaben von Petentinnen und 

Petenten, die sich aus unterschiedlichen Gründen dafür einsetzten, dass die Verwal-

tung Bäume nicht zurückschneidet bzw. nicht fällt. In einem Fall war sie der Auffas-

sung, dass sich ein etwaiger Rückschnitt mehrerer Bäume lärmerhöhend auswirke. 

Hier stellte sich aber im Zuge des Petitionsverfahrens heraus, dass lediglich ein 

Baum zurückgeschnitten werden sollte, weil er in eine Stromleitung hineingewachsen 

war. In einem anderen Fall setzte sich ein Petent aus naturschutzrechtlichen Erwä-

gungen für den Erhalt von Lindenbäumen ein. Nach den von der Unteren Natur-

schutzbehörde getroffenen Feststellungen wiesen die Bäume starke Vitalitätsstörun-

gen auf. Zudem hatte es Probleme mit der Standsicherheit gegeben, sodass dem 

Anliegen des Petenten nicht entsprochen werden konnte.  
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8.4 Katasterwesen 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt auf dem Niveau des Vorjahrs. 

 

Auch dieses Jahr waren Kostenfestsetzungen nach einer Grundstücks- bzw. Gebäu-

deeinmessung Gegenstand von Eingaben. Als Beispiel sei folgender Fall erwähnt: 

Ein Petent hat sein Hausgrundstück im Jahr 1987 erworben. Der Rechtsvorgänger 

hatte seinerzeit keine Einmessung des Anwesens zur Übernahme in das Liegen-

schaftskataster beantragt. Vor diesem Hintergrund veranlasste das zuständige Ver-

messungs- und Katasteramt eine Gebäudeeinmessung von Amts wegen und zog den 

Petenten zu den dafür entstandenen Kosten heran. Nach § 18 des Landesgesetzes 

über das amtliche Vermessungswesen muss nach Errichtung oder Veränderung im 

Grundriss von Gebäuden die Einmessung und die Übernahme in das Liegenschafts-

kataster beantragt werden. Sofern dies nicht erfolgt, kann die Einmessung und Über-

nahme in das Liegenschaftskataster aber auch zu einem späteren Zeitpunkt durch 

die zuständige Vermessungs- und Katasterbehörde auf Kosten derjenigen erfolgen, 

die zum Zeitpunkt der Einmessung das Eigentum innehaben, sodass es nicht zu be-

anstanden war, dass die Kosten gegenüber dem Petenten festgesetzt wurden.  

 

In einem anderen Fall war eine Petentin mit dem im Liegenschaftskataster eingetra-

genen Grundstücksverlauf nicht einverstanden. Ein weiterer Petent bat den Bürger-

beauftragten um Hilfe, weil es Unstimmigkeiten über die Eigentumsverhältnisse an 

dem Grundstück seiner Ehefrau und dem der Nachbarn gibt. Der Eingabe liegt ein 

Sachverhalt zugrunde, der bis ins 19. Jahrhundert zurückreicht. Wegen der Komplexi-

tät der Sachverhalte dauern diese Petitionsverfahren aber noch an. 

 

 

8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 

8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 

 

Im Sachgebiet 8.5 ist gegenüber dem Vorjahr ein starker Anstieg der Eingaben fest-

zustellen, was darin begründet ist, dass sich Ende 2008 zahlreiche Bürgerinnen und 

Bürger aus Nackenheim an den Bürgerbeauftragten wandten. In der Sache unterstüt-
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zen die Petentinnen und Petenten das Anliegen einer Bürgerinitiative, die sich für den 

Abwasser- und Hochwasserschutz in Nackenheim einsetzt.  

 

Der Bürgerbeauftragte hat sich der Anliegen angenommen und in einem ersten 

Schritt ein gemeinsames Gespräch zwischen den Vertretern der Bürgerinitiative und 

den beteiligten Verwaltungen unter Federführung des Ministeriums für Umwelt, Fors-

ten und Verbraucherschutz initiiert. Der Bürgerbeauftragte wird die Entwicklung der 

Angelegenheit weiter beobachten.  

 

Einige Petentinnen und Petenten machten Probleme mit Oberflächenwasser geltend. 

 

So beschwerte sich ein Ehepaar darüber, dass nach einem Straßenausbau Nieder-

schlagswasser auf ihr Grundstück geleitet wird, was seine Ursache ihrer Auffassung 

nach in der Lage einer Entwässerungsrinne hatte. Im Laufe des Petitionsverfahrens 

konnte in einem gemeinsamen Ortstermin mit Vertretern des Landesbetriebs Mobilität 

Cochem und den Petenten eine einvernehmliche Lösung gefunden werden. 

 

Ein ähnliches Problem hatte eine Petentin, die sich darüber beschwerte, dass das 

Oberflächenwasser nach erfolgten Arbeiten an den Straßenentwässerungseinrich-

tungen bei starken Niederschlägen auf ihr Grundstück läuft. Die Ermittlungen erga-

ben, dass dies bisher einmal infolge eines Starkregenereignisses im Jahr 2005 der 

Fall gewesen ist, die vorgenommenen Änderungen ansonsten jedoch zu einer Ver-

besserung der Entwässerungssituation des Grundstücks der Petentin geführt haben. 

Die durchgeführten Maßnahmen entsprechen im Übrigen den technischen und recht-

lichen Voraussetzungen für Straßenentwässerungseinrichtungen. 

 

Um Fragen der Wasser-, Strom- und Gasversorgung ging es bei Eingaben zum 

Sachgebiet 8.6. Nur beispielhaft seien folgende Eingaben erwähnt, die einen Über-

blick über das breite Feld der möglichen Anliegen geben.  

 

Eine Petentin beanstandete z. B. mit ihrer Eingabe die Einstellung der Wasserversor-

gung für zwei Anwesen. Die Ermittlungen ergaben, dass die Wasserversorgung we-

gen bestehender Zahlungsrückstände in Höhe von ca. 29.800,-- € bzw. 11.700,-- € 

eingestellt wurde, sodass die Vorgehensweise nicht zu beanstanden war und dem 

Anliegen der Petentin nicht entsprochen werden konnte. Bereits zuvor wurde die Pe-
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tentin allerdings gerichtlich verpflichtet, die Anbringung von Sperrvorrichtungen an 

den Messeinrichtungen zu dulden. 

 

Auch die Abwasserbeseitigung eines Schlosses war Gegenstand einer Eingabe, mit 

der sich ein Petent gegen die Aufforderung wehrte, sein Schloss vollständig an die 

öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage anzuschließen. Nach Auffassung des Peten-

ten sollten nur die regelmäßig frequentierten Sanitärbereiche des Schlosses ange-

schlossen und der Rest wie bisher über den Schlossgraben in eine Pflanzenkläranla-

ge und dann in einen Bach abgeleitet werden. Dies war jedoch nach den von der 

Verbandsgemeindeverwaltung und der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 

getroffenen Feststellungen nicht zulässig, da ein Anschluss aller Sanitäranlagen zum 

einen zumutbar ist und zum anderen kein Ermessensspielraum bei der Frage be-

steht, ob häusliche Abwässer unbehandelt in ein Gewässer abgeleitet werden dürfen. 

Hier konnte der Bürgerbeauftragte leider nicht helfen. 

 

Geholfen werden konnte dagegen einem anderen „Burgherrn“, der sich gegen die 

beabsichtigte Errichtung einer leitungsgebundenen Abwasserbeseitigung wandte. 

Nach Vorlage eines neuen Nutzungskonzepts für die Burg und einem damit einher-

gehenden reduzierten Abwasseranfalls konnte dem Petenten die begehrte Genehmi-

gung für den Bau einer Pflanzenkläranlage erteilt werden.  

 

Probleme mit ihrem Stromversorger machte eine Bürgerin geltend, die eine Raten-

zahlung für rückständige Stromgebühren begehrte. Die Petentin war seit dem Jahr 

2006 mit der Zahlung der Stromgebühren in Verzug, weshalb sie bereits mehrfach 

angemahnt worden war. Nachdem gar keine Zahlungen mehr geleistet wurden, wur-

de die Stromversorgung eingestellt und erst wieder aufgenommen, als die Forderun-

gen beglichen waren. Im Anschluss daran hat die Petentin wiederum keine Zahlun-

gen geleistet, sodass ihr wegen ihres leistungsverweigernden Verhaltens auch keine 

Ratenzahlung in Aussicht gestellt werden konnte. 

 

Eine Fehlberechnung offener Stromgebührenforderungen war Gegenstand einer Eingabe, 

mit der ein Petent die Höhe der Forderung beanstandete. Eine nochmalige Überprüfung 

durch die Stadtwerke führte zu einer entsprechenden Korrektur der Forderung.  

 

Eine andere Petentin begehrte den Anschluss eines Grundstücks an die Stromver-

sorgung. Obwohl das Anliegen der Petentin zunächst sehr nachvollziehbar erschien, 
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stellte sich im Laufe der Ermittlungen heraus, dass das Grundstück im Außenbereich 

liegt und nicht bebaut werden darf. Aus diesem Grund besteht auch kein Anlass, das 

Grundstück an die öffentliche Stromversorgung anzuschließen. 

 

In diesem Zusammenhang bedankt sich der Bürgerbeauftragte beispielhaft für die 

Bereitschaft, an konstruktiven Lösungen mitarbeiten bei: 

 

Herrn Vorstandsvorsitzenden 

Dr. Werner Hitschler 

Pfalzwerke AG, Ludwigshafen 

 

Herrn Josef Hadick 

Geschäftsführer der RWE Kundenservice GmbH, Bochum 

 

Herrn Vorstandsvorsitzenden 

Jost Geweke 

KEVAG Koblenzer Elektrizitätswerk und Verkehrs-Aktiengesellschaft, Koblenz 

 

Herrn Dr. Klaus Werth 

Herrn Helmut Antz 

Vorstand der EWR AG, Worms  

 

Herrn Vorstandsvorsitzenden 

Dr. Peter Müller 

GGEW AG Bensheim (Hessen) 

 

Wie bereits im letzten Berichtszeitraum war auch diesmal wieder die Erhöhung der 

Energiepreise Gegenstand von Eingaben. So stellte ein Petent Fragen zu der Erhö-

hung der Gaspreise durch die Stadtwerke und zweifelte die Zulässigkeit der Erhö-

hung an. Nachdem zunächst die Stadtverwaltung die Bedenken des Petenten ent-

kräftet hatte und insbesondere auf einen bundesweiten Gaspreisvergleich verwies, 

nach dem sich ihre Gaspreise eher als günstig darstellen, hat auch das Ministerium 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau bestätigt, dass keine kartell-

rechtsrelevanten Auffälligkeiten vorliegen und die Gaspreise der betreffenden Stadt-

werke im Vergleich zu anderen Gasversorgungsunternehmen tendenziell eher güns-

tig sind. 
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Ebenfalls eine Preiserhöhung, aber diesmal beim Strompreis, war Gegenstand einer 

weiteren Eingabe. Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Wein-

bau teilte dazu mit, dass die Energieversorgungsunternehmen seit 01. Juli 2007 bei 

der Gestaltung der Strompreise frei sind, aber natürlich der kartellbehördlichen Miss-

brauchskontrolle unterliegen. Jedoch wurden die Preise aller rheinland-pfälzischen 

Stromversorger durch die Landeskartellbehörde daraufhin überprüft, ob sie miss-

bräuchlich hoch sind. Dies war jedoch nicht der Fall. 

 

 

8.7 Gewerbeaufsicht 

 

Im Vergleich zum Vorjahr erreichten den Bürgerbeauftragten mehrere Eingaben zu 

diesem Sachgebiet. So beanstandete z.B. ein Petent mit seiner Eingabe, dass die 

zuständige Verwaltung ein bestimmtes Nahrungsergänzungsmittel für nicht verkehrs-

fähig hielt. Im Zuge des Petitionsverfahrens hat sie ihre Auffassung im Sinne des Pe-

tenten geändert.  

 

 

8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt auf dem Niveau des Vorjahres.  

 

Die meisten Eingaben betrafen Lärm-, aber auch Geruchsbelästigungen. Eher selten 

beanstandeten Petentinnen und Petenten Staub- bzw. Feinstaubbelästigungen.  

 

Die Ursachen der beanstandeten Lärmbelästigungen waren vielseitig; so beispiels-

weise Straßenverkehr, die Ausübung eines Gewerbes oder das Feiern von privaten 

oder öffentlichen Festen in Bürgerhäusern, in Gaststätten oder auf Plätzen. Oder a-

ber Nachbarn fühlen sich seitens der Verwaltung im Stich gelassen, wenn es um die 

im Einzelfall auch widerrechtliche Nutzung von Sport- oder Spielplätzen geht. In ei-

nem Fall beanstandeten Petentinnen und Petenten das Bellen von Hunden während 

der Nachtzeit. Da nach § 10 des Landes-Immissions-schutzgesetzes Tiere so zu hal-

ten sind, dass niemand durch Immissionen, die durch sie hervorgerufen werden, er-

heblich belästigt wird, hat die Verwaltung den Hundehalter entsprechend informiert 

und um Abhilfe gebeten.  
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Bei der Frage, ob Lärmimmissionen noch als zumutbar anzusehen sind oder nicht, 

kann in der Regel eine Lärmmessung weiterhelfen und zur Klarheit führen. Bei Über-

schreiten der in den einschlägigen Gesetzen und Verordnungen festgelegten Grenz-

werte ist eine Anordnung lärmreduzierender Maßnahmen möglich. Nach dem Umbau 

der Evangelischen Kirche in Großniedesheim beanstandete ein Petent, gleichzeitig 

auch als Sprecher der Bürgerinitiative gegen Glockengeläut, das nicht-sakrale Schla-

gen der Kirchturmuhr. Er wandte ein, dass seine Familie wegen des viertelstündigen 

Zeitgeläuts und der noch lauteren Stundenschläge kein Fenster öffnen und nachts 

nicht schlafen könne. Verschiedene Maßnahmen der Ortsgemeinde führten zwar zu 

einer Reduzierung der beanstandeten Lärmbelästigung, waren im Ergebnis aus Sicht 

des Petenten aber nicht zufrieden stellend. In der Zwischenzeit hat sich allerdings 

auch eine Anwohnerin an den Bürgerbeauftragten gewandt, die hingegen geltend 

machte, dass das dörfliche Geläut mittlerweile fast nicht mehr zu hören sei und wollte 

mit ihrer Eingabe erreichen, dass es weder leiser gestellt oder gar ganz abgestellt 

wird. Um sowohl der einen als auch der anderen Seite gerecht zu werden, schlug der 

Bürgerbeauftragte eine weitere Lärmmessung vor. Im Rahmen der hierauf erfolgten 

Schallpegelmessung am Wohnhaus des Petenten stellte sich heraus, dass das von 

der Kirchturmuhr ausgehende nicht-sakrale Glockengeläut unter Zugrundelegung der 

einschlägigen Grenzwerte zu laut war. Zwischenzeitlich hat der Ortsgemeinderat ent-

sprechend der Empfehlung des Gutachters beschlossen, das dörfliche Glockengeläut 

zeitlich zu begrenzen: Das erste Läuten wird künftig gegen 6:00 Uhr und das letzte 

Läuten gegen 21:45 Uhr erfolgen. 

 

Besonders schwierig wird es, wenn Petentinnen und Petenten Geruchsbelästigungen 

beanstanden. So führten Petenten beispielsweise diese auf das Kochen eines Gast-

stättenbetriebs wie auch auf verschiedene industrielle und gewerbliche Betriebe zu-

rück. In der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) wird zwar die 

Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Gerüche geregelt; sie enthält 

aber keine Vorschriften zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ge-

ruchsimmissionen. Da es insoweit an bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften im 

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes fehlt, kann zwar, gegebenenfalls auch 

entsprechend, auf die so genannte Geruchsimmissions-Richtlinie (kurz: GIRL) des 

Landes Rheinland-Pfalz zurückgegriffen werden; allerdings kann sie nur als Orientie-

rungshilfe dienen. 
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Die Schwierigkeit bei der Beurteilung von Geruchsimmissionen ist, dass sie entweder 

nur schwer oder überhaupt nicht objektiv nachgewiesen werden können. Hinzu 

kommt, dass die belästigende Wirkung von Geruchsimmissionen durchaus auch von 

der Sensibilität und der subjektiven Einstellung der Betroffenen bzw. des Betroffenen 

abhängt. Dies führt auch dazu, dass Entscheidungen der Verwaltungen davon ab-

hängen, welchen Eindruck Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Terminen vor Ort ge-

winnen.  

 

Wegen dieser Schwierigkeit bei der Bewertung von Gerüchen schlägt die GIRL bei 

der Frage, ob eine Geruchsbelästigung als erheblich und damit als schädliche Um-

welteinwirkung anzusehen ist, u.a. vor, nach Geruchsqualität („es riecht nach …“), 

Geruchsintensität und nach tages- bzw. jahreszeitlicher Verteilung zu unterscheiden. 

 

Aber auch die planungsrechtliche Bewertung des Grundstücks der Betroffenen bzw. 

des Betroffenen spielt eine wesentliche Rolle bei der Überprüfung von Lärm-, Ge-

ruchs- und Staubimmissionen. Daher ist in der Regel nicht nur die jeweilige Immissi-

onsschutzbehörde, sondern auch die Bauaufsichtsbehörde einzuschalten. Nicht nur 

Bürgerinnen und Bürger sind gelegentlich irritiert, dass für die Bewertung von mögli-

chen schädlichen Lärmimmissionen, die von einem Gewerbe herrühren, die Struktur- 

und Genehmigungsdirektionen, im Übrigen aber die Ordnungsämter zuständig sind.  

 

Schließlich können bei beanstandeten Geruchsbelästigungen im Einzelfall auch die 

Fachkenntnisse des Bezirksschornsteinfegermeisters von Vorteil sein, was zeigt, wie 

komplex die Bewertung von Geruchsimmissionen sein kann. Allerdings ist auch hier 

wieder zu differenzieren: Die Überprüfung von Dunstabzugshauben, die in Gaststät-

ten eingesetzt werden, obliegt in Rheinland-Pfalz – im Gegensatz zu anderen Bun-

desländern – nicht dem Schornsteinfegerhandwerk, sondern dem jeweiligen Ord-

nungsamt.  

 

Der Bürgerbeauftragte hat die Hoffnung, dass sich die Situation im Bereich Schorn-

steinfeger durch den am 27. Juni 2008 vom Deutschen Bundestag beschlossenen 

Gesetzentwurf zur Neuregelung des Schornsteinfegerwesens, der noch im Berichts-

jahr in Kraft getreten ist, möglicherweise weiter entspannt; ohnehin hat sich die An-

zahl der Eingaben zum Schornsteinfegerhandwerk verringert.  

 



 - 103 -  

Die Gesetzesänderung geht auf Vorgaben der EU-Kommission zurück. Die EU-

Kommission hatte vor allem beanstandet, dass die Ausübung des Handwerks auf nur 

einen Schornsteinfegermeister pro Bezirk beschränkt ist und dieser außerhalb seines 

Kehrbezirks nicht tätig werden darf, was der Dienstleistungsfreiheit in der EU wider-

spricht. Nunmehr sollen alle Schornsteinfegerarbeiten, die keine Kontrollen beinhal-

ten, im Wettbewerb angeboten werden. Das Gesetz sieht vor, dass die Haus- und 

Wohnungseigentümerinnen bzw. -eigentümer grundsätzlich die Wahl haben, wen sie 

mit der Durchführung der reinen Kehr- und Messarbeiten zu welchen frei aushandel-

baren Preisen beauftragen. Der Auftragnehmer muss die entsprechenden Vorausset-

zungen des Schornsteinfegerhandwerks erfüllen und in dem beim Bundesamt für 

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle geführten, jedermann einsehbaren Schornsteinfeger-

register eingetragen sein. Zur Vereinfachung der Kontrolle, ob die Haus- und Woh-

nungseigentümerinnen und -eigentümer ihre Kehr- und Messpflichten erfüllen, wer-

den Bezirke beibehalten. Diese werden über ein Ausschreibungsverfahren jeweils 

befristet für sieben Jahre an einen Bezirksbevollmächtigten vergeben.  

 

Bereits bestellte Bezirksschornsteinfegermeister bleiben bis Ende 2014 in ihrem Be-

zirk, ohne an einer öffentlichen Ausschreibung teilnehmen zu müssen. Bezirke, die ab 

2010 frei werden, werden nach dem neuen Recht ausgeschrieben und für sieben 

Jahre vergeben. 

 

 

8.9 Abfallwirtschaft 

 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet ist gegenüber dem Vorjahr nahezu identisch. 

Besonderheiten oder Schwerpunkte konnten im Berichtszeitraum nicht festgestellt werden. 

 

Müllablagerungen waren z. B. Gegenstand einer Eingabe, mit der sich ein Ehepaar dar-

über beschwerte, dass auf einem benachbarten gemeindeeigenen Grundstück Müll abge-

lagert wird. Nach dem Vorbringen der Petenten handelte es sich dabei unter anderem um 

Grabaushub mit Menschenknochen. Mehrere Überprüfungen durch die Untere Abfallbe-

hörde führten jedoch zu dem Ergebnis, dass es sich lediglich um unbelasteten Bodenaus-

hub handelte, von dem keine Gefahr für die Umwelt ausging. Ebenso konnten auch keine 

Menschenknochen gefunden werden. Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde das Grund-

stück jedoch entsprechend dem Wunsch der Petenten eingezäunt, sodass zukünftig keine 

weiteren Ablagerungen mehr erfolgen können.  
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Um den Standort der Abfallentsorgungsgefäße ging es bei einer Eingabe, mit der 

eine Petentin begehrte, ihre Mülltonnen auf dem Bürgersteig abstellen zu dürfen. 

Dies hatte die Petentin auch bereits zuvor getan, worüber sich jedoch ihr Nachbar 

beschwert hat. Entsprechend der einschlägigen Abfallsatzung des Landkreises ist es 

grundsätzlich nicht zulässig, die Abfallentsorgungsgefäße auf den Bürgersteig zu stel-

len. Allerdings wird nach Auskunft der zuständigen Kreisverwaltung dort, wo es keine 

anderen Ab- und Aufstellmöglichkeiten gibt, der Bürgersteig als Abstellplatz toleriert. 

Im konkreten Fall war es der Petentin jedoch möglich, ihre Abfallentsorgungsgefäße 

an einem anderen Ort auf ihrem Grundstück abzustellen. 

 

 

9 Bauordnungs- und Bauplanungsrecht 

9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 

9.2 Baugenehmigungsverfahren 

9.3 Abrissverfügungen 

 
Die Zahl der Eingaben zu den Sachgebieten 9.1 und 9.3 ist im Vergleich zum Vorjahr 

auf demselben Niveau geblieben. Die Eingaben zum Sachgebiet 9.2 haben zuge-

nommen.  

 

In einigen Fällen wandten sich Bürgerinnen und Bürger Hilfe suchend an den Bürger-

beauftragten, weil sie mit der Überplanung ihrer Grundstücke nicht einverstanden 

bzw. nicht bereit waren, die Kosten für die Erschließung zu tragen. So machte eine 

Petentin geltend, dass es keinen Bedarf für Wohnhäuser in ihrer Ortsgemeinde gebe. 

Andere Bürgerinnen und Bürger wollten mit ihrer Eingabe erreichen, dass sie ihr 

Grundstück bebauen dürfen  bzw. ihre bereits errichteten Bauwerke nachträglich ge-

nehmigt werden und verlangten, sofern bauplanungsrechtliche Einwände seitens der 

Unteren Bauaufsichtsbehörde vorgebracht wurden, den Erlass eines entsprechenden 

Bebauungsplans. Dabei ist festzustellen, dass sich Bürgerinnen und Bürger offen-

sichtlich mit hohen Erwartungen an den Bürgerbeauftragten wenden. Im Hinblick auf 

die den Gemeinden obliegende Planungshoheit, die Teil der verfassungsrechtlich 

garantierten kommunalen Selbstverwaltung ist, sind dessen Möglichkeiten der Hilfe 

zwar sehr eingeschränkt. Entsprechend seines gesetzlichen Auftrags ist der Bürger-

beauftragte aber auch hier um eine einvernehmliche Regelung bemüht.  
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Hingegen erreichte den Bürgerbeauftragten eine Eingabe, mit der die Petentin be-

gehrt, dass Neubauten nicht nur im öffentlichen, sondern auch im privaten Bereich 

grundsätzlich barrierefrei zu errichten sind. Insoweit kommt zum einen eine Änderung 

der Landesbauordnung in Betracht. Dementsprechend hat sich der Bürgerbeauftragte 

an den Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz gewandt und ihn gebeten, sich 

des Anliegens im Rahmen einer Legislativeingabe anzunehmen. Zum anderen be-

steht aber auch die Möglichkeit, dass das Ministerium der Finanzen als Oberste Bau-

behörde die einschlägigen DIN oder auch Teile davon zu verbindlichen, bauaufsichtli-

chen Regelungen erklärt. Nachdem das Ministerium der Finanzen jedoch keine hin-

reichende Rechtsgrundlage dafür gesehen hat, hat der Petitionsausschuss des Land-

tags Rheinland-Pfalz auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten die Eingabe an die Lan-

desregierung zur Erwägung überwiesen.  

 

 

9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 

9.5 Umlegungsverfahren 

9.6 Straßenbauplanung 

9.7 Grunderwerb für Straßenbau 

9.8 Straßenunterhaltung 

 

Die Zahl der Eingaben zum Sachgebiet 9.4 hat im Vergleich zum Vorjahr zugenom-

men. Diese Zunahme ist u. a. auf mehrere Eingaben zum Abriss eines gemeindeei-

genen Hauses in Haßloch zurückzuführen. Im Einvernehmen mit dem damaligen 

Landesamt für Denkmalpflege, heute Generaldirektion Kulturelles Erbe, hatte die Un-

tere Denkmalschutzbehörde bereits im Jahr 2004 die dafür erforderliche denkmal-

rechtliche Genehmigung erteilt und hielt nach wie vor daran fest.  

 

Zum Sachgebiet 9.5 erreichten den Bürgerbeauftragten einige wenige Eingaben. Zum 

Sachgebiet 9.6 ist die Zahl der Eingaben gesunken. Hingegen war keine Eingabe 

zum Sachgebiet 9.7 zu verzeichnen und auch die Zahl der Eingaben zum Sachgebiet 

9.8 ist auf dem Niveau des Vorjahrs geblieben. Besonderheiten zu diesen Sachgebie-

ten gab es ohnehin nicht. 
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3. Teil  Besondere Themen 

 

 

Besuch des Bürgerbeauftragten in der Justizvollzugs anstalt Trier 

 

Im Jahresbericht 2007 wurde darüber berichtet, dass erstmals seit 1974 ein Sprech-

tag in einer Justizvollzugsanstalt, und zwar in der JVA Rohrbach, durchgeführt wurde. 

Die dabei gewonnenen Erkenntnisse waren Gegenstand eingehender Erörterungen 

im Petitionsausschuss, in der Strafvollzugskommission sowie mit dem Minister der 

Justiz und der Justizvollzugsanstalt. Erfreulicherweise konnte im Jahr 2008 den bei-

den am häufigsten geäußerten Kritikpunkten abgeholfen werden, indem die Möglich-

keit zum Telefonieren für die Gefangenen geschaffen wurde und auch an Samstagen 

Gefangenenpost ausgehändigt wird. Dies wird vom Bürgerbeauftragten sehr begrüßt, 

da hiermit zwei Punkte für eine allgemeine Unzufriedenheit der Gefangenen beseitigt 

worden sind. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten ist davon auszugehen, dass dies 

auch dem Strafvollzug allgemein zugute kommen wird. 

 

Soweit Vollzugsplanung sowie Freizeitmöglichkeiten Gegenstand von Eingaben wa-

ren, ist mit dem Ministerium der Justiz dahingehend verblieben worden, dass neben 

der allgemeinen Aufarbeitung dieser Problematik den jeweiligen Eingaben individuell 

nachgegangen wird. Entsprechend ist im Berichtszeitraum verfahren worden. Die im 

Jahr 2008 zu dieser Thematik eingegangenen Eingaben lassen keine Anhaltspunkte 

für eine über das individuelle Anliegen hinausgehende allgemeine Problematik er-

kennen. Der Bürgerbeauftragte wird allerdings auch künftig aufmerksam beobachten, 

ob Einzeleingaben erneut Anlass für einen generellen Klärungsbedarf geben. Dies gilt 

insbesondere dann, wenn es zu einer Häufung von Eingaben zu einer bestimmten 

Thematik kommen sollte. 

 

Am 17. Juli 2008 hat dann in der JVA Trier ein weiterer Sprechtag stattgefunden. 

Hierbei ergab sich gegenüber dem Sprechtag in der JVA Rohrbach die Besonderheit, 

dass sich neben Gefangenen und Untersuchungsgefangenen auch Bedienstete der 

JVA mit ihren Anliegen an den Bürgerbeauftragten wandten. Insgesamt wurden dem 

Bürgerbeauftragten 34 Einzelanliegen vorgetragen. Die Vorbereitung des Sprechtags 

und die Unterstützung durch die JVA Trier war deutlich besser als durch die JVA 

Rohrbach, allerdings waren die vorgetragenen Beschwerden ähnlich gelagert.  
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Der Bürgerbeauftragte hat der Strafvollzugskommission in ihrer Sitzung am 28. Okto-

ber 2008 über den Sprechtag berichtet. Hierbei stellte er als die drei Kernpunkte, um 

die es den Gefangenen im Wesentlichen gegangen ist, das Telefonieren, die Gestal-

tung der Vollzugspläne und die Freizeitmöglichkeiten heraus. 

 

In einer weiteren Sitzung der Strafvollzugskommission am 20. Januar 2009 hat sich 

der Minister der Justiz für den Besuch des Bürgerbeauftragten in der JVA Trier, sei-

nen Bericht und seine Bereitschaft zum Gespräch bedankt und herausgestellt, dass 

die Besuche des Bürgerbeauftragten in den Justizvollzugsanstalten für die Landesre-

gierung außerordentlich wichtig seien. Zu der Telefonie, den Vollzugsplänen und den 

Freizeitangeboten erklärte er, dass es sich um zentrale Punkte im Strafvollzug han-

delt. Er sicherte zu, dass die Landesregierung Dinge, die nicht optimal seien, aber 

verbessert werden könnten, unterstütze. Er sei zuversichtlich, dass sich die Leiterin 

der JVA Trier mit Hilfe des Ministeriums der Justiz um die Probleme kümmern werde. 

Allerdings gebe es bei der Telefonie bauliche Schwierigkeiten. Zu den Vollzugsplänen 

erklärte er, dass diese individueller gestaltet sein sollten. Die Landesregierung werde 

bei der Konzeption des Erwachsenenstrafrechts Wert darauf legen, dass dieses dem 

Jugendstrafvollzug angepasst werde. Unabhängig davon sei es möglich, für alle Jus-

tizvollzugsanstalten eine Regelung zu finden, die dazu führe, dass die Vollzugspläne 

individuell und nicht so pauschal wie dies derzeit geschehe, fortgeschrieben und kon-

zipiert würden. Schließlich erklärte der Minister, dass das Gleiche auch für die Frei-

zeitangebote gelte. Es sei wichtig, diese vorzuhalten, den Gefangenen bekannt zu 

machen und auch im Vorfeld zu besprechen, welche Angebote bevorzugt würden. 

Abschließend stellte er fest, dass es erfreulich wäre, wenn die Besuche des Bürger-

beauftragten zu besseren Verhältnissen in den Justizvollzugsanstalten des Landes 

führen würden. 

 

Zur Aufarbeitung der beim Sprechtag gewonnenen Erkenntnisse führte der Bürger-

beauftragte ein Gespräch mit der Staatssekretärin im Ministerium der Justiz, an dem 

auch die zuständige Abteilung des Ministeriums der Justiz, die JVA Trier und sein 

Stellvertreter teilnahmen; im Jahresbericht 2009 wird dazu weiter berichtet. 
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Gute Verwaltung 

 

Im April 2008 nahm der Bürgerbeauftragte gemeinsam mit dem Europäischen Bür-

gerbeauftragten, Nikiforos Diamandouros, an einer Veranstaltung der Deutschen 

Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer im Rahmen des 8. Europa-

Forums Speyer zum Thema „Gute Verwaltung in der Europäischen Union“ teil.  

 

Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Europäische Union seit ihren Anfängen auf 

die Grundrechte, demokratische Institutionen und Rechtsstaatlichkeit gründet. Alle 

diese Werte sind in der Charta der Grundrechte festgeschrieben, in der sämtliche 

persönlichen, bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen und sozialen Rechte der EU-

Bürgerinnen und Bürger vereint sind. Auch bei dem Recht auf eine gute Verwaltung 

handelt es sich um ein Grundrecht der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, das in 

Art. 41 der Grundrechtscharta der Europäischen Union verbrieft ist. Darin ist festge-

schrieben, dass die Organe und Institutionen der Europäischen Union verpflichtet 

sind, jedes an sie herangetragene Anliegen unparteiisch, gerecht und innerhalb einer 

bestimmten Frist zu bearbeiten.  

 

Diese verbrieften Grundrechte stellen auch die Grundlage für die Idee für eine gute 

Verwaltungspraxis dar, die der damalige Europäische Bürgerbeauftragte Jacob Sö-

derman aufgegriffen hat. Gemeinsam mit Roy Perry, zu der Zeit Vorsitzender des 

Petitionsausschusses des Europäischen Parlaments, wurde er vom Parlament darum 

gebeten, seine Gedanken zu der Frage, was eine funktionierende Verwaltung eigent-

lich ist, darzulegen. Nach der Schaffung eines Sonderausschusses 1998 vollzog das 

Parlament am 6. Dezember 2001 das, was Söderman den Verhaltenskodex für eine 

gute Verwaltungspraxis nannte.  

 

Dieser Verhaltenskodex konkretisiert, was das in der Grundrechtscharta verankerte 

Recht auf gute Verwaltung eigentlich bedeutet. Der Kodex bewirkt damit, dass die 

Abstraktheit einer derart wichtigen Norm mit Leben ausgefüllt wird und beinhaltet da-

zu Vorschriften und Grundsätze, wie sich Organe und Institutionen der Europäischen 

Union gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern in der Praxis verhalten sollen.  

 

Der Kodex gilt vorrangig für Organe und Einrichtungen der Europäischen Union. Je-

doch ist zu erkennen, dass viele der im Kodex enthaltenen Rechte und Grundsätze 

auch bei nationalen Regelungen ihre Berücksichtigung gefunden haben bzw. von den 

Gesetzgebern berücksichtigt worden sind, weil es sich nämlich um elementare Rech 
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te der Bürgerinnen und Bürger handelt. Namentlich die Garantie des rechtlichen Ge-

hörs, das Akteneinsichtsrecht sowie die Begründungspflicht der Verwaltung, die zum 

Beispiel in den §§ 28 (Anhörung), 29 (Akteneinsicht) und 39 (Begründung des Ver-

waltungsakts) des deutschen Verwaltungsverfahrensgesetzes, aber auch in vielen 

weiteren Gesetzen, ihren Niederschlag gefunden haben.  

 

Gilt der Kodex vorrangig nur für die europäischen Verwaltungen, so lässt sich aber 

auf jeden Fall von einer Übertragbarkeit auf die nationalen Organe und Einrichtungen 

ausgehen. Aus diesem Grund kann auch ein nationaler Bürgerbeauftragter oder ein 

regionaler Ombudsmann die im Kodex aufgestellten Grundsätze bei der Prüfung he-

ranziehen, ob es Missstände gibt oder nicht. 

 

Der Bürgerbeauftragte muss in seiner täglichen Arbeit leider immer wieder feststellen, dass 

offensichtlich nicht allen Verwaltungen und Behörden bewusst ist, was eigentlich eine „gute 

Verwaltung“ bedeutet. Es hat sich zwar viel getan und die überwiegende Anzahl der Ver-

waltungen bemüht sich auch, gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern bürgerfreundlich 

aufzutreten und Recht und Gesetz zu beachten. Aber es finden sich leider auch immer 

wieder Fälle, in denen ganz und gar keine „gute Verwaltung“ ausgeübt wurde bzw. wird 

und Rechte von Bürgerinnen und Bürgern nicht ausreichend beachtet werden. Ausgehend 

von einem in der Wirtschaft geltenden Grundsatz, dass sich nur 4 von 100 unzufriedenen 

Kunden beschweren, wird bei einer Übertragung dieses Erfahrungswerts auf die Anzahl 

der Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern über Verwaltungen klar, dass es noch 

Einiges zu tun gibt.  

 

Gerade auch das verfassungsrechtlich verankerte Petitionsrecht stärkt und fördert 

eine „gute Verwaltung“, da es dazu führt, dass Missstände in der Verwaltung aufge-

griffen werden und die Verwaltung im Einzelfall dazu gebracht wird, rechtswidrige 

Entscheidungen oder unrechtmäßige Verhaltensweisen abzustellen. Damit führt die 

Wahrnehmung des Petitionsrechts letztlich dazu, dass der Verwaltung der - vielleicht 

bis dahin unerkannt gebliebene - Missstand vor Augen geführt wird und es wird ihr 

zudem die Möglichkeit gegeben, diesen zu beseitigen.  

 

Vielleicht fördern aber auch die Jahresberichte, die der Bürgerbeauftragte regelmäßig 

veröffentlicht, die Idee einer „guten Verwaltung“. Durch die Veröffentlichung, die ja 

auch von den Medien entsprechend begleitet wird, werden neben Beispielen für funk-

tionierende Verwaltung auch Beispiele für nicht funktionierende Verwaltung genannt 

und zwar unter Nennung von „Ross und Reiter“. Diese Transparenz führt dazu, dass 
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Missstände aufgedeckt und allen - sowohl den Bürgerinnen und Bürgern als auch den 

Verwaltungen - bewusst gemacht werden. 

 

Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten müssten Verwaltungen eigentlich selbst 

Wert darauf legen, dass ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den Kodex für eine gute 

Verwaltung kennen und sich danach richten. Die Verantwortlichen sollten sich dafür 

einsetzen, dass der Kodex und die darin enthaltenen Grundsätze bekannt werden 

und eine Art Selbstverpflichtung zur Einhaltung dieser Grundsätze entsteht. Dies 

könnte z.B. im Rahmen von Weiterbildungsmaßnahmen erfolgen, bei denen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter im Umgang mit Bürgerinnen und Bürgern geschult werden 

und ihnen der Inhalt des Kodex näher gebracht wird. Der Kodex wurde bereits mehr-

fach in den Jahresberichten des Bürgerbeauftragten veröffentlicht, auch um so den 

Bekanntheitsgrad zu erhöhen. Seit seinem Amtsantritt steht der Bürgerbeauftragte 

über dieses Thema im ständigen Dialog mit Politik und Verwaltung, also all denjeni-

gen, die dazu beitragen können, dass das Recht auf eine gute Verwaltung auch um-

gesetzt wird. Der Bürgerbeauftragte versucht dabei, den Verwaltungen zu verdeutli-

chen, Beschwerden nicht als etwas Negatives, sondern als die Gelegenheit zu be-

trachten, Mängel und Missstände in der Verwaltung zu erkennen und zu beheben. 

Dass heißt, eine Beschwerde ist auch eine Anregung, einen verbesserungswürdigen 

Zustand zu verbessern bzw. eine getroffene Entscheidung zu überdenken. 

 

Zu bedenken ist auch, dass sich ein Staat auch durch seine Verwaltung auszeichnet 

und die Bürgerinnen und Bürger eines Landes immer nur so zufrieden mit „ihrem 

Staat“ sind, wie dieser sich ihnen gegenüber gerecht und fair verhält. Dies unter-

streicht, wie wichtig eine „gute Verwaltung“, die die Rechte der Bürgerinnen und Bür-

ger achtet, ist. Dabei sollte die Verwaltung selbst ein großes Interesse an der Einhal-

tung der Maßstäbe einer guten Verwaltung haben, da sie nur dann von den Bürgerin-

nen und Bürgern akzeptiert wird.  

 

Hier nun einige Beispiele: 

 

Ein Beispiel für eine „gute Verwaltung“ ist das von der Landesregierung veranlasste 

Bürgergutachten zu den Eckpunkten der Kommunal- und Verwaltungsreform in 

Rheinland-Pfalz. Erstmalig wurde von einer Landesregierung beschlossen, die Ein-

wohnerinnen und Einwohner eines Landes bei der Beantwortung der im Zusammen-

hang mit der Kommunal- und Verwaltungsreform anstehenden Fragen einzubeziehen 

und sie an dem komplexen und langfristigen Vorhaben zu beteiligen. Diese frühzeitige  
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und intensive Beteiligung ermöglicht es, die Alltagserfahrung der Bürgerinnen und 

Bürger mit Kommunen und Verwaltungen kreativ und produktiv in die Vorbereitung 

der Kommunal- und Verwaltungsreform mit einzubeziehen. Dies erhöht außerdem die 

Chancen auf Akzeptanz der Entscheidungen, die getroffen werden, und damit auch 

eine Nachhaltigkeit der Veränderungen im Rahmen der Reform.  

 

Die Bürgerbeteiligung erfolgte so, dass an drei Standorten rund 150 durch Zufall aus-

gewählte Bürgerinnen und Bürger durch Expertenvorträge über die verschiedenen 

Aspekte der Kommunal- und Verwaltungsreform informiert wurden, sodass sie sich 

eine Meinung darüber bilden konnten, was bei der Kommunal- und Verwaltungsre-

form besonders beachtet werden soll. Die Empfehlungen der Bürgerinnen und Bürger 

sind eindeutig und wegweisend. Sie zeigen, dass Bürgerinnen und Bürger reform-

freudig sind und insbesondere angesichts der zukünftigen demographischen Entwick-

lung Reformbedarf sehen. Sie wollen nicht, dass alles so bleibt, wie es ist, sondern 

richten ihre Empfehlungen an den Anforderungen der Zukunft aus, ohne Bewährtes 

und Bewahrenswertes aufzugeben. 

 

Im Zuge dieser Bürgerbeteiligung entwickelten die Bürgerinnen und Bürger Empfeh-

lungen zu den Eckpunkten der Kommunal- und Verwaltungsreform. Hierbei sprachen 

sie sich insbesondere dafür aus, dass bei einer Gebietsneuordnung die dreigliedrige 

kommunale Struktur aus Kreisen, Verbandsgemeinde- und Ortsgemeinden erhalten 

bleibt, wobei jedoch leistungsfähige und wirtschaftliche Gesamteinheiten zu bilden 

sind. Des Weiteren sollte die demographische Entwicklung berücksichtigt werden. 

Schließlich wurde der Ausbau der direkten Bürgerbeteiligung in der Kommunalpolitik 

durch mehr Bürgerentscheide und Senkung der Quoren für Bürgerbegehren und Bür-

gerentscheide, durch mehr Bürgerbefragungen, Informationen und Bürgerversamm-

lungen gefordert, was der Bürgerbeauftragte bereits mit Jahresbericht 2003 ange-

sprochen und unterstützt hatte. 

 

Dass die Landesregierung mit dem Bürgergutachten einen richtigen Weg beschritten 

hat, zeigt schließlich auch die Verfahrensbewertung durch die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer. Demnach haben fast zwei Drittel die Veranstaltungen als „sehr gut“ und 

ein Drittel als „gut“ bezeichnet. Diese positive Wertung korrespondiert mit einer aus-

geprägten Zufriedenheit mit den Arbeitsergebnissen der Planungszellen.  

 

Dass die Ergebnisse des Bürgergutachtens durchaus Beachtung finden, zeigen u.a. 

die kommunalpolitischen Leitlinien der SGK Rheinland-Pfalz für die Kommunalwahlen  
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am 7. Juni 2009, wobei im Zusammenhang mit den Vorstellungen zur Kommunalver-

waltungsreform ausdrücklich darauf Bezug genommen wird. Ebenso hat die Fraktion 

der CDU in ihrem Antrag „Grundlagen und Ziele einer Kommunal- und Verwaltungs-

reform in Rheinland-Pfalz“ (Drucksache 15/2967) die Beteiligung einer breiten Öffent-

lichkeit ausdrücklich begrüßt. 

 

Eine weitere interessante Form der Bürgerbeteiligung ist der so genannte Bürger-

haushalt. In Deutschland haben bisher erst wenige Kommunen das Konzept des Bür-

gerhaushalts getestet. In Landau wurde der Bürgerhaushalt im Jahre 2004 eingeführt, 

für den Haushalt 2009 jedoch wegen der aufwändigen Einführung des Doppischen 

Haushalts nicht praktiziert. Nach der Systemumstellung soll es im nächsten Jahr wie-

der einen Bürgerhaushalt in Landau geben, wobei zuvor die Entscheidung zu treffen 

ist, ob das Projekt wie bisher mit bescheidenerem Aufwand fortgesetzt oder aber in-

tensiviert wird. 

 

Erfreulicherweise kann immer wieder festgestellt werden, dass Verwaltungen auf-

grund von Eingaben „vorbildlich“ handeln. Dies gilt insbesondere dann, wenn Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung bereit sind, sich von sich aus mit dem je-

weiligen Anliegen besonders intensiv auseinanderzusetzen und sich um eine kon-

struktive Lösung bemühen. Nachstehend sollen einige Fälle genannt werden, in de-

nen ein solch vorbildliches Verwaltungshandeln im Berichtsjahr festgestellt werden 

konnte. 

 

So begehrt eine Petentin die Bewilligung von Parkerleichterungen. Die Verbandsge-

meindeverwaltung Daun hat den Antrag ordnungsgemäß dem zuständigen Amt für 

soziale Angelegenheiten zur Stellungnahme zugeleitet. Diesem war jedoch eine kurz-

fristige Prüfung nicht möglich, da die Behindertenakte wegen eines anhängigen Kla-

geverfahrens dem Sozialgericht vorlag. Die Verbandsgemeindverwaltung hatte je-

doch zusätzlich davon Kenntnis bekommen, dass die Petentin aufgrund ihres Ge-

sundheitszustands auf die Benutzung von Schwerbehindertenparkplätzen angewie-

sen ist und ihr daher unter Ausübung ihres Ermessens die Möglichkeit eingeräumt, in 

ihrem Wohnort die entsprechenden Behindertenparkplätze zu nutzen sowie die Par-

kerleichterungen der Straßenverkehrsordnung wahrzunehmen, bis über den Antrag 

endgültig entschieden ist. Der Petentin standen daher zumindest an ihrem Wohnort 

kurzfristig Parkerleichterungen zur Verfügung.  
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Ein Petent, der Sozialhilfeleistungen erhält, hatte wegen der Eilbedürftigkeit einen 

Reparaturauftrag für seine Toilette erteilt, ohne vorab die Stadtverwaltung Andernach 

darüber zu unterrichten. Als er anschließend die Übernahme der Reparaturkosten 

beantragte, wies die Stadtverwaltung zunächst darauf hin, dass er eigentlich vor Er-

teilung des Reparaturauftrages deren Einverständnis hätte einholen müssen. Die 

Stadtverwaltung hat jedoch die besondere Situation berücksichtigt und die Kosten 

übernommen. 

 

Eine Petentin hatte in ihrem Sozialhilfeantrag zwei ihr gehörende Waldgrundstücke 

nicht angegeben, weil sie diese für wertlos erachtete. Nachdem die Kreisverwaltung 

Bernkastel-Wittlich davon Kenntnis erlangt hatte, stellte sie weitere Leistungen ein. 

Da die Petentin dadurch in eine schwierige Situation geraten war, erklärte sich die 

Kreisverwaltung bereit, weitere Sozialhilfeleistungen bis zum Verkauf der Grundstü-

cke darlehensweise zu gewähren. Hiermit konnte der Petentin kurzfristig geholfen 

werden. 

 
Ein Petent fühlte sich empfindlich in seiner Mittagsruhe gestört, weil auf dem benach-

barten gemeindeeigenen Spielplatz regelmäßig zwischen 13.00 und 15.00 Uhr der 

Rasen gemäht wurde. Obwohl die Verordnung zur Durchführung des Bundesimmis-

sionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung) keine Mittags-

ruhe vorsieht, erklärte sich die Gemeindeverwaltung Morbach bereit, die Rasenfläche 

künftig erst nach 14.00 Uhr zu mähen. 

 

Ein gehbehinderter Petent wohnt in einer Straße, die in einem großen Höhenunter-

schied zu den öffentlichen Parkplätzen liegt. Er ist daher auf die Benutzung von Auf-

zügen, die zu den tieferliegenden Parkplätzen führen, angewiesen. Diese befinden 

sich jedoch in privaten Geschäftsgebäuden, die in der Zeit zwischen 19.00 und 7.00 

Uhr geschlossen sind. Die Verbandsgemeindverwaltung Gerolstein beließ es jedoch 

nicht mit dem Hinweis, dass sich die Aufzüge in Privatgebäuden befinden, sondern 

nahm Verhandlungen mit den Eigentümern auf. So konnte erreicht werden, dass dem 

Petenten ein Schlüssel für die Aufzüge ausgehändigt wird, sodass er diese zu jeder 

Zeit nutzen kann. 

 

Wiederholt begehrten Bürgerinnen und Bürger den Erlass von Steuerschulden. So 

machte auch im vorliegenden Fall eine Bürgerin geltend, dass ihr weitere Zahlungen 

nicht möglich seien, nachdem sie bereits einen Teil der Schuld getilgt hatte. Aufgrund 

der Eingabe veranlasste das Finanzamt Kaiserslautern eine kurzfristige Prüfung der  
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persönlichen und finanziellen Situation der Petentin, die schließlich zu einem Erlass 

der noch ausstehenden Steuerschulden führte. 

 

Bereits im Jahresbericht 2007 wurde von einer Eingabe berichtet, in der im Zusam-

menhang mit der Abwasserbeseitigung der Burg Eltz eine einvernehmliche Lösung 

gefunden werden konnte. Allerdings wurde die seinerzeit getroffene Vereinbarung 

nach Auffassung der Petentin durch eventuelle Verzögerungen in der Umsetzung in 

Frage gestellt, sodass die Realisierung der vormals gefundenen Lösung fraglich er-

schien. Unter wirklich vorbildhaftem Einsatz der Struktur- und Genehmigungsdirektion 

Nord konnte jedoch eine abschließende Lösung der Abwasserbeseitigung gefunden 

werden. Der Bürgerbeauftragte bedankt sich ausdrücklich für das auch persönliche 

Engagement des früheren Präsidenten der Struktur- und Genehmigungsdirektion 

Nord, Hans-Dieter Gassen, in dieser Angelegenheit. 

 

Mehrere Eltern begehrten für ihre Kinder einen Schulbezirkswechsel und machten 

insbesondere geltend, dass die Unterbringung der Kinder in einem Hort an dem ge-

wünschten Schulstandort erheblich leichter zu organisieren sei. Aufgrund der Eingabe 

hat sich die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion eingehend mit den Argumenten 

der Petentinnen und Petenten auseinandergesetzt und schließlich dem beantragten 

Schulbezirkswechsel zugestimmt. 

 

Ein Petent beanstandete, dass Behindertenparkplätze auf dem Parkplatz eines Ein-

kaufscenters in Bendorf häufig durch nichtberechtigte Fahrzeugführerinnen und Fahr-

zeugführer belegt werden. Allerdings handelte es sich bei diesem Parkplatz um einen 

Privatparkplatz des Einkaufscenters, sodass die Behindertenparkplätze lediglich von 

dem Eigentümer ausgewiesen, aber nicht verkehrsbehördlich angeordnet waren. Aus 

diesem Grund war auch eine ordnungsrechtliche Ahndung von Verstößen durch die 

unberechtigte Nutzung der Parkplätze nicht möglich. Erst nachdem entsprechende 

Beschilderungen verkehrsbehördlich durch die Stadtverwaltung Bendorf angeordnet 

wurden, ist eine Ahndung möglich geworden. Diese Eingabe war zwar bereits Ge-

genstand des Jahresberichts 2007, allerdings hatte sich der Petitionsausschuss erst 

Anfang des Jahres 2008 mit der Angelegenheit befasst und die Eingabe einvernehm-

lich abgeschlossen. 

 

Ein im Jahr 2006 an Krebs erkrankter Bürger begehrte die Genehmigung einer Reha-

bilitationsmaßnahme in Form einer onkologischen Vorsorgeleistung durch seinen 

Rentenversicherungsträger. Dieser hatte die Leistung zunächst abgelehnt, da der  
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Antrag nicht innerhalb einer Jahresfrist seit Beendigung der Primärbehandlung ge-

stellt worden war. Nachdem die Gründe hierfür geklärt werden konnten, hat die Deut-

sche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz dem Bürger auf beispielhafte Art und Weise 

kurzfristig und unbürokratisch die begehrte Rehabilitationsmaßnahme bewilligt.  

 

Auf einen Fall vorbildlichen Verwaltungshandelns der Stadtverwaltung Idar-Oberstein ist 

bereits auf Seite 20 hingewiesen worden. 

 

 

Kinderbetreuung 

 

Im Laufe des Berichtsjahrs erreichten den Bürgerbeauftragten auch wiederum Einga-

ben, die Probleme im Zusammenhang mit der Kinderbetreuung betrafen; so bei-

spielsweise die Eingabe einer alleinerziehenden Mutter von drei Kindern im Alter von 

drei, sieben und neun Jahren, die sich bislang vergeblich um eine Ganztagsbetreu-

ung für ihre älteste Tochter bemüht hatte. Sie schilderte sehr eindringlich ihre familiä-

re Situation, die sie nicht zuletzt aufgrund des neuen Unterhaltsrechts dazu zwinge, 

wieder Vollzeit arbeiten zu gehen, um ihren Lebensunterhalt und den ihrer Kinder 

sicher stellen zu können. Ihrer Tochter konnte an der zunächst favorisierten Integrier-

ten Gesamtschule in Wörrstadt kein Platz angeboten werden, weil sie beim Losver-

fahren nicht gezogen wurde. Kurz vor dem neuen Schuljahr tat sich dann doch eine 

Lösung für die Petentin auf: Nach dem Besuch der Realschule wird ihre Tochter am 

Nachmittag in einem Kinderhort betreut.  

 

Die beim Bürgerbeauftragten eingegangenen Eingaben zeigen, dass sich die Not-

wendigkeit einer Ganztagsbetreuung oft aus der jeweiligen besonderen familiären 

Situation ergibt, wobei die Petentinnen und Petenten regelmäßig vortragen, auf eine 

Betreuung angewiesen zu sein, um einer beruflichen Tätigkeit nachgehen zu können. 

Dabei machen sie geltend, auf den Verdienst, gegebenenfalls auch auf einen zweiten 

Verdienst des anderen Elternteils, angewiesen zu sein. Die Fälle zeigen, dass die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Einzelfall häufig schwierig umzusetzen ist.  

 

In einem ähnlich gelagerten Fall erklärten die Petenten, dass sie die Grundschulzeit 

ihres Sohnes zwar durch abwechselnde Teilzeitbeschäftigungen haben überbrücken 

können. Damit waren aber finanzielle Einbußen verbunden, die sie sehr belasten. 

Auch im Hinblick darauf, dass der Schulpsychologische Dienst das Gesamtschulkon-

zept als die für ihren Sohn geeignete Schulform erachtet, begehrten sie mit ihrer Ein- 
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gabe die Aufnahme ihres Sohnes an einer Integrierten Gesamtschule. Eine anderwei-

tige, staatliche Ganztageseinrichtung gibt es nach Angaben der Petenten in der Nähe 

ihres Wohnorts nicht. Ihr Sohn hatte zuvor ebenso eine negative Losentscheidung 

erhalten. Im Laufe des Petitionsverfahrens konnte ihm aber ein zwischenzeitlich dort 

freigewordener Ganztagsschulplatz zugewiesen werden.  

 

Gleich mehrere Eltern begehrten einen Schulbezirkswechsel. Die Eltern aus Bad Ems 

legten eindringlich die Vorteile dar, die sich aus der Einschulung ihrer Kinder an der 

von ihnen gewünschten Schule, wie auch die Nachteile, die sich aus der Einschulung 

an der örtlich zuständigen Schule ergeben. Zwar sieht die für ihre Kinder örtlich zu-

ständige Grundschule ein Ganztagsangebot vor. Allerdings ist die Kinderbetreuung 

nur in der Zeit von 7.30 Uhr bis 15.45 Uhr gewährleistet. Die Eltern erklärten, dass 

sich neben der von ihnen gewünschten Schule ein Hort befindet, der Betreuungszei-

ten von 7.00 Uhr bis 17.00 Uhr vorsieht und sie aufgrund ihrer beruflichen Situation 

auch auf eine längere Betreuung angewiesen sind. Anderenfalls müssten ihre Kinder 

mit öffentlichen Verkehrsmitteln von der örtlich zuständigen Schule zum Hort fahren, 

was sie für ihre 6-jährigen Kinder als nicht zumutbar erachten. Die Ermittlungen ha-

ben ergeben, dass die Unterbringung eines Kindes in einem Hort ein wichtiger Grund 

für einen Schulbezirkswechsel nach § 62 Abs. 2 des Schulgesetzes darstellen kann, 

da ein Hort im Vergleich zu einer Ganztagsschule flexiblere Betreuungszeiten anbie-

tet. Aufgrund der besonderen Situationen hat die Verwaltung die Kinder der ge-

wünschten Schule zugewiesen, sodass den Petentinnen und Petenten geholfen wer-

den konnte.  

 

Probleme mit der Kinderbetreuung stellen sich aber nicht erst mit der Einschulung, 

sondern je nach Einzelfall und familiärer Situation auch schon viel früher ein. So er-

reichte den Bürgerbeauftragten die Petition einer Mutter, deren Tochter bereits bis 

12.00 Uhr eine Kindertagesstätte besucht. Nachdem die Petentin an drei Tagen in 

der Woche einen Integrationskurs absolvieren möchte, der allerdings ebenfalls bis 

12.00 Uhr geht, suchte sie nach einer Lösung. Diese konnte durch Vermittlung eines 

Ganztagsplatzes gefunden werden.  

 

Hingegen stellte sich für eine Petentin ein ganz anderes Problem: Die Petentin 

wünschte sich für ihren 3-jährigen Sohn einen Kindertagesstättenplatz in Mainz, ob-

gleich ihre Familie im Landkreis Alzey-Worms wohnt. Sie begründete ihren Ent-

schluss damit, dass ihr Ehemann in Mainz und sie in Worms arbeiten. Am Nachmittag 

ist sie jedoch ebenfalls in Mainz tätig, sodass ihr Sohn, sollte er an ihrem Wohnort  
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betreut werden, von morgens 7:00 Uhr bis abends 17:00 Uhr und damit 10 Stunden 

täglich „fremdbetreut“ werden müsste. Zudem müsste die Zeit von 16:00 bis 17:00 

Uhr mit einer Tagesmutter überbrückt werden, weil der von ihrem Wohnort aus 

nächstgelegene Kindergarten um 16:00 Uhr schließt. Die Petentin hatte den Wunsch, 

dass ihr Ehemann ihren Sohn morgens gegen 8:15 Uhr in den Kindergarten am Ort 

seines Arbeitsplatzes bringt, damit die Petentin ihn dort gegen 16:00 Uhr wieder ab-

holen kann. So weit, so gut. Das Problem lag letztendlich aber in den Kosten begrün-

det: Denn die Petentin hatte die Auskunft erhalten, dass die Stadtverwaltung Mainz 

für jedes Kind aus dem Stadtgebiet einen Personalkostenbeitrag an die Kindergärten 

zahlt. Die Kreisverwaltung, in deren Bereich die Petentin wohnt, wollte diesen Perso-

nalkostenbeitrag aber zunächst nicht übernehmen. Dies bedeutete für die Petentin 

und ihren Ehemann, dass sie neben dem Kindergartenbeitrag und dem Essensgeld 

auch den Personalkostenbeitrag übernehmen müssten, sodass sie Betreuungskosten 

in Höhe von ca. 500,00 € zu tragen hätten, was ihre finanziellen Mittel aber über-

steigt. Die Petentin begehrte daher mit ihrer Eingabe, dass einerseits das Kinderta-

gesstättengesetz um eine entsprechende Regelung ergänzt wird und andererseits die 

für sie zuständige Kreisverwaltung einen Ausgleich an die Stadtverwaltung, die ihrem 

Sohn den Kindergartenbesuch ermöglicht, zahlt. Nachdem es sich bei ihrer Forde-

rung nach einer ergänzenden Regelung zur aus ihrer Sicht besseren Ausübung des 

in § 5 des Sozialgesetzbuchs Achtes Buch (SGB VIII) geregelten Wunsch- und Wahl-

rechts der Eltern um eine Legislativeingabe handelt, wurde diese vom Bürgerbeauf-

tragte dem Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz zur weiteren Bearbeitung zu-

geleitet. Die die Einzeleingabe betreffenden Ermittlungen haben anfangs ergeben, 

dass es die Kreisverwaltung zunächst abgelehnt hat, einen Zuschuss zu gewähren, 

weil sie dem Sohn einen freien Ganztagsplatz in einer Kindertagesstätte in der Nähe 

des Wohnorts anbieten konnte. Als Begründung führte sie aus, dass das gesetzlich 

verankerte Wunsch- und Wahlrecht der Eltern ihnen zwar grundsätzlich ermögliche, 

zwischen verschiedenen Einrichtungen zu wählen. Das Wunsch- und Wahlrecht wird 

aber nach Angaben der Kreisverwaltung dann eingeschränkt, wenn dadurch Mehr-

kosten entstehen. Nach mehreren Vermittlungsversuchen durch den Bürgerbeauf-

tragten fand sich schließlich doch eine einvernehmliche Regelung, nachdem die 

Stadtverwaltung Mainz auf Bemühen des Bürgerbeauftragten für das zwischenzeitlich 

aufgetretene, weitere Problem, dass die Petentin für ihren Sohn keinen Kindergarten-

platz in Mainz hatte, eine Lösung gefunden hat: Im Wege einer so genannten inter-

kommunalen Absprache hat sich die Kreisverwaltung Alzey-Worms bereit erklärt, 

eine Ausgleichszahlung für ein Jahr zu übernehmen, weil die Petentin und ihre Fami-

lie beabsichtigen, bis Ende 2009 nach Mainz zu ziehen. So können nunmehr, dem  
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Wunsch der Petentin entsprechend, „Betreuungsketten“ vermieden werden. Der Bür-

gerbeauftragte dankt sowohl der Stadtverwaltung Mainz als auch der Kreisverwaltung 

Alzey-Worms für deren unbürokratische Lösung des Falls.  

 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob eine Regelung auf Landesebene – wie in ande-

ren Bundesländern bereits der Fall – nicht zielführender ist. Zwar spricht für die inter-

kommunale Absprache eine gewisse Flexibilität. Denn wer sagt denn, dass der Per-

sonalkostenzuschuss immer von demjenigen Träger zu zahlen ist, in dessen Gebiet 

das Kind wohnt. Schließlich kann die Betreuung ortsfremder Kinder am Arbeitsort der 

Eltern auch ein Standortfaktor für Unternehmen darstellen. Der Fall zeigt aber, dass 

Absprachen zwischen Kommunen nicht immer erfolgen und Eltern, besser deren Kin-

der, dann das Nachsehen haben. Hier ist die Landesregierung gefragt. 

 

In diesem Zusammenhang soll auch der Beschluss des Landtags Rheinland-Pfalz 

über die Einrichtung eines Sozialfonds für das Mittagessen von Kindergartenkindern 

angesprochen werden, was der Bürgerbeauftragte im Interesse der Betroffenen be-

grüßt. Damit soll gewährleistet werden, dass kein Kind aus finanziellen Gründen vom 

Mittagessen in einer Kindertagesstätte ausgeschlossen wird. Allerdings könnte sich 

die oben beschriebene Problematik auch auf die Übernahme der Kosten für das Mit-

tagessen erstrecken, nachdem die im Rahmen des Sozialfonds zur Verfügung ge-

stellten Mittel die Ausgaben der jeweiligen Träger nur ergänzen. Petitionen liegen 

dem Bürgerbeauftragten bisher aber dazu keine vor. 

 

Insgesamt würde sich der Bürgerbeauftragte eine noch unbürokratischere und flexib-

lere Vorgehensweise bei Problemen mit Kindergartenplätzen wünschen. Der Bürger-

beauftragte hat dies bereits in den Vorjahren des Öfteren angemahnt und er tut dies 

in diesem Berichtszeitraum wiederum.  

 

 

Dauer von Widerspruchsverfahren 

 

Dieses Thema wurde bereits wiederholt, zuletzt im Jahresbericht 2000, in Jahresbe-

richten des Bürgerbeauftragten behandelt.  

 

Zum damaligen Zeitpunkt wurde zu diesem Thema eine vom Bürgerbeauftragten in 

Zusammenarbeit mit dem Ministerium des Innern und für Sport initiierte Tagung 

durchgeführt, in deren Rahmen ein reger Gedankenaustausch stattgefunden hat.  
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Dies verursachte bei verschiedenen Verwaltungen durchaus Unmut. Im Anschluss 

daran war festzustellen, dass sich die Situation entspannt hatte und es nur noch ver-

einzelt Petitionen gab, mit denen sich Bürgerinnen und Bürger wegen der überlangen 

Dauer von Widerspruchsverfahren an den Bürgerbeauftragten wandten.  

  

Trotz der anfänglich positiven Entwicklung und einer erfreulich unauffälligen Zeit zu 

diesem Thema muss jetzt leider plötzlich festgestellt werden, dass es wieder ver-

mehrt zu Beschwerden wegen der überlangen Dauer von Widerspruchsverfahren 

kommt. 

 

Dabei stellt sich stets die Frage, wer die Verzögerung im Einzelfall zu verantworten 

hat. In Betracht kommen die Ausgangsbehörde, die Widerspruchsbehörde oder aber 

die Widerspruchsführerin bzw. der Widerspruchsführer selbst.  

 

Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Situation in Rheinland-Pfalz im Gegensatz zu 

vielen anderen Bundesländern zumindest im kommunalen Bereich so darstellt, dass 

nicht die übergeordnete Behörde über den eingelegten Widerspruch entscheidet, 

sondern der jeweilige Stadt- oder Kreisrechtsausschuss. Bei den Stadt- und Kreis-

rechtsausschüssen handelt es sich um weisungsunabhängige Ausschüsse, die mit 

einer Vorsitzenden bzw. einem Vorsitzenden sowie zwei ehrenamtlichen Beisitzerin-

nen oder Beisitzern besetzt sind. Dies gilt natürlich nur - wie eingangs erwähnt – für 

den kommunalen Bereich, in anderen Bereichen entscheidet z.B. auch das Lan-

desamt für Soziales, Jugend und Versorgung oder auch die Aufsichts- und Dienstleis-

tungsdirektion. 

 

Wird die Dauer eines Widerspruchsverfahrens gerügt, sollte berücksichtigt werden, 

dass das Gesetz keine bestimmte Dauer vorschreibt. Vielmehr hat die Widerspruchs-

behörde über den Widerspruch in „angemessener“ Frist durch einen Widerspruchs-

bescheid zu entscheiden. Was „angemessen“ ist, wird durch § 75 der Verwaltungsge-

richtsordnung (VwGO) vorgegeben, der besagt, dass die Voraussetzungen für eine 

Untätigkeitsklage vorliegen, wenn die Widerspruchsbehörde nicht innerhalb von drei 

Monaten über den Widerspruch entscheidet. Danach kann direkt, d.h. unter Auslas-

sung des Widerspruchsverfahrens, Klage erhoben werden. 

 

Jedoch muss auch berücksichtigt werden, dass Verzögerungen im Einzelfall nicht 

ausschließlich auf einem Verschulden der Widerspruchsbehörde beruhen, sondern 

unter Umständen und nicht selten auf dem Verhalten der Ausgangsbehörde, die über  
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eine Abhilfe zu entscheiden hat. Zwar handelt es sich dabei noch um das Stadium 

der Abhilfeprüfung, für die Bürgerin bzw. den Bürger zählt in der Regel jedoch nur der 

Zeitpunkt, in dem Widerspruch eingelegt wurde. Nach der Einlegung eines Wider-

spruchs hat die Ausgangsbehörde, d.h. die Verwaltung, die den Bescheid erlassen 

hat, über eine Abhilfe des Widerspruchs zu entscheiden. Es kommt dabei aber nicht 

selten vor, dass bereits diese Abhilfeprüfung einen sehr langen Zeitraum in Anspruch 

nimmt. Um diesem Problem zu begegnen, hat der rheinland-pfälzische Gesetzgeber 

mit der zum 1. November 2003 in Kraft getretenen Vorschrift des § 6 a des Landes-

gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung (AGVwGO) geregelt, dass 

die Ausgangsbehörde, die dem Widerspruch nicht abhilft, diesen mit den einschlägi-

gen Verwaltungsvorgängen innerhalb eines Zeitraums von sechs Wochen dem zu-

ständigen Stadt- oder Kreisrechtsausschuss vorzulegen hat.  

 

Der Bürgerbeauftragte hat im Berichtszeitraum eine konkrete Eingabe zum Anlass für 

einen Selbstaufgriff genommen. Im Zuge der Bearbeitung einer Eingabe war aufgefal-

len, dass bei der Stadtverwaltung Koblenz die Bearbeitungsdauer eines Wider-

spruchsverfahrens mit 15 Monaten von der Einlegung des Widerspruchs bis zu der 

Verhandlung vor dem Stadtrechtsausschuss sehr lang war. Zwar haben die Ermitt-

lungen des Bürgerbeauftragten ergeben, dass im konkreten Fall auch der Petent 

selbst zu einer Verzögerung des Widerspruchsverfahrens beigetragen hat, trotzdem 

hat die Eingabe des Petenten das eigentliche Problem verdeutlicht. Nach Auffassung 

des Bürgerbeauftragten besteht nach wie vor Handlungs- bzw. Verbesserungsbedarf.  

 

Richtig ist, dass die oben genannte Regelung des § 6 a AGVwGO nicht die Bearbei-

tungszeit für Widersprüche bei den Stadt- und Kreisrechtsausschüssen regelt, son-

dern ausschließlich die Vorlagefrist für die Ausgangsbehörde. Nach Auffassung des 

um Überprüfung gebetenen Ministeriums des Innern und für Sport bleibt insoweit nur 

noch der Rückgriff auf die Frist des § 75 VwGO übrig, dessen normierte 3-Monats-

Frist zumindest den Schluss zulässt, dass der Bundesgesetzgeber eine Frist von drei 

Monaten für angemessen erachtet. Ein Zeitraum von einem Jahr zwischen Vorlage 

an den Rechtsausschuss und der mündlichen Verhandlung sollte auch nach Auffas-

sung des Ministeriums die Ausnahme sein.  

 

Beispielhaft seien drei weitere Eingaben genannt, in denen seit der Einlegung der 

Widersprüche ebenfalls längere Zeit vergangen ist. So musste ein Petent über 12 

Monate auf eine Entscheidung warten. Der Petent hatte am 21.02.2007 bei der Ver-

bandsgemeinde Waldmohr Widerspruch gegen einen Abgabenbescheid eingelegt.  



 - 121 -

Am 03.09.2007, also ein gutes halbes Jahr später, fragte die Verbandsgemeinde 

beim Petenten an, ob er den Widerspruch aufrechterhält, sodass er dem Kreis-

rechtsausschuss vorgelegt werden kann. Sodann wurde der Widerspruch am 

11.10.2007 an den Kreisrechtsausschuss der Kreisverwaltung Kusel weitergeleitet, 

dessen Verhandlung dann am 13.03.2008 erfolgte. Die um Stellungnahme zu der 

langen Bearbeitung gebetene Verbandsgemeindeverwaltung erklärte die zeitliche 

Verzögerung unter anderem mit personellen Problemen und wies darauf hin, dass 

durch organisatorische Maßnahmen nunmehr sichergestellt worden sei, dass es nicht 

mehr zu solch langen Bearbeitungszeiten bei der Bearbeitung von Widersprüchen 

kommt.  

 

Ein anderer Petent wartete über neun Monate bis über seinen Widerspruch entschie-

den wurde. Die Abhilfeprüfung dauerte bereits drei Monate, weitere sechs Monate 

benötigte der Kreisrechtsausschuss der Kreisverwaltung Ahrweiler für seine Ent-

scheidung.  

 

In einer anderen Eingabe wandte sich der Petent gegen verschiedene Aufbauten auf 

Nachbargebäuden wie z.B. Satellitenschüsseln. Nachdem entsprechende Beseiti-

gungsverfügungen ergangen waren, wurde gegen diese nach einer Mitteilung der 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Mai 2007 Widerspruch eingelegt. Die Widersprüche 

wurden daraufhin im August 2007 dem Kreisrechtsausschuss vorgelegt. Im Novem-

ber 2008 hat dann die Verhandlung vor dem Kreisrechtsausschuss stattgefunden und 

im Anschluss daran wurde der Widerspruchsbescheid erlassen. 

 

Immer wieder wird bei diesem Thema die angespannte Personalsituation erwähnt, 

die dann letztlich zu der langen Bearbeitungszeit geführt haben soll. Der Bürgerbe-

auftragte ist dazu im Interesse der Bürgerinnen und Bürger der Auffassung, dass sich 

die Stadt- und Kreisrechtsausschüsse bemühen sollten, über die Widersprüche in-

nerhalb einer angemessenen Frist von drei Monaten zu entscheiden. Davon ange-

sprochen fühlen sollten sich insbesondere auch die verantwortlichen Behördenleite-

rinnen und Behördenleiter, in deren Verantwortung es liegt, die Rechtsausschüsse 

mit ausreichend Personal auszustatten. Dabei sollte stets geprüft werden, ob das 

vorhandene Personal noch im Verhältnis zu der Anzahl der Widersprüche steht oder 

ob es etwa ein Missverhältnis gibt, das gegebenenfalls eine Aufstockung des Perso-

nals erforderlich macht. Ebenfalls muss regelmäßig geprüft werden, ob gegebenen-

falls organisatorische Nachbesserungen erforderlich sind, um eine schnellere Bear-

beitung der Widersprüche sicherstellen zu können. 
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Darüber hinaus kann wohl auch erwartet werden, dass Verwaltungen, gegen deren 

Entscheidung der Widerspruch eingelegt wurde, die Abhilfeprüfung innerhalb der 

normierten 6-Wochen-Frist durchführen.  

 

Es ist für die Bürgerinnen und Bürger sehr wichtig, dass sie ihr Vertrauen in das 

Rechts- und Rechtsschutzsystem nicht verlieren. Dies gilt insbesondere unter Be-

rücksichtigung des Umstands, dass das Widerspruchsverfahren als Vorverfahren 

auch dazu dient, gerichtliche Auseinandersetzungen zu vermeiden und es damit eine 

Art Befriedungsfunktion darstellt. Dieser Funktion kann ein Widerspruchsverfahren 

aber nur dann gerecht werden, wenn es auch zügig durchgeführt wird. Dies gilt vom 

Zeitpunkt der Einlegung des Widerspruchs an bis zu der mündlichen Verhandlung vor 

dem jeweiligen Ausschuss.  

 

Jede Bürgerin und jeder Bürger hat einen Grund, weshalb sie oder er Widerspruch 

gegen eine Verwaltungsentscheidung einlegt bzw. mit einem Widerspruch eine Ver-

waltungsentscheidung herbeiführen will. Dies darf nicht außer Acht gelassen werden 

und deshalb darf mit den eingelegten Widersprüchen - auch im Interesse des Rechts-

friedens - nicht in der oben dargestellten Verfahrensweise umgegangen werden.         

 

Probleme mit einigen Ortsgemeinden 

 

Soweit Eingaben Anliegen betreffen, die in die Zuständigkeit von Ortsgemeinden fal-

len, haben zwar die Verbandsgemeindeverwaltungen die Verwaltungsgeschäfte ge-

mäß § 68 Abs. 1 der Gemeindeordnung wahrzunehmen, sodass die Korrespondenz 

mit diesen erfolgt. Dies ändert jedoch nichts daran, dass die jeweilige Entscheidung 

bei den Ortsgemeinden liegt. Leider kam es im Berichtszeitraum verschiedentlich zu 

Problemen, weil einige Ortsbürgermeisterinnen bzw. Ortsbürgermeister sowie Orts-

gemeinderäte nicht bereit waren, auf Anliegen von Petentinnen und Petenten einzu-

gehen und an einer einvernehmlichen Regelung im Sinne von § 5 Abs. 1 Satz 2 des 

Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz mitzuwir-

ken. 

 

Hier einige Beispiele:  

 

In einem Fall ging es um die Gestaltung von Gräbern auf dem Friedhof der Ortsge-

meinde Mörlen, Verbandsgemeinde Bad Marienberg. Dieser Fall ist besonders tra-

gisch, weil beide Elternteile der Petenten bei einem Verkehrsunfall ums Leben kamen.  



 - 123 -

Dem zunächst geäußerten Wunsch der Hinterbliebenen, die Eltern in einem Doppel-

grab bestatten zu können, konnte nicht entsprochen werden, weil die Friedhofssat-

zung lediglich Reihengräber vorsieht. Die Eltern wurden daher in zwei nebeneinander 

liegenden Reihengräbern bestattet. Die Hinterbliebenen möchten aber die Grabein-

fassung sowie den Grabstein so gestalten, dass zum Ausdruck kommt, dass es sich 

um Eheleute handelt. Der Bürgerbeauftragte nahm sich des Anliegens an und bat die 

Verbandsgemeindeverwaltung zunächst, unter Beteiligung der Ortsgemeinde ein ge-

meinsames Gespräch mit den Petenten, mit dem Ziel einer einvernehmlichen Lö-

sung, zu führen. Der Ortsbürgermeister, Thomas Ax, ging jedoch auf diesen Ge-

sprächswunsch nicht ein und erklärte, dass er bzw. die Ortsgemeinde für ein Vermitt-

lungsgespräch mit den Petenten im Rahmen des Petitionsverfahrens nicht zur Verfü-

gung stehen. Er begründet dies unter anderem damit, dass anderenfalls ein Präze-

denzfall geschaffen würde. Dies ist jedoch aus Sicht des Bürgerbeauftragten nicht 

nachvollziehbar. Es handelt sich um eine Ortsgemeinde mit rund 600 Einwohnerinnen 

und Einwohnern, sodass nach menschlichem Ermessen nicht zu erwarten ist, dass 

es in absehbarer Zeit zu einem ähnlichen tragischen Ereignis kommen wird. 

 

Noch vor Zugang der ablehnenden Stellungnahme der Ortsgemeinde meldete sich zu 

dieser Petition dann der Mitarbeiter eines Landtagsabgeordneten und Regierungs-

mitgliedes, Thomas Mockenhaupt, im Büro des Bürgerbeauftragten. Wie sich heraus-

stellte, war der Mann auch Mitglied des Ortsgemeinderats. Der Bürgerbeauftragte 

empfindet es als befremdlich, dass seitens des Ortsgemeinderats auf diesem Wege 

versucht wurde, sich in ein laufendes Petitionsverfahren einzumischen. 

 

Der Bürgerbeauftragte teilte dem Ortsbürgermeister dann über die Verbandsge-

meindverwaltung mit, dass er mit der von ihm geschilderten Vorgehensweise nicht 

einverstanden ist. Da der Ortsbürgermeister zudem in seiner ersten Stellungnahme 

Gestaltungsmöglichkeiten angesprochen hatte, wurde er gebeten, diesbezüglich ge-

eignete Vorschläge zu benennen. Der Ortsgemeinderat erklärte daraufhin, dass sich 

der Gemeinderat erneut mit der Angelegenheit beschäftigt und das Schreiben des 

Bürgerbeauftragten „mit Bestürzung zur Kenntnis genommen“ habe. Der Ortsge-

meinderat halte an seinem Beschluss fest. Zu der Bitte um einen Einigungsvorschlag 

erklärte er, dass es seines Erachtens nicht Aufgabe eines ehrenamtlichen Ortsbür-

germeisters sein kann, bei verschiedenen Steinmetzbetrieben kostenlose Angebote 

hinsichtlich der Grabsteingestaltung einzuholen, was aber überhaupt nicht in Rede 

stand. 
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Der Bürgerbeauftragte hat daraufhin beanstandet, dass der Stellungnahme der Orts-

gemeinde nicht zu entnehmen ist, dass sich diese im Hinblick auf eine einvernehmli-

che Regelung mit dem Anliegen der Petenten auseinandergesetzt hat. Ferner wurde 

klargestellt, dass der Ortsbürgermeister zu keinem Zeitpunkt aufgefordert worden 

war, bei verschiedenen Steinmetzbetrieben kostenlose Angebote hinsichtlich der 

Grabsteingestaltung einzuholen. Vielmehr knüpfte die Bitte des Bürgerbeauftragten, 

bezüglich der Gestaltungsmöglichkeiten geeignete Vorschläge zu benennen, an den 

Hinweis des Ortsbürgermeisters an, dass es nach seinen Informationen bei verschie-

denen Steinmetzbetrieben zahlreiche Gestaltungsmöglichkeiten gebe. In einem wei-

teren Schreiben hat der Bürgerbeauftragte der Verbandsgemeindeverwaltung dann 

auch noch mitgeteilt, dass er die Angelegenheit im Bemühen um eine einvernehmli-

che Regelung gemeinsam mit dem Verbandsbürgermeister sowie dem Ortsbürger-

meister besprechen möchte. Er bat dazu um entsprechende Terminvorschläge. Dazu 

aber erhielt der Bürgerbeauftragte die lapidare Mitteilung der Verbandsgemeindever-

waltung, dass die Ortsgemeinde Mörlen keine Notwendigkeit für ein Erörterungsge-

spräch sieht. Der Sachverhalt sei bekannt und die Ortsgemeinde Mörlen habe ihre 

Haltung ausgiebig dargelegt und sehe keinen Bedarf, die getroffenen Beschlüsse zu 

ändern. Aus den genannten Gründen werde weder der Ortsbürgermeister noch ein 

anderer Vertreter der Ortsgemeinde ein Erörterungsgespräch wahrnehmen, damit 

habe sich auch die Teilnahme des Verbandsbürgermeisters erübrigt. Schließlich er-

klärte der Ortsbürgermeister, dass er eine Anfrage des Bürgerbeauftragten nach der 

Parteizugehörigkeit der Ratsmitglieder für „anmaßend“ hält. Diese Anfrage war aller-

dings nur erfolgt, weil sich der Bürgerbeauftragte auch an die Fraktionsvorsitzenden 

wenden wollte. Der Bürgerbeauftragte hat der Verbandsgemeindeverwaltung darauf-

hin mitgeteilt, dass es eher ungewöhnlich ist, dass seitens der Verwaltung ein von 

ihm im Zuge des Suchens nach einer einvernehmlichen Lösung für erforderlich er-

achtetes Gespräch abgelehnt wird. Darüber hinaus hat er ein vorliegendes Kompro-

missangebot der Petenten ausdrücklich als Vorschlag für eine einvernehmliche Rege-

lung unterbreitet und hierzu um eine erneute Stellungnahme gebeten. 

 

Anstatt den vorliegenden Kompromissvorschlag zumindest einer Prüfung zu unter-

ziehen, hat der Ortsbürgermeister wie folgt geantwortet: 

 

„Die Ortsgemeinde verweist in o.g. Angelegenheit auf den bisherigen Schriftverkehr 

und bestehende Ausführungen. Unsere Haltung haben wir bereits mehrmals ausführ-

lich dargelegt und sind zwischenzeitlich der Überzeugung, dass die Thematik ausdis-

kutiert wurde. Der Rat hält weiterhin an seinem Beschluss fest. Zukünftig werden wir 
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in dieser Angelegenheit keinen Schriftverkehr mehr führen und von weiteren Stel-

lungnahmen absehen.“ 

 

Der Bürgerbeauftragte hat daraufhin der Verbandsgemeindeverwaltung mitgeteilt, 

dass die Stellungnahme der Ortsgemeinde sowohl in ihrem Ton als auch bezüglich 

der Art und Weise, wie die Eingabe behandelt wird, nicht akzeptabel ist. Da weder 

eine Auseinandersetzung mit den vom Bürgerbeauftragten genannten rechtlichen 

Gesichtspunkten erfolgt, noch auf seinen Vorschlag für eine einvernehmliche Rege-

lung eingegangen worden war, entstand der Eindruck, dass seitens der Ortsgemein-

de offensichtlich kein ernsthaftes Interesse an einer einvernehmlichen Lösung be-

steht. Darüber ist auch der Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz gemäß 

§ 105 Abs. 3 Geschäftsordnung des Landtags Rheinland-Pfalz unterrichtet worden. 

Der Bürgerbeauftragte bat die Verbandsgemeindeverwaltung dann erneut, für eine 

möglichst kurzfristige den genannten Anforderungen entsprechende Stellungnahme 

der Ortsgemeinde Sorge zu tragen. Die Ortsgemeinde verwies jedoch lediglich auf ihr 

vorangegangenes Schreiben, wobei sie sich offensichtlich nicht erneut mit dem An-

liegen auseinandergesetzt hat. 

 

Da aufgrund der Stellungnahmen der Ortsgemeinde nicht auszuschließen war, dass 

diese möglicherweise irrtümlich davon ausging, dass es sich um eine in ihrem Er-

messen stehende Entscheidung der kommunalen Selbstverwaltung handelt, wies der 

Bürgerbeauftragte ergänzend darauf hin, dass es sich bei der Frage, ob der Antrag 

der Petenten aufgrund der Friedhofssatzung zu genehmigen ist bzw. abgelehnt wer-

den kann, lediglich um eine Rechtsfrage handelt. Die Ortsgemeinde hat allerdings 

diesen Hinweis nicht zum Anlass genommen, die von ihr getroffene Entscheidung 

unter Berücksichtigung der aufgezeigten rechtlichen Gesichtspunkte nochmals zu 

überdenken, sondern sich mit der folgenden Aussage begnügt: „Zukünftig werden wir 

in dieser Angelegenheit keinen Schriftverkehr mehr führen und von weiteren Stel-

lungnahmen absehen.“ 

 

Leider blieben auch die weiteren Bemühungen des Bürgerbeauftragten um einen 

Kompromiss bislang erfolglos. Zu einem konkreten Kompromissvorschlag erklärte der 

Ortsbürgermeister Folgendes: „Für weitere Ausführungen sehe ich somit keine Ver-

anlassung. Ich verwehre mich allerdings auch gegen den Vorwurf eine Verweige-

rungshaltung anzunehmen. Dahingegen betone ich, dass mir als ehrenamtlicher 

Ortsbürgermeister die Zeit für „Ping-Pong-Spielchen“ dieser Art fehlt.“ Dies nahm der 

Bürgerbeauftragte zum Anlass, erneut auf die Verpflichtung der Verwaltung, an einer  
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einvernehmlichen Lösung mitzuwirken und zu rechtlichen Gesichtspunkten Stellung 

zu nehmen, hinzuweisen. Zudem wurde der Vergleich des Petitionsverfahrens mit 

„Ping-Pong-Spielchen“ zurückgewiesen, verbunden mit dem Hinweis, dass der 

Schriftwechsel möglicherweise seit längerem seinen Abschluss hätte finden können, 

wenn der Ortsbürgermeister die Mitwirkungspflichten der Verwaltung beachtet hätte.  

 

Der Ortsbürgermeister hat das weitere Schreiben des Bürgerbeauftragten zwar zum 

Anlass genommen, den Vorgang dem Ortsgemeinderat vorzulegen, dieser hat jedoch 

einstimmig beschlossen, dass er an seinem bisherigen Beschluss festhält. Das Pro-

tokoll enthält zudem folgende Ausführungen: „Die dauerhaft an den Ortsbürger-

meister herangetragenen Unterstellungen seitens des Bürgerbeauftragten hält der 

Rat für beleidigend und der Sache und dem Auftrag eines Bürgerbeauftragten in 

keinster Weise angemessen.“ Dem Bürgerbeauftragten erschließt sich nicht, was an 

seinem Bemühen um eine einvernehmliche Lösung beleidigend sein soll. Im Übrigen 

wurde dem Ortsbürgermeister auch nichts unterstellt.  

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Bürgerbeauftragte ein derart bürger-

unfreundliches Verhalten wie im vorliegenden Fall noch nicht erlebt hat. Vielleicht 

sind ja mangelnde Kenntnisse des Petitionsrechts der Grund. Eine Verzögerung des 

Petitionsverfahrens, die dazu geführt hat, dass das im November 2007 begonnene 

Verfahren bis heute noch nicht abgeschlossen ist, spricht ebenfalls für sich.  

 

Auch in einer anderen Eingabe konnte leider bisher das Bemühen um eine einver-

nehmliche Regelung noch nicht zum Abschluss gebracht werden, weil seitens der 

Ortsgemeinde ein gemeinsames Gespräch abgelehnt worden ist. In diesem Fall be-

schwert sich ein Bürger über Lärmbelästigungen am Endhaltepunkt einer Draisinen-

bahn in Lingenfeld. Im Zuge des Petitionsverfahrens schlug der Petent zur Klärung 

der Angelegenheit ein gemeinsames Gespräch mit dem Ortsbürgermeister Hans-

Jürgen Wallat unter Moderation des Bürgerbeauftragten bzw. einer Mitarbeiterin oder 

eines Mitarbeiters seines Büros vor. Da aus Sicht des Bürgerbeauftragten ein solches 

Gespräch als durchaus hilfreich im Sinne einer etwaigen einvernehmlichen Regelung 

angesehen wurde, hat er den Verbandsbürgermeister um ein persönliches Gespräch 

mit dem Ortsbürgermeister und dem Petenten unter Beteiligung einer Mitarbeiterin 

seines Büros gebeten. Der Ortsbürgermeister hat allerdings mitgeteilt, dass er zu 

einem gemeinsamen Gespräch nicht bereit ist und die Angelegenheit für die Ortsge-

meinde als erledigt betrachtet. Der Bürgerbeauftragte bedauert, dass hiermit eine 

Chance für eine mögliche einvernehmliche Regelung vertan worden ist.  
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Nicht hinnehmbar ist auch die in einem Pressebericht wiedergegebene Äußerung des 

Ortsbürgermeisters von Eich, Klaus Willius, wonach er sich von den Bürgerinnen und 

Bürgern, die sich an den Bürgerbeauftragten gewandt hatten, übergangen fühlt, da 

man ihn im Vorfeld nicht informiert habe. Diese Äußerung lässt beim Ortsbürger-

meister unzureichende Kenntnisse des Verfassungsrechts erkennen. Bürgerinnen 

und Bürger, die sich an den Bürgerbeauftragten wenden, handeln in Ausübung ihres 

verfassungsrechtlich garantierten Petitionsrechts. Sie können sich daher an den Bür-

gerbeauftragten wenden, ohne zuvor den Ortsbügermeister „um Erlaubnis fragen zu 

müssen“. 

 

In einer weiteren Eingabe bedurfte es zunächst einer Erklärung der Zusammenhänge 

des Petitionsrechts und die sich nach dem Landesgesetz über den Bürgerbeauftrag-

ten des Landes Rheinland-Pfalz daraus ergebenden Pflichten der Verwaltung, bevor 

der Bürgerbeauftragte die erbetene Stellungnahme von der Stadtbürgermeisterin der 

Stadt Dierdorf, Rosemarie Schneider, erhielt. 

 

Der Ablauf war in etwa wie folgt: 

 

Die Verbandsgemeindeverwaltung Dierdorf wurde darum gebeten, für eine ergän-

zende Stellungnahme der Stadt Dierdorf Sorge zu tragen, die dem Bürgerbeauftrag-

ten über die Verbandsgemeindeverwaltung im Rahmen der Wahrnehmung der Ver-

waltungsgeschäfte gemäß § 68 Abs. 1 der Gemeindeordnung zugehen sollte. Nach 

einer entsprechenden Erinnerung teilte die Verbandsgemeindeverwaltung mit, dass 

die Stadtbürgermeisterin sich „in naher Zukunft“ äußern möchte. Auf die weitere Bitte 

um nunmehr kurzfristige Stellungnahme erhielt der Bürgerbeauftragte lediglich ein 

Schreiben der Verbandsgemeindeverwaltung an die Stadt Dierdorf, mit dem sie „nach 

nunmehr dreimonatiger Verfahrensdauer“ zur Stellungnahme aufgefordert wurde. 

 

Da der Bürgerbeauftragte davon ausgehen musste, dass der Stadtbürgermeisterin 

die Zusammenhänge des Petitionsrechts und ihre sich aus dem Landesgesetz über 

den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz obliegenden Pflichten nicht be-

kannt sind, bat er die Verbandsgemeindeverwaltung und die Kreisverwaltung Neuwied 

darum, ihr diese zu erläutern.   
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Erst im Anschluss an diese langwierigen Erinnerungen und den unnötigen Verwal-

tungsaufwand, sowohl des Bürgerbeauftragten als auch der Verbandsgemeindever-

waltung Dierdorf, erfolgte schließlich eine Stellungnahme der Stadt Dierdorf. 

 

Der Bürgerbeauftragte nimmt mit Befremden zur Kenntnis, dass es Kommunalpoliti-

kerinnen und Kommunalpolitiker gibt, die sich offensichtlich fast beleidigt fühlen, 

wenn Bürgerinnen und Bürger ihr verfassungsrechtlich garantiertes Petitionsrecht in 

Anspruch nehmen und sich an den Landtag oder den Bürgerbeauftragten wenden. 

Manchmal hat es auch den Anschein, als gelte für ihre Gemeinde „ein eigenes 

Recht“. Den betroffenen Petentinnen und Petenten das zu vermitteln, zumal sie von 

den Entscheidungen der Ortsgemeinde am ehesten betroffen sind, ist oftmals schwie-

rig. Auch ist einigen  offensichtlich noch immer nicht hinreichend klar, dass sie als 

Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte dem Landesbeamtengesetz unterliegen, sodass 

die sich hieraus ergebenden Dienstpflichten auch für sie gelten.  

 

 

GEZ – Beratung durch die Verbraucherzentralen? 

 

Wie bereits im Tätigkeitsbericht zum Sachgebiet 7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebüh-

renbefreiung beschrieben, wandten sich im Berichtsjahr erneut viele Bürgerinnen und 

Bürger im Zusammenhang mit Fragen und Problemen zum Rundfunkgebührenrecht 

an den Bürgerbeauftragten. Insgesamt ist festzustellen, dass bei den Eingaben zu 

diesem Themenkomplex sehr oft Lösungen im Sinne der Bürgerinnen und Bürger 

gefunden werden konnten. Darüber hinaus reicht es oft aus, dass ihnen die entspre-

chende Auskunft erteilt werden konnte, dass die Gebührenforderung tatsächlich zu 

Recht besteht. In diesem Zusammenhang möchte der Bürgerbeauftragte sich aus-

drücklich für die sehr gute Zusammenarbeit mit dem SWR, insbesondere seinem Jus-

tiziar Dr. Eicher, bedanken. 

 

Überrascht hat den Bürgerbeauftragten daher, dass es offensichtlich Bestrebungen 

der Rundfunkanstalten gibt, mit den Verbraucherzentralen eine zusätzliche Bera-

tungsinstanz einzuführen, wie er dies anhand von Zeitungsberichten erfahren hat.  

 

So bieten seit dem 1. Juli 2008 die Verbraucherzentralen in Niedersachsen, Meck-

lenburg-Vorpommern, Hamburg und Bremen sowie ab dem 1. Oktober 2008 auch die 

Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein in Zusammenarbeit mit dem Norddeutschen 

Rundfunk (NDR) einen zusätzlichen Informations- und Beratungsservice zum Thema  
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Rundfunkgebühren an. Dabei sollen die Verbraucherzentralen diese Beratungstätigkeit 

„eigenverantwortlich und unabhängig ausüben“. Der Service soll für Ratsuchende unent-

geltlich sein. Zudem starten die Verbraucherzentrale NRW und der Westdeutsche Rund-

funk (WDR) ab Oktober 2008 im Rahmen eines Pilotprojekts eine sog. Service-Koopera-

tion, wobei zunächst sieben Beratungsstellen der Verbraucherzentrale NRW – neben 

dem WDR und der GEZ – Anlaufstellen für Fragen und Probleme rund um das Thema 

Rundfunkgebühren sein sollen. Nach Aussage der Intendantin des WDR habe man mit 

der Verbraucherzentrale für alle Zweifelsfälle in Gebührenfragen oder bei Problemen mit 

den Beauftragten „eine neutrale und unabhängige Beratungsinstanz.“ Auch sollen die 

Beratungsstellen bei konkreten Beschwerden über gebührenrelevante Entscheidungen 

des WDR und der GEZ tätig werden. 

 

Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten bestehen gegen eine solche Tätigkeit der Ver-

braucherzentralen Bedenken. Die Verbraucherzentralen, die bereits aus Steuermitteln 

finanziert werden, erhalten für ihre Tätigkeit offensichtlich zusätzliche finanzielle Zu-

schüsse in nicht unerheblichem Maße. Nach Informationen der Frankfurter Allgemeinen 

Zeitung soll sich dieser Zuschuss beispielsweise für die Verbraucherzentrale Nieder-

sachsen im mittleren fünfstelligen Bereich bewegen.  

 

Das bedeutet, dass nun die Tätigkeit der Verbraucherzentralen auch noch aus den erho-

benen Gebühren vergütet wird, wobei durchaus die Frage zu stellen ist, ob es sich dabei 

um eine sachgerechte Verwendung der Rundfunkgebühren handelt. Sofern sich die Tä-

tigkeit der Verbraucherzentralen – wie dies offensichtlich für den Bereich des NDR ge-

dacht ist – lediglich auf eine Beratung und Information der Bürgerinnen und Bürger be-

zieht, müsste dies bereits mit den vorhandenen Strukturen bei der GEZ bzw. den Rund-

funkanstalten möglich sein. So liefern diese bereits jetzt im Internet ausführliche Informa-

tionen und gehen dabei detailliert auf mögliche Fragen ein. Ein finanzieller Zuschuss an 

die Verbraucherzentralen, um damit einen Internetauftritt zu organisieren, Flyer zu vertei-

len und Personal zu schulen, um Fragen zu beantworten, erscheint vor diesem Hinter-

grund eher überflüssig.  

 

Sofern die Verbraucherzentralen darüber hinaus bei konkreten Beschwerden und Prob-

lemen die Funktion einer Art Schiedsstelle wahrnehmen sollen, hat der Bürgerbeauftrag-

te erhebliche Zweifel, inwiefern sie in diesen Fällen tatsächlich eine unabhängige und 

neutrale Beratung wahrnehmen können, zumal auch dies offensichtlich durch die Rund-

funkanstalten aus Rundfunkgebühren finanziert wird. Zudem sind Vertreter der Verbrau-

cherzentralen Mitglieder in den Rundfunkräten der einzelnen Rundfunkanstalten. 
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Des Weiteren wird bei einer Rechtsberatung bei Problemen mit der GEZ zumindest in 

Nordrhein-Westfalen nach Informationen des Bürgerbeauftragten offensichtlich zudem 

eine Gebühr erhoben. Dies geht aus den bisherigen Presseveröffentlichungen des 

WDR und den Verbraucherzentralen so allerdings nicht hervor.  

 

Vor diesem Hintergrund hält der Bürgerbeauftragte die bisherigen Möglichkeiten, dass 

sich die betroffenen Bürgerinnen und Bürger an die Beschwerdestellen bei den Rund-

funkanstalten selbst bzw. für den Fall, dass sie eine unabhängige Überprüfung der Ange-

legenheit wünschen, an die Bürgerbeauftragten sowie die Petitionsausschüsse der Bun-

desländer wenden können, für völlig ausreichend. 

 

In diesem Zusammenhang möchte der Bürgerbeauftragte auch darauf hinweisen, dass 

den Bürgerinnen und Bürgern, die sich in den vergangenen Jahren an ihn gewandt ha-

ben, in mehr als zwei Dritteln aller Fälle geholfen bzw. weitergeholfen werden konnte. 

Dabei möchte er ausdrücklich die gute Zusammenarbeit mit dem Südwestrundfunk 

(SWR) betonen, der in vielen Fällen eine unbürokratische Lösung im Sinne der Bürgerin-

nen und Bürger anbietet. Darüber hinaus erfolgen auch Auskünfte, andere sagen Bera-

tungen der Betroffenen, zu gebührenrechtlichen Fragen. Zudem verweist die Verbrau-

cherzentrale Rheinland-Pfalz bisher Bürgerinnen und Bürger, die sich mit Fragen aus 

dem Bereich Rundfunkgebühren dorthin wenden, an den Bürgerbeauftragten. Nach An-

sicht des Bürgerbeauftragten ist daher eine Kooperationsvereinbarung, mit welcher Insti-

tution auch immer, zumindest für Rheinland-Pfalz nicht notwendig. 

 

Der Bürgerbeauftragte hat sich daraufhin unter anderem an den Ministerpräsidenten 

des Landes Rheinland-Pfalz als Vorsitzenden der Rundfunkkommission der Länder 

sowie den Intendanten des SWR gewandt und sie um Auskunft gebeten, was von 

Seiten des SWR beabsichtigt ist und wie dieses Vorgehen bewertet wird.  

 

Der SWR hat darauf hingewiesen, dass die allgemeine Akzeptanz in der Bevölkerung 

für das solidarisch geprägte Rundfunkgebührensystem sinkt. Auch vor dem Hinter-

grund, dass zum Jahr 2013 ein neues Gebührenmodell in Kraft treten soll, beschäftig-

ten sich alle öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten derzeit mit der Frage, wie ein 

verbessertes Beschwerdemanagement sinnvoll gestaltet und dadurch die Akzeptanz 

für die Rundfunkgebühren erhöht werden kann. Vor diesem Hintergrund seien bei 

einzelnen Landesrundfunkanstalten die Kooperationen mit den dort tätigen Verbrau-

cherzentralen entstanden, um so einen weiteren Ansprechpartner für Fragen und 

Anliegen anbieten zu können. Dabei solle dies kein Ersatz für bereits bestehende  
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Beratungsangebote sein, sondern lediglich die Ergänzung um eine weitere unabhän-

gige und von vielen Bürgerinnen und Bürgern oftmals als sehr vertrauenswürdige 

Institution darstellen. Der SWR selbst habe in dieser Frage noch keine Entscheidung 

getroffen. 

 

Allerdings hat der für das Gebührenrecht innerhalb der ARD federführende SWR an-

geregt, die Thematik ARD-übergreifend aufzubereiten, um nach Möglichkeiten einer 

einheitlichen Vorgehensweise zu suchen. 

 

Darüber hinaus hat der Bürgerbeauftragte die Vorsitzenden der Petitionsausschüsse 

der Länder und seine Kolleginnen und Kollegen über die Thematik unterrichtet und 

angeregt, dieses Thema auf der nächsten Tagung der Vorsitzenden und stellvertre-

tenden Vorsitzenden der Petitionsausschüsse des Bundes und der Länder mit den 

Bürgerbeauftragten aus der Bundesrepublik Deutschland zu besprechen. Die weitere 

Entwicklung in dieser Angelegenheit bleibt abzuwarten. 

 

 

Legislativeingaben 

 

Nach § 102 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Landtags Rheinland-Pfalz werden Peti-

tionen, die auf den Erlass bzw. die Änderung von Gesetzen und Rechtsverordnungen 

gerichtet sind, dem Petitionsausschuss zugeleitet, weil er insoweit allein dafür zu-

ständig ist. Begehrt die Petentin bzw. der Petent mit ihrer bzw. seiner Eingabe also 

den Erlass oder die Änderung eines Gesetzes, handelt es sich um eine so genannte 

Legislativeingabe. Nach § 102 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Landtags Rhein-

land-Pfalz werden aber alle Eingaben, gleich welchen Gegenstand sie zum Inhalt 

haben, dem Bürgerbeauftragten zugeleitet; dort werden sie registriert und geprüft; die 

Petentinnen und Petenten erhalten eine Eingangsbestätigung und dann werden sie 

dem Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz vorgelegt. 

 

Sollte das Begehren der Petentin bzw. des Petenten auf einen Erlass bzw. eine Än-

derung einer bundesgesetzlichen Regelung gerichtet sein, lässt der Bürgerbeauftrag-

te die Eingabe der Vorsitzenden des Petitionsausschusses des Deutschen Bundes-

tages zukommen und die Petentinnen bzw. Petenten werden entsprechend infor-

miert. 
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Es kommt aber auch vor, dass sich erst während bzw. nach der Bearbeitung einer 

Eingabe herausstellt, dass neben einem konkreten Verwaltungshandeln auch die 

zugrunde liegende gesetzliche Regelung bzw. Rechtsverordnung hinterfragt wird. 

Soweit die Eingabe das Verwaltungshandeln betrifft, bearbeitet sie der Bürgerbeauf-

tragte. Soweit sie aber auf den Erlass bzw. die Änderung eines Landesgesetzes oder 

einer Rechtsverordnung des Landes Rheinland-Pfalz gerichtet sind, legt sie der Bür-

gerbeauftragte dem Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz vor. 

 

So begehrte z. B. ein Petent eine Änderung des Kindertagesstättengesetzes. Sein 

Anliegen war zunächst Gegenstand einer Einzeleingabe im Jahr 2007, mit der er, wie 

auch bereits im Jahresbericht 2007 dargestellt, auf folgendes Problem hinwies: Die 

Sommerferien 2007 endeten am 17. August, so dass die Beitragsfreiheit für den Be-

such von Kindern, die im Jahr 2008 eingeschult werden, am 1. September 2007 be-

gann. Da die Sommerferien im Jahr 2008 aber früher lagen und bereits am 1. August 

endeten und die Kinder somit im August 2008 den Kindergarten tatsächlich nicht 

mehr besuchten, beanstandete der Petent, dass von ihm für den Monat August 2007 

noch Kindergartenbeitrag gefordert wurde. Nach dem Kindertagesstättengesetz ist 

eine Beitragsfreiheit von 12 Monaten gegeben, da die Beitragsfreiheit in jedem Jahr 

am 31. August endete. Im Ergebnis konnte die Erhebung des Elternbeitrags für Au-

gust 2007 durch den Bürgerbeauftragten nicht beanstandet werden. Vor diesem Hin-

tergrund setzte sich der Petent für eine einheitliche Stichtagsregelung zur Beitrags-

freiheit und damit für eine Änderung des Kindertagesstättengesetzes ein. Da es sich 

damit um eine Legislativeingabe handelte, wurde die Eingabe insoweit dem Präsiden-

ten des Landtags Rheinland-Pfalz zugeleitet. Der Petitionsausschuss hat sich aller-

dings der Auffassung des fachlich zuständigen Ministeriums für Bildung, Wissen-

schaft, Jugend und Kultur, die Regelung im Kindertagesstättengesetz nicht zu än-

dern, angeschlossen. 

 

Im Übrigen betrafen die Eingaben, mit denen Petentinnen und Petenten die Änderung 

bzw. den Erlass einer gesetzlichen Regelung oder einer Rechtsverordnung im Be-

richtsjahr begehrten, die unterschiedlichsten Rechtsgebiete wie z.B. die Änderung der 

Landesverordnung über die Integrierten Gesamtschulen oder aber die Änderung des 

Kommunalabgabengesetzes. 

 

Der Bürgerbeauftragte erläutert den Bürgerinnen und Bürgern immer wieder, dass 

eine Legislativeingabe eine Möglichkeit ist, auf Verbesserungen bzw. Veränderungen 

gesetzlicher Regelungen hinzuwirken. Und sie sind ein Beweis dafür, dass unser  
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Gemeinwesen nicht so unbeweglich ist, wie manche meinen, denn oft genug erreicht 

auf diesem Wege eine Einzelne bzw. ein Einzelner Verbesserungen oder Verände-

rungen, die dann allen zugute kommen. 

 

 

 

4. Teil  Einzelbeispiele 

 

1. Rückversetzung eines Gerichtsvollziehers war nic ht möglich 

 
Ein Gerichtsvollzieher war im Jahr 1992 auf seinen Wunsch nach Thüringen versetzt 

worden und begehrte nunmehr aus persönlichen Gründen seine Rückversetzung 

nach Rheinland-Pfalz. Der Präsident des zuständigen Oberlandesgerichts sieht je-

doch keine Möglichkeit für eine Rückversetzung, weil diese zur Folge hätte, dass die 

Beförderungschancen der in seinem Geschäftsbereich eingesetzten leistungsstarken 

Kräfte eingeschränkt würden. Dies hätte aus seiner Sicht unmittelbare Auswirkungen 

auf die Motivation der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher. 

 

2. Opfer einer Gewalttat erhält eine Zuwendung 

 
Ein Bürger begehrte als Opfer einer Gewalttat eine Zuwendung. Im Zuge des Petiti-

onsverfahrens hat die Stiftung Rheinland-Pfalz für Opferschutz eine Zuwendung in 

Höhe von 1.600,00 € für den Einbau einer Dusche im Hause des Petenten bewilligt. 

 

3. Der Verfolgung eines Betrugsdeliktes steht Verjä hrung entgegen 
 

Ein Bürger hat gegen eine in Ghana wohnhafte Person Anzeige erstattet, weil diese 

ihm im Jahr 2002 50 kg Goldstaub gegen Zahlung von 40.000,00 € liefern wollte. 

Nach der Lieferung stellte sich aber heraus, dass es sich lediglich um 39 kg wertlosen 

Messingschrott handelte. Der Bürger beanstandet, dass die zuständige Staatsanwalt-

schaft ihre Ermittlungen eingestellt hat. Die Einstellung des Verfahrens kann jedoch 

nicht beanstandet werden, weil der Aufenthaltsort des Beschuldigten nicht festgestellt 

werden konnte und zwischenzeitlich Verjährung eingetreten ist. 

 

 



 - 134 -

4. Bei Ausführungen kann Bargeld zum Einkauf mitgen ommen werden 

 
Ein Gefangener begehrte, anlässlich von Ausführungen kleinere Einkäufe tätigen zu 

können. Die zuständige JVA hat dies genehmigt und dem Gefangenen das dafür er-

forderliche Bargeld von seinem Eigengeld zur Verfügung gestellt. 

 

5. Gefangene haben keinen Anspruch auf bestimmte An tragsvordrucke 

 
Ein Gefangener begehrte, dass ihm die bisher in seiner JVA verwandten Antragsvor-

drucke weiterhin ausgehändigt werden, da diese vom Format besser in sein privates 

Ordnungssystem passen und leichter in seine Schreibmaschine einzuspannen seien. 

Die JVA hat dies allerdings abgelehnt und verweist darauf, dass die Antragsvordru-

cke nicht mehr, wie bisher, von der anstaltseigenen Druckerei bezogen werden, son-

dern im Zuge der erweiterten EDV-Anwendung als Textbausteine hinterlegt und bei 

Bedarf vom Stationsdienst ausgedruckt und den Gefangenen übergeben werden. 

Dem Sonderwunsch des Petenten kann nicht entsprochen werden, weil dies einen 

nicht vertretbaren erhöhten Verwaltungs- und Kostenaufwand verursachen würde. 

 

6. Beleuchtung bei der morgendlichen Lebendkontroll e ist erforderlich 

 
Ein Gefangener beanstandete, dass morgens das Licht in den Hafträumen bis zu 45 

Minuten angeschaltet bleibt. Er fühlt sich dadurch beeinträchtigt, weil er morgens 

nicht so früh aufstehen muss. Aus Sicht der JVA ist es allerdings unumgänglich, die 

Beleuchtung in den Hafträumen des jeweiligen Flügels einzuschalten, um die mor-

gendliche Lebendkontrolle durchführen zu können und die Vollzähligkeit der Gefan-

genen zu überwachen. 

 

7. Teilnahme am Gottesdienst kann ermöglicht werden  

 
Der Petent beanstandete, dass ihm die Teilnahme an den wöchentlich stattfindenden 

Gottesdiensten verwehrt wurde. Die Ermittlungen haben ergeben, dass es zu Prob-

lemen gekommen war, weil der Petent von einigen Mitgefangenen getrennt werden 

muss. Die JVA konnte dem Petenten jedoch die 14-tägige Teilnahme an den Gottes-

diensten ermöglichen. 
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8. Störungen durch das Einsammeln von Essentabletts  müssen hin-
genommen werden 

 
Ein Gefangener fühlte sich durch das abendliche Einsammeln der Essentabletts ge-

stört und begehrte, dass die bereits mit dem Mittagessen ausgegebenen Tabletts für 

das Abendessen bereits mittags wieder eingesammelt werden. Die betreffende JVA 

sieht jedoch keinen Anlass, ihre derzeitige Praxis zu ändern. Sie hält die durch das 

Einsammeln in der Zeit von 18.30 bis 19.00 Uhr entstehenden Geräuschbelästigun-

gen für zumutbar. 

 

9. Der Besitz eines Notebooks in einer JVA kann nic ht gestattet wer-
den 

 
Ein Gefangener begehrte den Besitz eines Notebooks, weil er dieses für die Erstel-

lung seiner Diplomarbeit benötige. Die JVA sieht jedoch keine Möglichkeit, dem Ge-

fangenen den Besitz eines Notebooks zu gestatten. Die Ordnung und Sicherheit der 

Anstalt wäre hierdurch erheblich gefährdet, da solche Geräte zur Speicherung großer 

Datenmengen geeignet sind. Eine wirksame Kontrolle ließe sich selbst durch einen 

gesteigerten Personaleinsatz und durch Fortbildungsmaßnahmen nicht gewährleis-

ten, weil die erforderlichen Kenntnisse auch von technisch versierten Bediensteten 

nicht erbracht werden können. 

 

10. Kein Bedarf für heißes Wasser auf den Arresträu men 

 
Ein Bediensteter der Jugendarrestanstalt Worms setzte sich dafür ein, dass den Ar-

restanten ein Gefäß zur Verfügung gestellt wird, mit dem sie sich heißes Wasser zum 

Geschirrspülen auf den Arrestraum mitnehmen können. Aus Sicht der Jugendarrest-

anstalt besteht diesbezüglich jedoch kein Bedarf, da das Geschirr von einem gemein-

samen Spüldienst gespült wird. Die Bestecke können problemlos auf den Fluren, wo 

sich jeweils ein Becken mit Warmwasserhahn befindet, gespült werden. 

 

11. Auch Flucht „aus totaler Liebe“ entschuldigt ni cht 

 
Ein Gefangener beanstandet, dass er nicht in den offenen Vollzug verlegt wird, weil 

er anlässlich eines ihm gewährten Urlaubs nicht zurückgekehrt war und erst zu einem 

späteren Zeitpunkt im Rahmen einer Personenkontrolle durch die Polizei festgenom- 
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men wurde. Er macht geltend, dass die Flucht „aus totaler Liebe“ geschehen sei. Die 

betreffende JVA sieht allerdings auch unter Berücksichtigung des vom Petenten ge-

nannten Fluchtgrunds derzeit keine Möglichkeit, ihn in den offenen Vollzug zu verle-

gen, da sie aufgrund seines vorangegangenen Verhaltens die erforderliche Eignung 

nicht feststellen kann. 

 

12. Durch selbst veranlassten Polizeieinsatz entsta ndene Kosten kön-
nen nicht erstattet werden 

 
Eine Bürgerin begehrte Ersatz des Schadens, der an ihrer Wohnungstür infolge eines 

Polizeieinsatzes entstanden war. Zu dem Polizeieinsatz war es gekommen, weil die 

Hausärztin der Petentin der zuständigen Polizeiinspektion mitgeteilt hatte, dass die 

Petentin ihr gegenüber telefonisch Suizidgedanken geäußert und es ihr anschließend 

nicht gelungen war, unter allen ihr bekannten Telefonnummern Kontakt mit der Pe-

tentin oder ihrer Familie aufzunehmen. Da die Tür auch auf wiederholtes Klingeln und 

Klopfen nicht geöffnet wurde, gingen die Polizeibeamten von einer konkreten Gefah-

renlage aus und öffneten das Türschloss. Die insoweit zuständige Aufsichts- und 

Dienstleistungsdirektion hat die Erstattung des dadurch entstandenen Schadens ab-

gelehnt, weil die Petentin mit ihrem Anruf bei der Hausärztin in zurechenbarer Weise 

den Anschein einer Gefahr erweckt und somit den Polizeieinsatz selbst veranlasst 

hat. 

 

13. Ordnungswidrigkeiten können auch auf einem Priv atgrundstück    
festgestellt werden 

 
Gegen einen Bürger war ein Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet worden, weil 

er seinen Motorroller nicht zur fälligen Hauptuntersuchung angemeldet hatte. Er 

machte geltend, das Fahrzeug habe auf seinem Grundstück gestanden. Für das Vor-

liegen einer Ordnungswidrigkeit kommt es allerdings nicht darauf an, ob das Fahr-

zeug tatsächlich im öffentlichen Verkehr benutzt wird, weil die Nichtvorführung des 

Fahrzeugs zur fälligen Hauptuntersuchung eine Unterlassungstat darstellt. Vielmehr 

ist ausschließlich die Tatsache einer fehlenden Prüfplakette bei einem ansonsten 

angemeldeten Fahrzeug ausschlaggebend. Die zuständige Kreisverwaltung sah da-

her keine Möglichkeit, das Verfahren einzustellen. 
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14. Auf zahnärztliche Berufserfahrung im Ausland ka nn ausnahms-
weise verzichtet werden 

 

Ein ausländischer Mitbürger beanstandete, dass sein Antrag auf eine Berufserlaubnis 

als Zahnarzt mit der Begründung abgelehnt worden war, er müsse nach den ein-

schlägigen gesetzlichen Bestimmungen zunächst drei Jahre in seinem Heimatland 

zahnärztliche Berufserfahrung sammeln. Nachdem der Petent nachgewiesen hatte, 

dass ihm eine Berufsausübung im Herkunftsland nicht möglich ist, konnte ihm auf-

grund dieser besonderen Umstände die Berufserlaubnis erteilt werden. 

 

15. Größerer Grenzabstand konnte erreicht werden 
 

Der Eigentümer eines Hausgrundstückes beanstandete den geringen Grenzabstand 

einer auf einem Nachbargrundstück geplanten Terrasse. Nach den von der zuständi-

gen Stadtverwaltung getroffenen Feststellungen, war der gesetzlich vorgeschriebene 

Mindestabstand zwar eingehalten worden, jedoch konnte unter Vermittlung der Stadt-

verwaltung erreicht werden, dass der Abstand um 0,50 m vergrößert wurde. Der Pe-

tent zeigte sich mit dieser Lösung einverstanden. 

 

16. Änderung der Straßenführung war noch möglich 
 

Die Eigentümerin eines Hausgrundstückes begehrte, dass die angrenzende Bundes-

straße im Zuge eines Straßenausbaus nicht so nah an ihr Haus herangeführt wird, 

wie zunächst geplant. Trotz der bereits abgeschlossenen Planung konnte im Zuge 

des Petitionsverfahrens eine Regelung getroffen werden, mit der die Petentin einver-

standen ist. 

 

17. Vom Bebauungsplan abweichende Farbe des Daches kann nicht 
hingenommen werden 

 
Ein Bürger war von seiner zuständigen Kreisverwaltung aufgefordert worden, die 

Dachfarbe seines Neubaus zu ändern. Nach den von der Kreisverwaltung getroffenen 

Feststellungen handelt es sich bei der Dachfarbe um ein „knalliges Rot“, das gegen 

die Auflage der Baugenehmigung verstößt, wonach drei bestimmte Rot-Töne vorge-

geben worden sind. Der Petent machte geltend, dass die Dachfarbe auch andernorts 

nicht eingehalten werde. Die Kreisverwaltung sieht allerdings im Hinblick auf die Vor- 
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gaben des Bebauungsplans keine Möglichkeit, von der getroffenen Verfügung abzu-

sehen, erklärte sich jedoch bereit, den bauaufsichtlichen Vollzug bis Ende 2009 aus-

zusetzen, um zu beobachten, ob durch Nachdunkelung und Verschmutzung des Da-

ches eine Angleichung an den vorgegebenen Farbton erfolgt. Der Petent hat jedoch 

abgelehnt, diesem Lösungsvorschlag zuzustimmen, sodass es bei der ursprünglichen 

Anordnung verbleibt. 

 

18. Wohnbebauung im Außenbereich kann ausnahmsweise  geduldet 
werden 

 
Ein Ehepaar, das ein landwirtschaftliches Anwesen im Außenbereich einer Gemeinde 

betreibt, begehrte, einen der vorhandenen Ställe zu Wohnzwecken umzunutzen, da-

mit seine Tochter mit ihrem Ehemann und dessen Mutter dort wohnen können. Auf-

grund der Eingabe duldet die zuständige Kreisverwaltung die beabsichtigte Nutzung 

zu Wohnzwecken mit der Einschränkung, dass das Gebäude in seinen wesentlichen 

Teilen unverändert bleiben muss. 

 

19. Auch bei einer Sauna muss der Grenzabstand eing ehalten werden 

 
Die Eigentümerin eines Hausgrundstückes begehrte die Genehmigung einer bereits 

errichteten Sauna mit Holzofen. Die zuständige Kreisverwaltung sieht sich hierzu je-

doch nicht in der Lage, da der erforderliche Grenzabstand zum Nachbargrundstück 

nicht eingehalten worden ist. Innerhalb der Abstandsflächen sind nur Gebäude ohne 

Feuerstätte zugelassen. So wäre die Beheizung mit einem Elektroofen zulässig. Da 

die Petentin jedoch den Holzofen beibehalten möchte, ist eine Genehmigung inner-

halb des Grenzabstandes nicht möglich. 

 

20. Optimaler Schulstart 
 

Ein Petent begehrte mit seiner Eingabe, dass sein Sohn von der Einschulung für ein 

Jahr zurückgestellt wird. Um seinem Sohn einen optimalen Schulstart zu ermögli-

chen, wurde nach nochmaliger Prüfung dem Antrag entsprochen. 
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21. Unerwartet schwanger 

 
Weil eine Lehrerin zwischenzeitlich schwanger geworden war, wollte sie mit ihrer 

Eingabe erreichen, dass die Verwaltung die von ihr beantragte und zwischenzeitlich 

bewilligte Beurlaubung wieder zurücknimmt. Die Petentin machte geltend, dass sich 

mit der Schwangerschaft ihre Situation komplett geändert habe und wies darauf hin, 

dass sie bei Aufrechterhaltung ihrer Beurlaubung keinen bezahlten Mutterschutz er-

halte. Die Petentin fühlte sich insoweit ungerecht behandelt, als allen Frauen Mutter-

schutz zustehe, selbst wenn sie gekündigt haben. Im Zuge des Petitionsverfahrens 

hat die Verwaltung den Bewilligungsbescheid über die Beurlaubung aufgehoben. 

Damit wurde dem Anliegen der Petentin entsprochen. 

 

22. Rehe sind Feinschmecker 
 

Rehe lieben Rosen und andere Blumen. Diese Erfahrung machte ein Petent aus dem 

Westerwaldkreis. Er führte dies darauf zurück, dass Jagdpächterinnen bzw. Jagd-

pächter Rehe nicht in ausreichender Anzahl erlegen. Die Ermittlungen haben erge-

ben, dass die Jagd in befriedeten Bezirken, wozu das Grundstück des Petenten zählt, 

ruht. Nach den von der Verwaltung getroffenen Feststellungen müsste der Petent 

sein Grundstück vor dem Eindringen von Rehwild selbst schützen. Als übliche 

Schutzvorrichtung wird nach § 67 der Landesverordnung zur Durchführung des Lan-

desjagdgesetzes ein Drahtgeflechtzaun in Höhe von mindestes 1,50 m angesehen. 

Eine solche Schutzmaßnahme lehnte der Petent aber aus optischen Gründen ab. 

Auch die daraufhin seitens der Verwaltung aufgezeigten weiteren geeigneten 

Schutzmöglichkeiten, wie z. B. das Anbringen von Drahtgeflecht an den betroffenen 

Rosenstöcken selbst, damit das Wild nicht mehr an die Pflanzen herankommt, über-

zeugten den Petenten nicht. Vielmehr begehrte er, das Wild im Jagdbezirk so zu re-

duzieren, dass es nicht mehr in Wohngebiete eindringt. Unabhängig von der Frage, 

ob dies überhaupt zu bewerkstelligen ist, sind Jagdpächterinnen bzw. Jagdpächter 

aber weder nach dem Bundesjagdgesetz noch nach dem Landesjagdgesetz dazu 

verpflichtet, wobei der hier zuständige Jagdpächter über die von der Verwaltung fest-

gesetzten Abschussvorgaben sogar hinausgegangen ist.  
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23. Krankengymnastik oder Fitnesstraining? 
 

Ein Petent, der bereits für 25 Sitzungen einer geräteunterstützenden Krankengym-

nastik Beihilfeleistungen erhalten hatte, begehrte mit seiner Eingabe Beihilfeleistun-

gen für weitere Sitzungen. Die Ermittlungen haben ergeben, dass nach der Verwal-

tungsvorschrift zur Beihilfenverordnung jedoch nur bis zu 25 Sitzungen einer geräte-

unterstützenden Krankengymnastik je Krankheitsfall beihilfefähig sind. Hintergrund 

dafür ist, dass das ärztlich verordnete überwachte Training im Allgemeinen in Eigen-

regie zur Fortführung und Stabilisierung des Trainingserfolgs weitergeführt werden 

soll. Weitere Beihilfeleistungen konnten daher nicht gewährt werden. 

 

24. Lösung des Problems „Maschendrahtzaun“ in Aussi cht 

 
Auch ein Maschendrahtzaun beschäftigte den Bürgerbeauftragten in diesem Berichts-

jahr. So hatten sich Petenten an ihn gewandt, weil sie aufgefordert worden waren, 

einen Maschendrahtzaun im Außenbereich zu entfernen. Im Laufe des Petitionsver-

fahrens hat der Ortsgemeinderat für diesen Bereich den Erlass eines Bebauungs-

plans beschlossen. Daraufhin hat die Untere Bauaufsichtsbehörde das Verfahren 

bezüglich der Beseitigungsverfügung bis zum Inkrafttreten des Bebauungsplans, 

längstens bis 31.08.2009, ausgesetzt. 

 

25. Beitragsverzicht  
 

Ein Ehepaar hatte sich im Zusammenhang mit der Veranlagung zu Erschließungsbei-

trägen an den Bürgerbeauftragten gewandt und beanstandete seine Beitragsveranla-

gung. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die zuständige Ortsgemeinde aufgrund 

einer Billigkeitsentscheidung gemäß § 135 Abs. 4 des Baugesetzbuchs auf die Erhebung 

eines Erschließungsbeitrags verzichtet. 

 

26. „Mal umgekehrt“ – Bürger wollen Straßenausbau  
 

Während sich bei vielen Eingaben Bürgerinnen und Bürger gegen eine Ausbau- oder 

Erschließungsmaßnahme wenden, begehrte ein Ehepaar den Ausbau einer Straße, 

die sich nach ihrer Auffassung in einem schlechten Zustand befindet. Allerdings hatte 

sich der Gemeinderat bereits mit der Angelegenheit befasst und beschlossen, zu-

nächst den baulichen Zustand begutachten zu lassen. Die Überprüfung des baulichen  
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Zustands führte dann zum Ergebnis, dass sich die Straße in einem ordnungsgemä-

ßen Zustand befindet und ein von den Petenten gewünschter Ausbau nicht erforder-

lich ist.  

 

27. Belästigung durch Geräusche 
 

 Eine Bürgerin wandte sich an den Bürgerbeauftragten und machte geltend, im Be-

reich ihres Grundstücks andauernd ein Geräusch zu hören, das sie als sehr störend 

empfand und weswegen sie den Bürgerbeauftragten um seine Hilfe bat. Zahlreiche 

daraufhin veranlasste Untersuchungen und Messungen durch die Verbandsgemein-

deverwaltung, den Energieversorger, die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

sowie das Landesamt für Umweltschutz, Wasser und Gewerbeaufsicht führten jedoch 

alle zu dem Ergebnis, dass keine Überschreitung der festgelegten Grenzwerte fest-

gestellt werden konnte, ebenso wenig wie überhaupt das von der Petentin beschrie-

bene Geräusch wahrgenommen werden konnte. Auch ein von der Petentin in Auftrag 

gegebenes Gutachten eines Baubiologen war nach Auffassung der um Überprüfung 

gebetenen Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd nicht geeignet, bei der Auffin-

dung der angeblichen Störquellen behilflich zu sein. Darüber hinaus haben sowohl 

der Bürgerbeauftragte als auch der Berichterstatter des Petitionsausschusses die 

Petentin vor Ort aufgesucht um festzustellen, um was für ein Geräusch es sich han-

delt. Allerdings konnte im Rahmen dieser Vor-Ort-Termine das Geräusch von beiden 

nicht wahrgenommen werden. 

 

28. Halteverbot übersehen? 
 

Ein Petent begehrte den Erlass von Verwarnungsgeldern, die ihm auferlegt wurden, 

nachdem er sein Fahrzeug über einen Monat immer wieder in einem gut sichtbar 

ausgeschilderten Halteverbot abgestellt hatte. Während eines längeren Krankenauf-

enthalts seiner Ehefrau besuchte der Petent diese jeden Tag im Krankenhaus und 

stellte sein Fahrzeug dabei immer im Halteverbot ab. Nach eigenem Vorbringen woll-

te er das Geld für die Tiefgarage sparen. Über das Parken im Halteverbot wurde der 

Petent durch Hinweise an der Windschutzscheibe seines Pkw`s informiert. Die an ihn 

versandten, mit einer Zahlungsaufforderung verbundenen Verwarnungsschreiben, 

hatte er einfach zurückgesandt. Trotzdem machte der Petent geltend, von dem Halte-

verbot keine Kenntnis gehabt zu haben. 
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29. Keine „Nachrüstung“ vor Erstzulassung 
 

Ein Petent beanstandete mit seiner Eingabe, dass er keine Steuerbefreiung für sei-

nen mit einem Rußpartikelfilter ausgestatteten Diesel-Pkw erhält. Der Petent hatte 

einen Diesel-Pkw erworben und ließ, da der Pkw nicht entsprechend ausgestattet 

war, vor der Erstzulassung einen Rußpartikelfilter einbauen. Eine Steuerbefreiung 

wurde vom zuständigen Finanzamt jedoch mit der Begründung abgelehnt, dass es 

sich nicht um eine Nachrüstung handelt. Eine vom Bürgerbeauftragten veranlasste 

Überprüfung durch die Oberfinanzdirektion Koblenz und das Ministerium der Finan-

zen ergab, dass die maßgebliche Steuervorschrift des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

auf das „Halten“ eines Fahrzeugs abstellt und damit auf Fahrzeuge, die zum Zeit-

punkt des Einbaus des Filters bereits zugelassen sind. Dies entspricht im Übrigen 

auch der Wertung des Gesetzgebers, der als begünstigte Fahrzeuge „bereits im Ver-

kehr befindliche Personenkraftwagen“ vorsieht und eine kraftfahrzeugsteuerliche För-

derung ausdrücklich nur auf Nachrüstungsfälle beschränkt. Hier konnte der Bürger-

beauftragte wegen der insoweit klaren Gesetzeslage leider nicht helfen. 

 

30. Unterschiedliche Geschmäcker  
 

Eine Beeinträchtigung des Ortsbilds und damit einen Verstoß gegen die Satzung zum 

Schutz des Ortsbilds machte ein Bürger geltend, der sich mit seiner Eingabe über das 

optische Erscheinungsbild eines Nachbargrundstücks beschwerte. Die Ermittlungen 

ergaben, dass die Bewohnerin einen eigenen Lebensstil pflegt und insbesondere bei 

der Gestaltung der Blumenbeete und der Verwendung von Pflanzgefäßen eigene 

Geschmacksvorstellungen verwirklicht. Eine Beeinträchtigung des Ortsbilds konnte 

indes nicht festgestellt werden, ebenso wenig wie es sich bei den im Garten verwen-

deten Gegenständen um Abfall handelt.  

 

31.  „Maronenversorgung gesichert“  
 

Der Betreiber eines stadtbekannten mobilen Maronenstands wandte sich an der Bür-

gerbeauftragten und beanstandete, dass seine Standzeit von drei auf zwei Monate 

verkürzt werden sollte. Im Zuge des Petitionsverfahrens wurde die Genehmigung 

jedoch antragsgemäß entsprechend der bisherigen Standzeit erteilt, sodass die „Ver-

sorgung mit frischen Maronen“ für einen Zeitraum von drei Monaten gesichert werden 

konnte.  
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32.  „Wenn schon Gebühren, dann bitte sauber“ 
 

Ein Bürger beanstandete die unzureichende Reinigung einer Straße, für die er Stra-

ßenreinigungsgebühren zahlt, durch die Stadt. Tatsächlich konnte die Straßenreini-

gung wegen parkender Fahrzeuge nicht immer ordnungsgemäß durchgeführt wer-

den. Nunmehr hat die Stadtverwaltung ein wechselseitiges Halteverbot angeordnet, 

um so eine ordnungsgemäße Reinigung der Straße sicherzustellen und der Petent ist 

damit zufrieden.  

 

33. Gespräch führte zur Lösung  
 

Probleme mit einem Finanzamt hatte eine Petentin, gegen die bereits ein Zwangsgeld 

festgesetzt worden war. Es ging dabei um die Verpflichtung der Petentin, bestimmte 

Unterlagen vorzulegen. Da dies aber nach dem Vorbringen der Petentin überhaupt 

nicht möglich war, konnte in einem vom Bürgerbeauftragten vermittelten Gespräch 

zwischen der Petentin und der zuständigen Sachgebietsleiterin des Finanzamts eine 

Lösung gefunden werden.  

 

34. Ausnahmsweise Verlegung in wohnortnahe JVA mögl ich 

 
Ein Petent begehrte seine Verlegung in eine wohnortnahe JVA, weil seine Familie ihn 

wegen eines schwerbehinderten Kindes nur mit größeren Schwierigkeiten besuchen 

kann. Grundsätzlich ist zwar die Verlegung in eine nach dem Vollstreckungsplan un-

zuständige JVA auch zum Zwecke von Besuchserleichterungen nicht möglich, vorlie-

gend wurde jedoch wegen der besonderen Situation ein Ausnahmefall gesehen, so-

dass dem Anliegen entsprochen werden konnte. 

 

35. Zwei zu vollstreckende Freiheitsstrafen führten  zu Irritationen 

 
Ein Gefangener beanstandete, dass er nicht entlassen wurde, obwohl gerichtlich 

festgestellt worden war, dass die Strafvollstreckung, falls mit ihr bereits begonnen 

worden war, sofort abzubrechen sei. Hierbei übersah er jedoch, dass er zu zwei Frei-

heitsstrafen durch zwei unterschiedliche Urteile verurteilt worden war. Zum Zeitpunkt 

der gerichtlichen Entscheidung verbüßte er die Strafe aus dem Urteil, auf das sich die  
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betreffende Entscheidung nicht bezog. Die JVA handelte daher richtig, indem sie die  

Vollstreckung fortsetzte. 

 

36. Durch Nachfragen zu höheren Leistungen 
 

Eine Petentin beanstandete, dass ihr im Rahmen des Arbeitslosengeldes II statt des 

ihr zustehenden Regelsatzes von 347,00 € monatlich nur ein Betrag von 284,72 € ge-

zahlt wurde. Es stellte sich heraus, dass die Miete direkt von der Arbeitsgemeinschaft 

an die Vermieterin gezahlt wurde, diese jedoch höher als die anerkannten angemes-

senen Unterkunftskosten war, sodass der Petentin nur der Restbetrag der Leistungen 

ausgezahlt wurde. Allerdings stellte die Arbeitsgemeinschaft bei einer späteren Über-

prüfung der Angelegenheit fest, dass bereits mit dem einige Zeit zuvor ergangenen 

Bewilligungsbescheid anhand des aktuellen Mietspiegels eine Erhöhung der aner-

kannten Unterkunftskosten hätte erfolgen müssen. Ein Betrag von über 53,00 € mo-

natlich wurde kurzfristig nachgezahlt. 

 

37. Versicherung in der Krankenversicherung der Ren tner doch möglich 
 

In einem Fall setzte sich ein Bürger für eine ältere Mitbürgerin, eine anerkannte Spät-

aussiedlerin, ein, da ihm die Höhe der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge, die 

sie von ihrer Rente zahlen musste, ungerecht erschien. Die zuständige Krankenkasse 

hatte seinerzeit bei der Rentenantragstellung die Voraussetzungen für die Aufnahme 

in die Kranken- und Pflegeversicherung der Rentner abgelehnt, da bei der Meldung 

die Frage, ob sie zum Personenkreis der anerkannten Spätaussiedler gehört, noch 

mit „Nein“ beantwortet wurde. So musste sich die Rentnerin freiwillig versichern und 

erhielt vom Rentenversicherungsträger lediglich einen Zuschuss zu den Beiträgen. 

Nachdem dies nun richtig gestellt wurde, wurde das Versicherungsverhältnis rückwir-

kend korrigiert und zuviel gezahlte Versicherungsbeiträge erstattet. 

 

38. Nutzung des Bahnhofs durch schwerbehinderte Men schen 
 

Eine schwerbehinderte Bürgerin, die für längere Strecken auf einen Rollstuhl ange-

wiesen ist, beanstandete, dass es im Bahnhof ihres Wohnorts keine Aufzüge gibt und 

am Wochenende kein Personal zur Verfügung steht, um ihr sowie anderen schwer-

behinderten Bürgerinnen und Bürgern zu helfen. Der Bürgerbeauftragte hat daraufhin 

das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau um Prüfung  
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gebeten, ob es eine Lösung für dieses Problem gibt. Das Ministerium hat sich mit der 

für den Service an diesem Bahnhof zuständigen DB Station & Service AG in Verbin-

dung gesetzt und nach einer Regelung gesucht, mit dem Ergebnis, dass seit dem 1. 

Mai 2008 täglich von 8 Uhr bis 20 Uhr die Hilfe für mobilitätseingeschränkte Reisende 

durch örtliches Personal gewährleistet ist. Bei Bedarf muss die Ein-/Aussteigehilfe 

aber über die Mobilitätsservice-Zentrale der DB vorab angemeldet werden. 

 

39. Medikamentengabe durch Pflegedienst 
 

Eine 85 Jahre alte und alleinlebende Petentin begehrte mit ihrer Eingabe die Kosten-

übernahme für das Verabreichen und Überwachen der Einnahme von Medikamenten 

morgens und abends durch den Pflegedienst. Die Krankenkasse hatte dies abge-

lehnt, da nach ihren Informationen eine Pflegeperson vorhanden ist, die die Medika-

mentengabe sicherstellen kann. Nach Angaben der Petentin kümmern sich zwar ihre 

Kinder und Schwiegerkinder um sie, können aber aus beruflichen und persönlichen 

Gründen die Medikamentengabe nicht gewährleisten. Eine Pflegeperson stehe ihr 

nicht zur Verfügung. Im Übrigen beklagte sie, dass weder sie noch ihr Sohn hierzu 

von der Krankenkasse befragt wurden. Die Krankenkasse kam daraufhin zu dem Er-

gebnis, dass die beantragten Kosten im Rahmen der häuslichen Pflege genehmigt 

werden können. 

 

40. Missverständnis beseitigt 
 

Ein Petent benötigte zur Feststellung seiner Erwerbsfähigkeit durch die Agentur für 

Arbeit und der erst dann möglichen Vermittlung einer adäquaten Arbeitsstelle ein 

Gutachten, das auf Betreiben des Rentenversicherungsträgers im Jahr 2007 erstellt 

worden war. Er beklagte, dass sein Hausarzt das Gutachten bereits mehrere Monate 

zuvor angefordert hatte, aber nichts geschehen sei. Der Rentenversicherungsträger 

erklärte daraufhin, dass dem Hausarzt telefonisch mitgeteilt wurde, dass das Gutach-

ten unverzüglich übersandt wird, wenn er eine Einwilligung seines Patienten vorlegt. 

Trotz entsprechender Zusicherung geschah dies jedoch nicht. Da der Rentenversi-

cherungsträger die Eingabe des Petenten als Einwilligung wertete, übersandte er das 

gewünschte Gutachten kurzfristig. 
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41. Vergesslichkeit und ihre Folgen 
 

Ein Bürger begehrte die Erstattung von Rundfunkgebühren, da er seit dem 1. April 

1998 mit seiner Ehefrau einen gemeinsamen Hausstand führt, beide aber weiterhin 

Gebühren gezahlt hatten. Er hatte versehentlich vergessen, sich bei der GEZ abzu-

melden. Der Südwestrundfunk hat das Teilnehmerkonto daraufhin im Rahmen der 

gesetzlichen Verjährungsfrist ab dem 1. Januar 2005 abgemeldet und die ab diesem 

Zeitpunkt gezahlten Rundfunkgebühren von über 670 € erstattet. Auch wenn der be-

troffene Bürger die Auffassung vertrat, dass die Erstattung sämtlicher Gebühren den 

SWR nicht in den Ruin treiben dürfte, war er mit dieser Lösung zufrieden. 

 

42. Anerkennung einer Weiterbildung trotz Landesgre nzen 
 

Eine Krankenschwester, die aufgrund der Nähe ihres Wohn- und Arbeitsortes zum 

Saarland dort in der Zeit von September 2004 bis April 2005 an einer Weiterbildung 

teilgenommen hatte, begehrte die Anerkennung zum Führen der Weiterbildungsbe-

zeichnung „Praxisleiterin für Gesundheitsfachberufe“. Die Weiterbildungsstätte ver-

fügte jedoch zu diesem Zeitpunkt über keine staatliche Anerkennung. Eine Anerken-

nung war zunächst nicht möglich, da das Landesgesetz über die Weiterbildung in den 

Gesundheitsfachberufen Rheinland-Pfalz keine Anerkennung einer in einem anderen 

Bundesland absolvierten Weiterbildungsbezeichnung vorsieht und eine Übergangs-

regelung des saarländischen Rechts nur „Landeskinder“ begünstigt. Nachdem das 

zuständige rheinland-pfälzische Ministerium Kontakt mit dem entsprechenden saar-

ländischen Ministerium aufgenommen hatte, wurde dem Anliegen der Petentin jedoch 

mit einer großzügigen Auslegung der Übergangsregelungen und der Anerkennung 

ihrer Weiterbildung durch die zuständige Verwaltung des Saarlandes entsprochen. 

 

43. Bargeld statt Gutschein 
 

Eine Petentin hatte ihre Geldbörse mit dem am Geldautomaten abgehobenen Ar-

beitslosengeld II in Höhe von 350 € für den Monat Mai verloren. Ihr Sachbearbeiter 

hatte ihr daraufhin erklärt, dass ihr zur Sicherstellung des Lebensunterhalts nur Le-

bensmittelgutscheine ausgestellt werden könnten. Die Petentin begehrte jedoch die 

Auszahlung eines Barbetrages, weil sie sich schämte, mit diesen Gutscheinen im Dis-

counter in ihrer Nähe einzukaufen, da sie dort jeder kennt. Die Arbeitsgemeinschaft  
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gewährte ihr daraufhin kurzfristig ein Darlehen in Höhe von 120 €, das sie in vier Mo-

natsraten zurückzahlen konnte. 

 

44. Teilerfolg erzielt 
 

Ein schwerbehinderter Bürger, der aufgrund eines achtfachen Bandscheibenvorfalls 

auf einen Rollstuhl angewiesen ist, begehrte die Zuerkennung des Merkzeichens 

„aG“, um die damit verbundenen Parkerleichterungen in Anspruch nehmen zu kön-

nen. Da er jedoch nach einem Gutachten der Pflegekasse noch frei gehen und laufen 

kann, konnte das begehrte Merkzeichen nicht bewilligt werden. Allerdings wurde im 

Verfahren festgestellt, dass die gesundheitlichen Voraussetzungen zur Bewilligung 

von Parkerleichterungen für besondere Gruppen Schwerbehinderter in Rheinland-

Pfalz vorliegen.  

 

45. Missverständnis bezüglich des Vorhandenseins vo n Rundfunkgerä-
ten  

 

Ein älterer Bürger beanstandete die Forderung von Rundfunkgebühren für eine 

Zweitwohnung in der Zeit von Januar 2006 bis Februar 2007. Es handele es sich 

nicht um eine Zweitwohnung, sondern um den Umzug von einer Wohnung in eine 

andere, der sich aber aufgrund der Krankheit und des Todes der Ehefrau über einen 

längeren Zeitraum hingezogen hatte. Nachdem der Petent aufgrund einer nicht kor-

rekten Abrechnung seines Kabelnetzbetreibers davon ausging, dass bereits Rund-

funkgeräte für die neue Wohnung angemeldet waren, wollte er diese bei der GEZ 

abmelden. Daraus schloss die GEZ, dass er in zwei Wohnungen Rundfunkgeräte be-

reithält und ermittelte die entsprechenden Gebührenforderungen. Aufgrund der Über-

prüfung der Angelegenheit teilte der SWR dann mit, dass diese Schlussfolgerung 

nicht unmittelbar zu einer Anmeldung hätte führen dürfen. Vielmehr hätte die GEZ 

klären müssen, ob tatsächlich in zwei Haushalten Rundfunkgeräte bereitgehalten 

werden. Da dies nicht der Fall war, wurde die Anmeldung storniert.  

 

46. Angenommener Erbfall fand nicht statt 
 

In einem weiteren Fall konnte eine Petentin nicht nachvollziehen, warum von ihr 

nachträglich Rundfunkgebühren für die Zeit von Dezember 2005 bis November 2007 

gefordert wurden, obwohl sie gar keine Rundfunkgeräte zum Empfang bereithält. Es 

stellte sich heraus, dass das Teilnehmerkonto ursprünglich auf den Namen ihres ver-
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storbenen Ehemanns angemeldet war und nach dessen Tod auf sie umgeschrieben 

wurde, da sich aus der Sterbeurkunde ergab, dass er mit ihr verheiratet war. Nach-

dem jedoch nach den von der Petentin vorgelegten Unterlagen davon auszugehen 

war, dass sie die letzte Zeit vor seinem Tod nicht mehr mit ihrem Ehemann zusam-

menlebte und daher auch die Rundfunkgeräte nicht von ihr übernommen wurden, 

meldete der SWR das Teilnehmerkonto zum 1. Dezember 2005 ab.  

 

47. Verzicht auf Nachforderung 
 

Gegen die Nachforderung von Krankenkassenbeiträgen seit dem Jahr 2002 wandte 

sich eine Rentnerin. Für sie war nicht nachvollziehbar, dass ihrer Krankenkasse erst 

jetzt aufgefallen war, dass seit dieser Zeit keine Beiträge aus verschiedenen Zusatz-

versicherungen gezahlt worden waren. Vor dem Hintergrund, dass sie der Kranken-

kasse alle Altersbezüge, die sie erhält, gemeldet hatte, sah sie nicht ein, nun die fi-

nanziellen Nachteile aus dem Versäumnis der Krankenkasse erleiden zu müssen. Die 

Krankenkasse wies darauf hin, dass sie zwar grundsätzlich nach den gesetzlichen 

Vorgaben verpflichtet ist, die Nachforderungen innerhalb der gesetzlichen Verjäh-

rungsfrist zu verwirklichen, aber aufgrund der Besonderheiten dieses Falles auf die 

Nachforderung verzichtet.  

 

48. Weitere Übernahme der Unterkunftskosten 
 

Ein schwerbehinderter Bürger, der auf einen Rollstuhl angewiesen ist, beanstandete, 

dass die Arbeitsgemeinschaft ihm nun nach einem Wechsel in der Sachbearbeitung 

die Unterkunftskosten auf die angemessenen Kosten kürzte. Dies war ihm unerklär-

lich, da die Arbeitsgemeinschaft aufgrund einer Eingabe im Jahr 2005 bereits erklärt 

hatte, dass die tatsächlichen Unterkunftskosten weiter gezahlt werden, da ihm auf-

grund seiner Behinderung ein Umzug nicht zuzumuten ist. Also blieb es auch dabei. 

 

49. Einkommen des Partners wird berücksichtigt 
 

Eine ältere Bürgerin begehrte die Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung, da das ihr zur Verfügung stehende Einkommen 

nicht zur Sicherstellung des Lebensunterhalts ausreiche. Ihre Stadtverwaltung teilte 

dazu mit, dass sie bereits früher Leistungen bezogen hat, die jedoch eingestellt wor-

den waren, nachdem bekannt wurde, dass sie mit einem Partner zusammenlebt. Da  
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davon auszugehen ist, dass zwischen diesen beiden eine eheähnliche Gemeinschaft 

besteht, hat die Stadtverwaltung Unterlagen zum Einkommen und Vermögen des 

Partners angefordert. Die Vorlage erfolgte zunächst nicht, sodass der Antrag wegen 

fehlender Mitwirkung abgelehnt wurde. Nachdem dann doch Unterlagen vorgelegt 

wurden, stellte sich heraus, dass kein Anspruch auf Leistungen besteht, da das Ge-

samteinkommen den Gesamtbedarf um etwa 75 € übersteigt, wobei eine der Petentin 

zustehende Grundrente nach dem Opferentschädigungsgesetz in Höhe von 374 € 

nicht einmal bei der Berechnung des Einkommens berücksichtigt wurde.  

 

50. Eigenes Nachforschen hilft 
 

Eine Bürgerin beanstandete, dass ihrem Onkel keine Grundsicherungsleistungen 

gezahlt werden sollten, da er über Vermögen in Form eines Kraftfahrzeugs verfügt, 

das er zunächst zur Sicherung des Lebensunterhalts einsetzen müsse, auch wenn 

der voraussichtliche Erlös aus dem Verkauf zusammen mit dem vorhandenen Bar-

vermögen den geschützten Betrag von 2.600 € unterschreitet. Dies ergebe sich nach 

Auskunft der zuständigen Kreisverwaltung so aus den geltenden Sozialhilferichtlinien 

des Landes Rheinland-Pfalz. Die engagierte Nichte hatte jedoch im Internet recher-

chiert und herausgefunden, dass es zwei anders lautende Entscheidungen des Bun-

desverwaltungsgerichts aus dem Jahr 1997 gibt. Die betroffene Kreisverwaltung hat 

daraufhin eigene Nachforschungen angestellt, die ergaben, dass aktuellere Urteile zu 

dieser Frage nicht vorliegen und die Richtlinien anderer Bundesländer und die Ar-

beitsanweisungen anderer Städte diese Frage im Sinne der Rechtsprechung werten. 

Daraufhin hat auch die Kreisverwaltung von der geforderten Verwertung abgesehen 

und die Leistungen bewilligt.  

 

51. Sicherstellung der Versorgung im Krankheitsfall  
 

Ein Petent begehrte die weitere Gewährung von Krankenhilfeleistungen durch seine 

Kreisverwaltung. Diese hatte ihn aufgrund der bestehenden gesetzlichen Versiche-

rungspflicht aufgefordert, einen Aufnahmeantrag in die gesetzliche Krankenversiche-

rung zu stellen und gleichzeitig die eigenen Leistungen eingestellt. Die gesetzliche 

Krankenversicherung verneinte jedoch die Voraussetzungen für die Pflichtversiche-

rung. Der Petent wies darauf hin, dass er in der kommenden Woche dringende Arzt-

termine hätte und verlangte eine kurzfristige Entscheidung. Im Rahmen des Petiti-

onsverfahrens verständigte sich die Krankenkasse mit der Kreisverwaltung und er-
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kannte aufgrund neuer Informationen kurzfristig die Versicherungspflicht an, sodass 

der Petent seine Arzttermine beruhigt wahrnehmen konnte.  
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5. Teil: Statistik 
 
 
 
I. Eingaben, die dem Bürgerbeauftragten 

im Berichtsjahr zur Bearbeitung vorlagen 
 
 
 
 

1. Neueingänge 5338 = 100 % 
    
 a) zulässige Eingaben   
            (vgl. III) 3748 = 70,2 % 
    
 b) unzulässige Eingaben 1590 = 29,8 % 
              (vgl. IV)   
    
2. unerledigte Eingaben  

aus den Vorjahren 2039
  

        insgesamt 7377   
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Entwicklung der Gesamtzahl der Eingaben 
von 1974 - 2008
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II. Aufgliederung der Neueingänge im Berichtsjahr 

nach Art des Eingangs und nach Personen 
 
 

1. Nach Art des Eingangs 
 
 

a)  schriftliche Eingaben 3988 = 74,7 % 

b) per E-Mail 652 = 12,2 % 

c) per Internet 7 = 0,2% 

d) persönliche Eingaben 518 = 9,7 % 

e) telefonische Eingaben 173 = 3,2 % 

 insgesamt 5338 = 100 % 

 
 
 
2. Nach Personen 
 
        a)      Einzelpersonen 
 

aa) Männer  3.494  65,5 % 
bb) Frauen  1.541  28,9 % 
     
b)      Petentengruppen 303  5,6 % 
 
insgesamt 

5.338  100 % 
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III. Zulässige Eingaben des Berichtsjahres 

aufgegliedert nach Sachgebieten (vgl. I 1.a) 
 
 
 

Sachgebiet Zahl der Eingaben 
  absolut in v.H. 

    
8 -  Landwirtschaft und Umwelt 907 24,2

1 - Rechtspflege 698 18,7

5 - Sozialwesen 548 14,6

2 - Ordnungsverwaltung 418 11,1

3 - Gemeindeverfassungsrecht/ 
kommunales Abgabenrecht 
 

306 8,1

7 -  Kultur 296 7,9

9 -  Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 272 7,3

4 - Tarif-, Beamten- und Sozial- 
versicherungsrecht 

192 5,1

6 - Wirtschaftsordnung 111 3,0

 zusammen 3748 100,0

 unzulässige Eingaben (vgl. I 1.b) 1590 

 unerledigte Eingaben aus den Vorjahren (vgl. I 2.) 2039 

 zu bearbeitende Eingaben insgesamt (vgl. I) 7377 
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Landwirtschaft und Umwelt

Rechtspflege

Sozialwesen

Ordnungsverwaltung

Gemeindeverfassungsrecht, Kommunale Abgaben

Kultur

Bauordnungs- und Bauplanungsrecht

Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht
Wirtschaftsordnung

Zulässige Eingaben der Berichtsjahre 2007 und 2008
aufgegliedert nach Sachgebieten

(Prozentsatz bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben)
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Detaillierte Darstellung der einzelnen Sachgebiete: 
 
  Eingaben % 
 1 - Rechtspflege   
1.1 Gerichte 97 2,59
1.2 Staatsanwaltschaften 57 1,52
1.3 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate 6 0,16
1.4 Strafvollzug 495 13,21
1.5 Vollzugslockerungen 23 0,61
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 17 0,45
1.7 Gnadensachen  3 0,08
  698 18,62
 2 – Ordnungsverwaltung  
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 52 1,39
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 26 0,69
2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 211 5,63
2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 75 2,00
2.5 Pass- und Meldewesen 14 0,37
2.6 Personenstandswesen 12 0,32
2.7 Wahlen und Statistik 4 0,11
2.8 Brand- u. Katastrophenschutz 4 0,11
2.9 Bestattungswesen 20 0,53
  418 11,15
 
 

3 - Gemeindeverfassungsrecht –  
     Kommunale Abgaben 

 

3.1 Gebühren 33 0,88
3.2 Beiträge 70 1,87
3.3 Anschlußkosten 3 0,08
3.4 Sonstige kommunale Abgaben 135 3,60
3.5 Grundstücksangelegenheiten 62 1,65
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen - -
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 3 0,08
  306 8,16
 4 - Tarif- Beamten- und Sozialversicherungsrecht  
4.1 TV-L und Zusatzversorgung außer Justiz 8 0,21
4.2 Besoldung, Beihilfen, außer Justiz 35 0,93
4.3 Anstellungsverhältnis, außer Justiz 27 0,72
4.4 Versorgung 1 0,03
4.5 Krankenversicherung 61 1,63
4.6 Rentenversicherung 49 1,31
4.7 Unfallversicherung 9 0,24
4.8 Soldatenversorgung, Unterhaltssicherung 2 0,05
  192 5,12
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  Eingaben %
 5 - Sozialwesen  
5.1 Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 331 8,83
5.2 Landespflegegeld, Blindengeld 1 0,03
5.3 Wohngeld 7 0,19
5.4 Bundesausbildungsförderung, Bundeserziehungsgeld, 

Elterngeld 
 

26 0,69
5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 50 1,34
5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich, Entschädigungen 

für Häftlinge aus der ehemaligen DDR, Aussiedlerhilfe 
 

6 0,16
5.7 Behindertenrecht 11 0,29
5.8 Gesundheitswesen 32 0,85
5.9 Sozialhilfe, Grundsicherung, soziale Hilfen allgemein, 

SGB XII, außer in Justiz und Ausländerangelegenheiten 
 

84 2,24
  548 14,62
 6 – Wirtschaftsordnung  
6.1 Wirtschaftsförderung 5 0,13
6.2 Wirtschaftsordnung, Gewerbe-, Berufsrecht 20 0,54
6.3 Fremdenverkehr 1 0,03
6.4 Wohnungsbauförderung 2 0,05
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 2 0,05
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im 

Wohnungswesen 
 

- -
6.7 Steuern 81 2,16
  111 2.96
 7 – Kultur  
7.1 Schulische Angelegenheiten  85 2,27
7.2 Weiterbildung 5 0,13
7.3 Hochschulwesen 13 0,35
7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 99 2,64
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten - -
7.6 Kinder-, Jugend-, Personensorge 93 2,48
7.7 Sport 1 0,03
  296 7,90
 8 – Landwirtschaft und Umwelt  
8.1 Landwirtschaft und Weinbau 8 0,21
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 4 0,11
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 88 2,35
8.4 Katasterwesen 10 0,27
8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 633 16,89
8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 32 0,85
8.7 Gewerbeaufsicht 6 0,16
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 106 2,84
8.9 Abfallwirtschaft 20 0,59
  907 24,21
 9 - Bauordnungs- und Bauplanungsrecht  
9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 39 1,04
9.2 Baugenehmigungsverfahren 133 3,55
9.3 Abrißverfügungen 11 0,29
9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 77 2,06
9.5 Umlegungsverfahren 5 0,13
9.6 Straßenbauplanung 3 0,08
9.7 Grunderwerb für Straßenbau - -
9.8 Straßenunterhaltung 4 0,11
  272 7,26
 Gesamt 3748 100,00
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IV. Unzulässige Eingaben des Berichtsjahres  
 (Eingaben, bei denen von vornherein eine  
 Unzulässigkeit festgestellt wurde, vgl. I 1b) 
 
                  Zahl der Eingaben 
             absolut                     in v.H. 
 
 
 

1. Eingaben, bei denen eine Zuständigkeit oder rechtliche 
Einwirkungsmöglichkeit einer Landesbehörde nicht 
gegeben ist 

 
1467 82,3

 
 

  

2. Eingaben, deren Behandlung einen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtliches Verfahren oder die Nach-
prüfung einer richterlichen Entscheidung bedeuten 
würde 

 
 

143 8,0

   
   
3. Eingaben, bei denen es sich um ein rechtskräftig  ab-

geschlossenes gerichtliches Verfahren  handelt und das 
Vorbringen eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
eine Abänderung der getroffenen richterlichen Ent-
scheidung bezweckt 

 
 
 

42 2,4
   
   
4. 
 
 
 

Eingaben, die ein konkretes Anliegen oder einen er-
kennbaren Sinnzusammenhang nicht enthalten 
 

 
43 2,4

5. Eingaben, die kein neues Sachvorbringen gegenüber 
einer bereits beschiedenen Eingabe enthalten 

 
3 0,2

  
 

 

6. Eingaben, bei denen es sich um zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Privatpersonen handelt 

 
59 3,3

   
   
7. Eingaben, bei denen es sich um eine Angelegenheit 

handelt, die Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens ist 

 
18 1,0

   
   
8. Sonstiges 7 0,4
   
 
 

 
insgesamt 

1782 100 %
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V. Eingaben, die im Berichtsjahr  
 abschließend bearbeitet wurden 
 
   

Zahl der Eingaben 
 

 
Zulässige Eingaben  
   
nicht einvernehmlich erledigt 823  
einvernehmlich erledigt 388  
teilweise einvernehmlich erledigt 12  
  
  
  
in sonstiger Weise erledigt 206 * 
von den Petenten zurückgezogen 275 * 
Empfehlung einer gerichtlichen Entscheidung 0  
Auskunft erteilt 1524  
  
erledigte, zulässige Eingaben zusammen 3228  
  
  
  
Unzulässige Eingaben  
  
Eingaben, bei denen von vornherein eine 
Unzulässigkeit festgestellt wurde  

1587  

  
Eingaben, bei denen nach weiterer Prüfung 
die Unzulässigkeit festgestellt wurde 

215  

  
im Berichtsjahr insgesamt erledigt  
 

5030  

 
 
Der Bürgerbeauftragte hatte bei 481 (*) Eingaben keinen Einfluss auf deren Erledigung. 
Von den verbleibenden 2747 zulässigen Eingaben wurde dem Anliegen 
 
 
vollständig abgeholfen bei 388 Eingaben = 14,1 % 
teilweise abgeholfen bei 12 Eingaben = 0,4 % 
eine Auskunft erteilt bei 1524 Eingaben = 55,5 % 
Somit konnte bei  1924 Eingaben = 70,0 % 
geholfen bzw. weitergeholfen werden.   
 
 
 
VI. An die Landesregierung wurden überwiesen  
 

zur Berücksichtigung 0  
zur Erwägung 2  
zur Kenntnisnahme 0  
als Material 0  
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VII. Herkunft der Eingaben nach dem Wohnsitz der Petenten und Petentinnen    

in den kreisfreien Städten und Landkreisen  
  

Verwaltungsbezirk Anzahl der Eingaben Eingaben je 10 000 
Einwohner 

                      davon  
 insgesamt schriftlich persönlich 2008 2007 
Kreisfreie Städte 
 

 

Frankenthal 50 50  10,6 5,8
Kaiserslautern 79 69 10 8,1 3,6
Koblenz 123 120 3 11,6 8,4
Landau 58 48 10 13,5 5,1
Ludwigshafen 143 134 9 8,7 2,9
Mainz 232 186 46 11,7 11,7
Neustadt an der Weinstraße 27 26 1 5,0 7,3
Pirmasens 38 37 1 9,1 7,3
Speyer 25 24 1 4,9 1,8
Trier 103 85 18 9,9 7,8
Worms 42 37 5 5,1 2,9
Zweibrücken 37 37  10,7 15,2
 
Landkreise 

 

Ahrweiler 102 90 12 7,9 3,8
Altenkirchen 126 104 22 9,3 5,1
Alzey-Worms 116 91 25 9,2 18,2
Bad Dürkheim 224 214 10 16,7 4,9
Bad Kreuznach 183 169 14 11,6 6,3
Bernkastel-Wittlich 136 119 17 12,0 10,6
Birkenfeld 96 88 8 11,1 6,9
Eifelkreis Bitburg-Prüm 118 88 30 12,4 5,7
Cochem-Zell 40 38 2 18,2 5,5
Vulkaneifel Daun 66 54 12 10,5 6,0
Donnersbergkreis 83 69 14 10,7 8,4
Germersheim 135 125 10 10,7 4,3
Kaiserslautern 90 69 21 8,3 5,4
Kusel 116 90 26 15,5 8,4
Rhein-Pfalz-Kreis 149 140 9 7,8 3,7
Mainz-Bingen 803 776 27 39,9 15,1
Mayen-Koblenz 179 168 11 8,4 5,1
Neuwied 123 105 18 6,7 4,4
Rhein-Hunsrück-Kreis 116 94 22 11,1 7,7
Rhein-Lahn-Kreis 147 141 6 11,6 9,1
Südliche Weinstraße 73 63 10 6,6 3,9
Südwestpfalz 100 86 14 9,8 3,5
Trier-Saarburg 114 97 17 8,1 5,2

Westerwaldkreis 185 167 18 9,1 7,7
 
insgesamt 4577 4098

 
479 11,3 7,1

aus anderen Bundesländern und Ausland 212 208 4 4,0* 3,6*
aus den Justizvollzugsanstalten 549 524 25 10,3* 9,8*
 
zusammen 

5338 4830 508 

*bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben 
 
 
 
 



30 % der Petentinnen und 
Petenten konnte nicht geholfen 
werden.

70 % der Petentinnen und 
Petenten wurde geholfen 
bzw. weitergeholfen.

Feststellungen über die Art der Erledigung der vom 
Bürgerbeauftragten zu bearbeitenden zulässigen 

Eingaben in 2008








